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Vorwort

Die Kinder- und Jugendhilfe, insbesondere
die Jugendämter stehen nach wie vor häufig
in der öffentlichen Kritik. Leiterinnen und Lei-
ter sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
müssen einen Ruf aushalten, der viel zu oft
nichts mit der Realität zu tun hat. In der ge-
samten Spannbreite zwischen „Kinder-
klauen“, „Wegschauen“ und „Zuspätkom-
men“ wird ihre Arbeit öffentlich begutachtet
und medial kommentiert. Und die Betroffe-
nen dürfen sich aus Gründen des Daten-
schutzes oft nicht einmal öffentlich positio-
nieren, wenn ihnen oder ihrer Arbeit Unrecht
getan wird. Dazu braucht es ein gefestigtes
professionelles Selbstbewusstsein und
manchmal auch ein „dickes Fell“, aber es
lohnt sich doch zu kämpfen!

Nachdem bereits 2006 auf der gesamtbayeri-
schen Jugendamtsleitungstagung ein offensi-
verer Umgang mit der Darstellung des Ju-
gendamts in den Medien beschlossen und
das Landesjugendamt mit der Koordination
beauftragt wurde, stand das Jahr 2011 voll
und ganz unter dem Zeichen der öffentlich-
keitswirksamen Kampagne „Das Jugendamt.
Unterstützung, die ankommt.“ Hierüber infor-
miert auch Teil A des Jahresberichts. Nach
einer zentralen Auftaktveranstaltung mit 
Bayerns Familienministerin Christine Hader-
thauer in Weiden beteiligten sich über 80 %
der bayerischen Jugendämter. Deutschland-
weit machten mehr als 1.000 Veranstaltungen
auf die vielschichtige Arbeit der Jugendämter
aufmerksam.

Die Presseresonanz war groß. Allein im Kam-
pagnenzeitraum konnten 390 redaktionelle
Beiträge verzeichnet werden. Auch wenn es
keinerlei Vergleichsstatistik zur Medienbe-
richterstattung in „kampagnenfreien“ Zeiten
gibt, so ist doch davon auszugehen, dass
viele Bürgerinnen und Bürger ein differen-
zierteres Bild von Jugendämtern bekommen
haben.
In den vergangenen Monaten sind insbeson-
dere auch die Anfragen von Presse, Funk und
Fernsehen nach Expertinnen und Experten
aus der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe
zur Hintergrundrecherche oder differenzier-
ten Themenaufbereitung signifikant gestie-
gen.

Die Kampagne wirkte aber auch nach innen. 

Mit Informationsveranstaltungen, Tagen der 
offenen Tür, Ausstellungen und Festen wurde
auch den häufig in einzelnen Feldern speziali-
sierten Jugendamtsmitarbeiterinnen und 
-mitarbeitern ein Spiegel vor Augen gehalten:
Ein gelungener Überblick über die vielseitige,
alltägliche, wirksame und nachhaltige, gleich-
wohl häufig unspektakuläre Unterstützung
und Begleitung der Erziehung und Bildung
junger Menschen und ihren Schutz vor Miss-
brauch und Vernachlässigung.

Als Verantwortliche müssen die Fachkräfte in
den Jugendämtern abwägen, dürfen nicht
zaudern, sollen immer die richtigen Schlüsse
ziehen. Sie haben es mit vielfältigen, nicht
immer einfachen Kooperationspartnern zu
tun. 

Jeder Lehrer, jede Richterin und jeder Arzt
hat sein eigenes Berufsverständnis, ihr eige-
nes Ethos und sein eigenes Selbstbewusst-
sein. Oft, so scheint es, tun sich Sozialpäda-
goginnen und Sozialpädagogen insbeson-
dere bei Letzterem ein wenig schwer. 
Öffentlichkeitswirksame Aktionen und die po-
sitive Resonanz der Bevölkerung machen
aber deutlich: Es gibt keinen Grund, das
„Licht“ der Kinder- und Jugendhilfe „unter
den Scheffel“ zu stellen. Dem täglichen Ein-
satz gebührt große Hochachtung!

„Tue Gutes und rede darüber“. Unter diesem
Motto fand die erste Auseinandersetzung mit
der Thematik im Rahmen der Jugendamts-
leitungstagung 2006 statt.
Und unter diesem Motto wird sich das Lan-
desjugendamt auch künftig für die Fortfüh-
rung der Kampagne für die „Kompetenz-
agentur für Entwicklungsförderung“, wie es
der „Vater des KJHG“ Reinhard Wiesner so
schön gesagt hat, einbringen! 

Teil B dieses Berichts greift einige wichtige
Arbeitsvorhaben und Projekte des Landes-
jugendamts heraus. Sie stellen eine exempla-
rische Auswahl dar und verdeutlichen die
Vielschichtigkeit der Aufgabenstellungen. 

Teil C des Berichts rundet in bewährter Weise
mit „Namen, Daten und Fakten“ die fachli-
chen Beiträge ab.
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Ein herzliches Wort des Dankes geht an die-
ser Stelle an die Mitglieder des Landesju-
gendhilfeausschusses für intensive Beratun-
gen auch sperriger Themen, ebenso an die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwal-

München, Juli 2012

Hermann Imhof, MdL 
Vorsitzender des 
Landesjugendhilfeausschusses 

tung des Landesjugendamts für ihre enga-
gierte fachliche Arbeit und an alle Kooperati-
onspartner, die das Landesjugendamt wohl-
wollend unterstützen. 

Stefanie Krüger
Leiterin der Verwaltung des
Landesjugendamts
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A
Schwerpunktthema

2011 war ein Jahr ganz im Zeichen einer, in
den Jugendämtern aufgrund der täglichen
Herausforderungen häufig vernachlässigten
Aufgabe: der Öffentlichkeitsarbeit. 

1. Die Planung

„Was macht eigentlich das Jugendamt?“
Wenn die Arbeit von Jugendämtern öffent-
lich diskutiert wird, dann geht es oft um Feh-
ler und Versäumnisse. Natürlich gibt es die
Fälle, in denen Fehler gemacht wurden. Aber
diese sind die seltene Ausnahme und nicht
der Alltag. Darüber werden die Leistungen
der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe ver-
gessen, die jeden Tag von vielen engagierten
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern erbracht
werden, z. B. im Bereich des Kinderschutzes,
bei der Unterstützung von Jugendlichen oder
in der Familienberatung. Vielen Bürgerinnen
und Bürgern ist beispielsweise nicht bewusst,
dass die Jugendämter für die Kindertagesbe-
treuung zuständig sind. Dies zeigte auch eine
Forsa-Umfrage, die zum Start der Kampagne
beauftragt worden war:
Danach wissen 37 % der mehr als 1.000 Be-
fragten (Erziehungsberechtigte mit minder-
jährigen Kindern) nicht, welche Leistungen
die Jugendämter anbieten. 

Nicht erst seit der 12. gesamtbayerischen Ju-
gendamtsleitungstagung im Mai 2006 in
Bamberg zum Schwerpunktthema: „Tue
Gutes und rede darüber. Die Darstellung der
Arbeit der Jugendämter in den Medien“
schien die Notwendigkeit einer offensiven
Kampagne zur Verbesserung der öffentlichen
Wahrnehmung der Jugendämter als virulent. 
Die bayerischen Jugendämter richteten ein-

hellig die Forderung an das Landesjugend-
amt, sie in der Öffentlichkeitsarbeit zu unter-
stützen. Es sollte deutlich gemacht werden,
dass die Arbeit der Jugendämter nicht nur
den Kinderschutz betrifft, sondern vor allem
der Unterstützung von Kindern, Jugendlichen
und Familien in den verschiedenen Lebens-
phasen dient. 

Diese Forderung hatte bundesweiten Charak-
ter. Auch Jugendämter in anderen Bundes-
ländern traten an die jeweils zuständigen
Landesjugendämter heran. Die Angelegen-
heit wurde bei der Bundesarbeitsgemein-
schaft (BAG) Landesjugendämter einge-
bracht, damals noch unter dem Vorsitz des
Leiters des Bayerischen Landesjugendamts,
Dr. Robert Sauter. Diese gründete den Bei-
rat/die Arbeitsgruppe Öffentlichkeitsarbeit, an
der sich neben Vertreterinnen und Vertretern
der Landesjugendämter auch die Leitungen
von einzelnen Jugendämtern unterschiedli-
cher Größe beteiligten.

In der BAG Landesjugendämter wurde ein
Konzept erarbeitet und mehrfach weiterent-
wickelt, bis es schließlich in einem Eckpunk-
tepapier für eine „Kampagne zur Verbesse-
rung der Darstellung der Arbeit der Jugend-
ämter in der Öffentlichkeit” zusammenge-
fasst wurde. Dieses Eckpunktepapier diente
als Entscheidungsvorlage, die auch die zen-
tralen Botschaften der Kampagne beschrieb:
- Kinder, Jugendliche, ihre Eltern und andere

Erziehungsberechtigte können sich mit 
allen Fragen der Erziehung und Entwick-
lung an das Jugendamt wenden.

- Das Jugendamt hilft durch Information, Be-
ratung und konkrete Betreuungsangebote.

- Das Jugendamt vermittelt eine breite 
Palette, von der Kindertagesbetreuung über
die Jugendarbeit bis zur Familienbildung 
und Hilfen zur Erziehung außerhalb der 
Familie.

- Das Jugendamt garantiert Kindern und Ju-
gendlichen Schutz vor lebensbedrohlichen 
Gefährdungen.

- Im Jugendamt arbeiten Profis, die sich mit 
dem Leben von jungen Menschen und 
ihren Familien auskennen.

Unterstützt wurde die Kampagne bundesweit
vom Bundesministerium für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend und den kommuna-
len Spitzenverbänden.
Die Gestaltung von Kampagnen- und Me-
dienarbeit übernahmen zwei kompetente
Agenturen. „neues handeln“ hatte die Ge-
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samtsteuerung inne, die Zusammenarbeit mit
den Medien und die Gestaltung des Designs
der Kampagne. Von ihr wurde auch der Claim
entwickelt, unter dem bundesweit auf das ge-
meinsame Ziel hin gearbeitet wurde „Das Ju-
gendamt. Unterstützung, die ankommt.“
„röhr:wenzel“ begleiteten die Medienarbeit
mit eigenen Produktionen und vielen pfiffi-
gen Ideen, wie bspw. den Film-Reportagen
oder Muster-Pressemitteilungen.

Die Federführung über den Beirat/die Arbeits-
gruppe „Öffentlichkeitsarbeit“ der BAG Lan-
desjugendämter wurde vom Landesjugend-
amt Westfalen-Lippe übernommen.

Die Koordination der Kampagne für das
Bayerische Landesjugendamt hatte Renate
Hofmeister inne. Sie vertrat die Wünsche und
Bedürfnisse der bayerischen Jugendamtslei-
tungen als Mitglied in der Arbeitsgruppe der
BAG Landesjugendämter, wirkte an der Kon-
zeption der Kampagne mit und war für deren
Umsetzung, insbesondere die bayerische
Auftaktveranstaltung in Weiden, verantwort-
lich.

2. Die Unterstützung der örtlichen Jugend-
ämter

Ein wesentlicher Kernpunkt für die Gestal-
tung der bundesweiten Kampagne war die
Überlegung, wie die rund 600 Jugendämter
in 16 Bundesländern, darunter 96 in Bayern,
möglichst zielgerichtet unterstützt und damit
für die Beteiligung effektiv mobilisiert werden
konnten.
Kein Jugendamt gleicht in Struktur, Schwer-
punktsetzung, Ressourcenausstattung, Orga-
nisation und den Erfahrungen mit Öffentlich-
keitsarbeit dem anderen. Es gibt nicht einmal
eine einheitliche „Marke“; sprich: eine ein-
heitliche Bezeichnung „das Jugendamt”.

Wie also war eine entsprechend hohe Mobili-
sierung möglich?
Die Bereitschaft, sich dem Thema „Öffentlich-
keitsarbeit“ näher zu widmen, war bei den
bayerischen Jugendämtern sicherlich schon
vor Kampagnenstart überwiegend vorhan-
den, angesichts der zahllosen, alltäglichen
Herausforderungen aber auch häufig ins Hin-
tertreffen geraten. Der Schlüssel für die baye-
rischen Jugendämter lag insbesondere in der
eigenen Erkenntnis über die Notwendigkeit
einer guten Außendarstellung. Hinzu kam na-
türlich auch die intensive Auseinandersetzung
mit der Thematik während der Jugendamts-

leitungstagung 2006. 
Wichtig war vermutlich auch die Beteiligung
von örtlichen Jugendämtern in der Arbeits-
gruppe auf Bundesebene oder in landeswei-
ten Gremien, bspw. der Gruppe von Jugend-
amtssprecherinnen und -sprechern oder
deren Vertreterinnen und Vertreter aus den
bayerischen Regierungsbezirken zur Vorbe-
reitung der Auftaktveranstaltung in Weiden. 
Durch den kollegialen Austausch darüber,
welche Unterstützung Jugendämter benöti-
gen und welche Kampagnenelemente sinn-
voll sein könnten, konnten die Jugendämter
passgenau angesprochen werden. Wichtig
war auch die Unterstützung durch die kom-
munalen Spitzenverbände, die die Kampagne
positiv begleitet und unterstützt haben. 

Hilfreich waren sicherlich auch folgende
Kampagnenelemente:
1. Newsletter: Der Beirat veröffentlichte 2010

und 2011 insgesamt sieben grafisch ge-
staltete E-Mail-Newsletter im PDF-Format 
für die Jugendämter, um für die Beteili-
gung an den Aktionswochen zu werben 
sowie die notwendigen Informationen zur 
Verfügung zu stellen. 
Hierzu wurde eigens auch ein bundeswei-
ter Adressverteiler für Post und E-Mail auf 
gebaut, in den die bei den Landesjugend-
ämtern hinterlegten Kontaktdaten der Ju-
gendämter eingeflossen sind. 

2. Internetbereich: Auf der Kampagnen-
homepage www.unterstuetzung-die-
ankommt.de konnten und können sich alle
Interessierten über die Kampagne infor-
mieren. Daneben entstand auch ein durch 
Zugangskennung geschützter interner Be-
reich für die Jugendämter mit der Mög-
lichkeit, sich über Kampagnenplanung 
und Medienarbeit genauer zu informieren,
eigene Aktionen im Veranstaltungskalen-
der einzustellen sowie Materialien zu be-
stellen oder herunterzuladen, um sie ge-
gebenenfalls anzupassen.

3. Kampagnenmappe: Ein DIN-A4-Heftord-
ner, in dem die Kampagne vorgestellt 
wurde und in dem viele hilfreiche Check-
listen und Planungshilfen enthalten wa-
ren, stimmte die Jugendämter Mitte Feb-
ruar 2011 auf die Kampagne ein.

4. Workshops: Im Frühjahr 2011 wurden den 
Jugendämtern bundesweit 22 Workshops 
mit dem Fokus auf Kampagnenplanung 
und Medienarbeit angeboten. 
In Bayern fand der Kampagnenworkshop 
am 18.01.2011 in München und am 20.01. 
2011 in Nürnberg statt. Zum Workshop zur
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Medienarbeit wurde für 09.02.2011 in 
München und für 10.02.2011 in Nürnberg 
eingeladen.

5. Materialien: Um die Kampagne auch op-
tisch sichtbar zu machen, wurden ver-
schiedene Materialien erarbeitet. Dazu 
gehörten Werbemittel wie Ballons, Glücks-
kekse, Jo-Jos, Taschen, Buttons und Kar-
tenspiele sowie Postkarten und Plakate. 
Auf den Plakaten wurden zehn verschie-
dene Arbeitsbereiche abgebildet und an-
hand von Lebenswünschen einzelner Per-
sonen repräsentiert. Im Vordergrund 

stand hierbei die Authentizität der Motive. 
Es sollte deutlich werden, dass das Ju-
gendamt alle Bevölkerungsgruppen an-
spricht und für jeden Unterstützung anbie-
tet. 
Wichtiger noch waren die Informations-
materialien, die für die Bürgerinnen und 
Bürger, Medienvertreter und Fachkräfte 
interessant sind. Das sind die Pocket-
broschüre „Was Jugendämter leisten”, 
die Basispressemappe und das Handbuch 
„Praktische Öffentlichkeitsarbeit in der 
Kinder- und Jugendhilfe”.

Motiv Plakate Roll-ups Banner
Pflegekinderwesen 6.760 15 21
Fr�he Hilfen 6.730 19 19
Kinderschutz 6.600 17 28
Kindertageseinrichtungen 6.250 8 12
Erzieherische Hilfen 6.110 19 17
Jugendarbeit 4.490 4 12
Jugendschutz 3.650 6 9
Beratungsstellen 3.580 7 8
Integration 2.360 3 4
Jugendsozialarbeit 2.230 1 4
Alle 10 Motive 41.200
Summe 89.960 99 134

Bestellte Präsentationsmedien

Bestellte Informationsmaterialien

Bestellte Werbemittel mit Kampagnenslogo

Pocketbrosch�re: Was Jugend�mter leisten 235.100
Postkarten mit allen 10 Kampagnenmotiven 109.000
Basispressemappe mit Inhalt 1.490
Leere Mappe (f�r eigene Pressemappe, aber auch f�r Veranstaltungen) 1.400
Kampagnenmappe (an jedes Jugendamt im Vorfeld versendet) 700

Ballons 86.000
Gl�ckskekse 15.000
Jo-Jos 11.400
Leinentasche 9.400
Buttons 8.500
Kartenspiel (mit Daten und Fakten zur Jugendhilfe) 1.900
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6. Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Unter-
stützung gab es hier durch die Bereitstel-
lung von Musterpressemitteilungen zu 12 
verschiedenen Themenbereichen der Kin-
der- und Jugendhilfe und frei zugänglicher
Pressefotos. 
In Form eines Wettbewerbs konnten sich 
die Jugendämter um sechs Video- und 
zwei Print-Reportagen bewerben. Die Re-
portagen erzählen Alltagsgeschichten aus 
dem Jugendamt. Bei den Bewerbungen 
erhielten zwei bayerische Jugendämter 
den Zuschlag: Der Fachbereich Jugend, 
Familie und Senioren des Landratsamts 
Coburg mit der Reportage „Das Jugend-
amt auf Rädern“ und das Amt für Kinder, 
Jugendliche und Familien der Stadt Nürn-
berg mit „Rettungsinsel – Kinder- und Ju-
gendnotdienst Nürnberg“. Die Film-Repor-
tagen werden 2012 fertig gestellt.

7. Servicehotline und Telefonaktion: Ein bei 
der Agentur „neues handeln“ eingerichte-
tes Servicebüro stand für Anfragen zur 
Verfügung und gab telefonisch oder per 
E-Mail Hilfestellung zu den Fragen der Ju-
gendämter. In einigen Bundesländern kon-

taktierte die Geschäftsführung Jugendäm-
ter direkt, um im persönlichen Gespräch 
Information und Unterstützung anzubie-
ten. Diese aktive Ansprache war für viele 
noch Unentschlossene Anlass, sich dann 
doch an der Kampagne zu beteiligen.

3. Der Startschuss

Kristina Schröder, Bundesministerin für Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend eröffnete
die bundesweiten Aktionswochen im Rah-
men einer Auftaktveranstaltung am 3. Mai
2011 in Berlin.
Die bayerischen Aktionswochen wurden als
Auftaktveranstaltung der gesamtbayerischen
Jugendamtsleitungstagung in Weiden (vom
09. bis 11.05.2011) eingeläutet.
Bayerns Familienministerin Christine Hader-
thauer eröffnete am 9. Mai zusammen mit
dem Landtagsabgeordneten und Vorsitzen-
den des Landesjugendhilfeausschusses Her-
mann Imhof, dem Weidener Oberbürger-
meister Kurt Seggewiß sowie den Leiterinnen
und Leitern der 96 bayerischen Jugendämter
die Aktionswochen. 

von links nach rechts: Hermann Imhof, MdL und Vorsitzender des Landesjugendhilfeausschusses, Familien-
ministerin Christine Haderthauer sowie die Leiterin des Bayerischen Landesjugendamts Stefanie Krüger bei
der Auftaktveranstaltung
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Im Rahmen eines Festakts wurden erfolgreich
abgeschlossene Hilfeverläufe sowie gute Bei-
spiele aus der gelebten Jugendhilfepraxis
vorgestellt. „Die bayerischen Jugendämter
leisten Großartiges und das jeden Tag! Als
Partner der Eltern unterstützen sie diese ei-
nerseits mit qualifizierten Beratungs- und Un-
terstützungsangeboten passgenau und helfen
mit, dass unsere Kinder und Jugendlichen
geborgen und gesund aufwachsen, ihre Fä-

higkeiten und Talente entfalten und Eltern
ihrer Erziehungsverantwortung gerecht wer-
den können. Andererseits nehmen die Ju-
gendämter den Schutzauftrag wahr, wenn
Eltern ihre Pflichten gegenüber ihren Kindern
nicht erfüllen“, so Bayerns Familienministe-
rin Christine Haderthauer im Rahmen der
Auftaktveranstaltung.
Diese war gleichzeitig der Startschuss der 
Aktionswochen in Bayern.

Startschuss der Aktionswochen in Bayern
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4. Die Aktionswochen

Fünf Wochen lang, vom 9. Mai bis zum 8.
Juni, traten die Jugendämter geballt an die
Öffentlichkeit. Mit Veranstaltungen, Ausstel-
lungen und Medienberichten machten sie auf
ihre Angebote und Leistungen aufmerksam. 
Die Kampagne schlug ein und überraschte
mit ihrem hohen Aktivitätsniveau:
Allein in Bayern waren über 80 % der Ju-
gendämter dabei. Deutschlandweit beteilig-
ten sich 400 Jugendämter mit mehr als 1.000
Veranstaltungen. Hierzu gehörten Bustouren
zu „Stationen“ der Jugendhilfe vor Ort, Tage
der offenen Tür, Informationsveranstaltungen
zu aktuellen Themen ebenso wie Ausstellun-
gen, Beratungsangebote und Feste. Viele Ju-
gendamtsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter
machten Werbung für ihre Arbeit und erläu-
terten ihr professionelles Handeln und des-
sen Wirkungen und Ergebnisse. 
Dabei wurden nicht immer „neue Veranstal-
tungsformate“ erfunden, sondern auch aktu-
ell ohnehin geplante Aktionen unter das
Kampagnenlogo gestellt. 
Dennoch beschäftigten sich mehr als ein Drit-
tel der Veranstaltungen mit dem kompletten
Aufgabenspektrum des Jugendamts. Dies
sind nicht die üblichen Veranstaltungen eines
Jugendamts, sondern diese Veranstaltungen
decken sich mit dem Kampagnenziel, die
breite Angebotspalette darzustellen. Es ist
tatsächlich davon auszugehen, dass die Kam-
pagne der Anlass war, sie so zu konzipieren.

5. Der bundesweite Abschluss

Einen bundesweiten Abschluss fanden die
Aktionswochen am 8. Juni 2011 auf dem 14.
Deutschen Kinder- und Jugendhilfetag in
Stuttgart. Hierzu waren alle Leitungen, Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter in Jugendäm-
tern, Beteiligte und Interessierte sehr herzlich
eingeladen.
Neben dem Rückblick auf die vergangenen
Wochen ging es vor allem um den Blick nach
vorn. Wie können die Erfahrungen der Akti-
onswochen langfristig genutzt werden? Wie
kann der Kampagnengedanke möglichst 
effektiv weitergetragen werden? Sollten re-
gionale Netzwerke aufgebaut werden? Was
sind künftige Themenfelder?

6. Der Erfolg

6.1 Die Medienberichterstattung 

Medien sind der Schlüssel zur Veränderung

des Bilds von Jugendämtern in der Öffent-
lichkeit. 
Die Medienarbeit der Kampagne hatte zwei
Hebel:
- Durch die örtliche Berichterstattung und 

eine Reihe von Serien, die die Jugendämter
in die Wege geleitet haben, erfolgte eine 
enorm breite Berichterstattung in den Lo-
kalteilen.

- Über die zentrale bundesweite Medienar-
beit wurde erreicht, dass die Kampagne in 
Fernsehen, Hörfunk und in überregionalen 
Printmedien sichtbar wurde. 

Im Aktionszeitraum sind insgesamt 1.231
Printartikel, 480 Online-Publikationen, 37 Hör-
funk-Beiträge und 23 TV-Beiträge erschienen,
also 1.771 Gesamtbeiträge. 
Diese Beiträge standen in wohltuendem Kon-
trast zu den Negativschlagzeilen, mit denen
Jugendämter sonst oft konfrontiert werden,
und trugen zur Aufklärung über die komplexe
Alltagsarbeit wesentlich bei.
Im Zuge einer Medienresonanzanalyse er-
folgte eine Auswertung der in Print-Medien
erschienen Artikel nach quantitativen und
qualitativen Gesichtspunkten. 
Zählt man nur die Print-Artikel, so erschienen
99,3 % auf lokaler und regionaler Ebene unter
anderem in auflagenstarken Tageszeitungen
wie dem Coburger Tagblatt, der Westdeut-
schen Allgemeinen Zeitung oder der Rheini-
schen Post. 0,5 % der Artikel wurde in
überregionalen Medien veröffentlicht. Zu die-
sen zählen Beiträge in Publikumszeitschriften
(z. B. Mädchen, familie & co, familie & Ge-
sundheit und Neue Post) und Fachzeitschrif-
ten (z. B. Ärzte-Zeitung). Der hohe Anteil der
lokalen und regionalen Berichterstattung ist
auf die hohe Anzahl von regionalen Aktionen
und die intensive lokale, wie regionale Me-
dienarbeit zurück zu führen.

Verteilung der Berichterstattung regional und
überregional (Print)
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Die Verteilung der Berichterstattung nach
Bundesländern zeigt, dass das Thema in na-
hezu allen Bundesländern (14 von 16) redak-
tionell aufgenommen wurde. Die meisten
redaktionellen Beiträge erschienen neben
Nordrhein-Westfalen (408 Artikel) in Bayern
(390 Artikel). In beiden Bundesländern wurde
die Kampagne im Rahmen einer eigenen Auf-

taktveranstaltung eröffnet. 
Nicht überall wurde die Kampagne von den
zuständigen Landesjugendämtern befürwor-
tet. Die daraus resultierende mangelnde Ein-
beziehung der Jugendämter hatte eine spär-
liche Beteiligung an der Kampagne und damit
auch fehlende Berichterstattung zur Folge.

Verteilung der Berichterstattung nach Bundesländern

Berichterstattung in Bayern 
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Für Bayern stechen einige Städte hervor, die
eine sehr gute Berichterstattung zu verzeich-
nen hatten. So kommen die meisten redaktio-
nellen Beiträge aus Straubing (59 Artikel =
15,1 %). Das Thema wurde hier vor allem
vom Straubinger Tagblatt, der Landauer Zei-
tung und der Landshuter Zeitung aufgenom-
men. 11,5 % der Beiträge (45 Artikel)
stammen aus Regensburg. Dort berichtete
vor allem die Mittelbayerische Zeitung. Auf-
fällig bei der Betrachtung ist, dass die meis-
ten Beiträge keineswegs nur aus den baye-
rischen Metropolen kommen. Gründe hierfür
sind sicherlich in der Durchführung vieler Ak-
tionen vor Ort und einer guten Pressearbeit
des jeweiligen Jugendamts zu suchen. Si-
cherlich haben Jugendämter auf dem Land
oder in kleineren Städten auch nicht in dem
Ausmaß mit der Datenflut und der Konkur-
renz an veröffentlichungsfähigen „News“ zu
kämpfen, wie dies in Metropolen der Fall ist.

6.2 Das Bild in der Öffentlichkeit

Neben den Ergebnissen der Medienbeobach-
tung und -auswertung ist davon (leider nicht
messbar) auszugehen, dass viele Bürgerin-
nen und Bürger ein differenzierteres Bild von
Jugendämtern bekommen haben und dass
viele Medien künftig hoffentlich nachdenkli-
cher und zutreffender über die Leistungen
der Jugendämter berichten werden.
Wichtig war und bleibt für die Zukunft sicher-
lich, dass Jugendämter gute „Geschichten“
liefern können, nach denen Medien ständig
suchen. Und diese Geschichten können diffe-
renziert und kompliziert sein – sie müssen
nicht den Standards der Sensationspresse
entsprechen. Viele Kolleginnen und Kollegen
machten – manchmal zu ihrem eigenen Er-
staunen – sehr gute Erfahrungen im Umgang
mit Journalistinnen und Journalisten, die viel
Interesse für ihre Arbeit zeigten.
So konnten Erfolgsgeschichten aus der Ju-
gendamtsarbeit ihren Weg in die Öffentlich-
keit finden. Für die Vertreterinnen und Ver-
treter der schreibenden Zunft war es wie-
derum hilfreich, Zugang zu einem Amt zu be-
kommen, das sich sonst oft abschottet, weil
es Indiskretion oder Aggression fürchtet. Die
Öffnung bei der Darstellung der eigenen Ar-
beit kann langfristig zu einem veränderten
Bild der Jugendamtsarbeit beitragen. 
Einige Jugendämter berichteten darüber hi-
naus über ausgezeichnete Rückmeldungen
auf die Öffentlichkeitsaktionen, die in manch
einer Kommune ja ohnehin in einer positiven
Tradition stehen.

Es scheint jedenfalls, als sei der Weg der Me-
dien zu einem Ansprechpartner auf Bundes-,
Landes- oder auf kommunaler Ebene (zum
Jugendamt vor Ort!) viel kürzer geworden.
Gehäuft erreichen das Landesjugendamt nun
Anfragen von Presse, Funk und Fernsehen
mit der Bitte um Vermittlung kompetenter
Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner
der Kinder- und Jugendhilfe in Bayern.

6.3 Die Wirkung nach innen

Die Kampagne 2011 hatte auf jeden Fall eine
starke Wirkung in den Jugendämtern selbst.
Hier ist vielerorts ein „Schalter umgelegt“
worden: Eine ganze Reihe von Jugendamts-
leitungen hat die Kampagne als eine Zeiten-
wende beschrieben, die zu einem neuen
Selbstbewusstsein der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter ihrer Behörde führte. Dem öffent-
lichen Druck endlich einmal eigene positive
Impulse entgegen halten zu können, wurde
von vielen Fachkräften als Befreiung erlebt.
Es ist zu hoffen, dass diese Impulse anhalten.

6.4 Die Kampagne und das Bayerische Lan-
desjugendamt

Die besondere Verantwortung der Landesju-
gendämter innerhalb der Strukturen der Ju-
gendhilfe liegt in der Unterstützung der
öffentlichen Träger und in der Weiterentwick-
lung der örtlichen Praxis. Mit den Aktionswo-
chen „Das Jugendamt. Unterstützung, die
ankommt.“ hat das Bayerische Landesju-
gendamt den Beschluss der 12. gesamtbaye-
rischen Jugendamtsleitungstagung im Mai
2006 zum Thema „Tue Gutes und rede darü-
ber. Die Darstellung der Arbeit der Jugend-
ämter in den Medien“ umgesetzt: Das Lan-
desjugendamt hat sich für die Verbesserung
der öffentlichen Wahrnehmung der öffentli-
chen Kinder- und Jugendhilfe offensiv einge-
setzt.
Die enorm hohe Beteiligung der bayerischen
Jugendämter von über 80 % verweist zum
einen auf die Dringlichkeit der Thematik und
damit die Eigenmotivation der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter vor Ort. Zum anderen
zeigt sich damit aber auch wiederholt der
über Jahre erprobte Schulterschluss zwi-
schen den bayerischen Jugendämtern und
dem Landesjugendamt.
Die Auswertung der Kampagne im Jahr 2011
macht im Vergleich deutlich, dass nicht alle
Landesjugendämter in der Lage waren, in
ihren Ländern zur Mobilisierung beizutragen.
Dort wo – wie in Bayern – selbständige
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„starke” Landesjugendämter vorhanden sind,
war auch die Resonanz in den Jugendämtern
besonders groß. Unsere Struktur hat sich be-
währt! Vor dieser Tatsache kann sich das
Bayerische Landesjugendamt aktuell sicher-
lich selbstbewusst präsentieren. An der ziel-
gerichteten Unterstützung der öffentlichen
Träger und der perspektivischen Weiterent-
wicklung der öffentlichen Praxis muss aber
ungebremst weiter gearbeitet werden!

7. Die Fortsetzung

Sowohl die Abschlussveranstaltung in Stutt-
gart als auch die online-Umfrage zum Ende
des Jahres unter den Jugendämtern in
Deutschland machen deutlich: Eine Kampa-
gne kann die Jugendamts-Welt nicht auf
Dauer verändern. Es muss also weiter gehen.
Die jetzt geknüpften Kontakte zu den Medien
wollen weiter gepflegt werden und gemein-
same Aktionen sollen auch in Zukunft statt-
finden.
Die Arbeitsgruppe aus Landesjugendämtern
und Jugendämtern, die die Kampagne ge-
plant und begleitet hat, wird deshalb weiter
aktiv bleiben. Sie ist dabei, neue Ideen und
Pläne zu entwickeln, die an die Erfolge der
Kampagne anschließen. Ende 2011 wird
überlegt, die Pocketbroschüre „Was Jugend-
ämter leisten“ ins Türkische, Russische und
Englische zu übersetzen, damit sie auch Bür-
gerinnen und Bürgern ohne ausreichende
Deutschkenntnisse zur Information dienen
kann. 
Die Internetseite zur Kampagne www.unter-
stuetzung-die-ankommt.de soll nachhaltig zur
Nutzung durch Interessierte weiterentwickelt
werden. Außerdem bleiben die im Rahmen
der Kampagne erstellten Materialien langfris-
tig online verfügbar.
Auch die systematische Medienarbeit soll
durch Fortbildungsveranstaltungen und Bera-
tungsangebote ein „Dauerbrenner“ werden.
Dazu gehört ein regelmäßiges Angebot von
Pressemitteilungen zu aktuellen Themen, das
von den Jugendämtern genutzt werden kann.
Und im Jahr 2013 könnte es vielleicht wieder
eine Woche der Jugendämter geben?!

8. Der Dank

Im Rückblick auf ein ereignisreiches, erfolg-
reiches Jahr mit dem Thema Öffentlichkeits-
arbeit bleibt an dieser Stelle nur eins: der
herzliche Dank an alle teilnehmenden Ju-
gendämter für die hoch-motivierte, ideenrei-
che, rege und ausdauernde Beteiligung an

der Aktionswochen im Jahr 2011!
Das Bayerische Landesjugendamt wird sich
auch weiterhin im Sinne von „… Unterstüt-
zung, die ankommt.“ für die Öffentlichkeitsar-
beit auf kommunaler Ebene einsetzen.

Nähere Informationen zur Kampagne „Das
Jugendamt. Unterstützung, die ankommt.“
sind unter www.unterstuetzung-die-
ankommt.de abzurufen. Für weitere Fragen
steht zudem Renate Hofmeister unter Tel.:
089/1261-2538, E-mail:
renate.hofmeister@zbfs-blja.bayern.de gerne
zur Verfügung.
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B
Berichte über
Arbeitsergebnisse
und Projekte

Planungsaufgaben
Rechtsfragen
JuBB in der Praxis: Der Schwabenbericht 
2011

Im Mai 2011 erhielt das Bayerische Landesju-
gendamt im ZBFS von den schwäbischen
Landräten den Auftrag, einen Bericht für alle
schwäbischen Landkreisjugendämter zu er-
stellen, der auf den JuBB-Daten basiert. Zum
einen kann dieser Auftrag als großer Erfolg
der Jugendhilfeberichterstattung in Bayern
(JuBB) gewertet werden, da erstmals ein Be-
richt mit dem vorhandenen Zahlenmaterial
auf politischer Ebene eingefordert wurde.
Zum anderen stellte dieser Bericht auch eine
große Herausforderung für die beteiligten Ju-
gendämter und das Bayerische Landesju-
gendamt dar, da nicht alle Landkreise
Schwabens zu diesem Zeitpunkt Teilnehmer
des JuBB-Systems waren. So war es nötig,
für drei Jugendämter eine komplette Nacher-
hebung der letzten JuBB-Datenjahre vorzu-
nehmen, um ihnen die Teilnahme am
JuBB-Schwabenbericht 2011 zu ermöglichen.
Mit Hilfe engagierter Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in den Jugendämtern und des In-
stituts für Sozialplanung, Jugend- und Alten-
hilfe, Gesundheitsforschung und Statistik
(SAGS) konnte aber allen schwäbischen
Landkreisjugendämtern die Teilnahme am
Bericht ermöglicht werden.

Der JuBB-Schwabenbericht 2011

Der Bericht basiert auf den JuBB-Daten der
Jahre 2010, 2009 und 2008. Die in JuBB erho-
benen Daten bilden die wichtigsten kostenin-
tensiven Hilfen (§§ 19, 20, 27 Abs. 2, 29 - 35a
SGB VIII) ab. Daneben werden die soziode-
mografischen Grunddaten und die Sozial-
struktur der Landkreise ausgewiesen. Für
eine übersichtliche Darstellung der Daten
konzentriert sich der Bericht auf die zwei gro-
ßen Leistungsbereiche der Jugendhilfe „am-
bulante Hilfen“ und „stationäre Hilfen“. Alle
daneben erhobenen Daten wurden aber zu-
sätzlich in einem separaten Datenteil ausge-
wiesen, um einen vollständigen Überblick
über die einzelnen Hilfearten zu gewährleis-
ten. 

Vorteilhaft für den „Schwabenbericht“ war,
dass neun der zehn teilnehmenden Jugend-
ämter auf nur zwei JuBB-Cluster entfallen.
Die JuBB-Cluster wurden erstellt, „um zu ge-
währleisten, dass Vergleiche nur mit Jugend-
ämtern erfolgen, die in ihrem Wirkungskreis
eine ähnliche Sozial- und Infrastruktur auf-
weisen.“I Damit können neun Jugendämter
innerhalb ihres Clusters und die zwei Cluster
miteinander verglichen werden. Zusätzlich
lassen sich die Werte aller zehn Jugendämter
und Cluster mit den Gesamtwerten der
schwäbischen Landkreise in Beziehung 
setzen. 

Der Umgang mit dem Bericht

Das Bayerische Landesjugendamt hat die
ausgewiesenen Werte nicht im Sinne eines
Rankings miteinander verglichen. Vielmehr
lag der Fokus darauf, den Bericht als Arbeits-
hilfe für die interne Befassung und Analyse
der Jugendämter zu gestalten und ihn auch
für den fachpolitisch übergreifenden Aus-
tausch nutzen zu können. 

I vgl. Schwabenbericht 2011, ZBFS – BLJA, 2011, 
S. 7

Die Einteilung der Jugendämter nach Be- und Entlastungsfaktoren

Im Folgenden wurden die Jugendämter nach den oben aufgeführten Belastungsfaktoren einge-
teilt. Es wird ersichtlich, dass die soziostrukturellen Rahmenbedingungen – und damit die Inan-
spruchnahmen der Jugendhilfeleistungen – stark differenzieren. Dargestellt wird dies mit Hilfe

Beispiel aus dem JuBB Schwabenbericht 2011II:

II vgl. Schwabenbericht 2011, ZBFS – BLJA, 2011, 
S. 25 - 27
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des Eckwertes „Hilfedichte der Hilfen zur Erziehung1“. (§§ 27 Abs. 2, 29; 30 ff. SGB VIII). Dieser
wird auf der Grafik den Belastungsfaktoren gegenüber gestellt. 

- Als zu erwartendes Ergebnis dieses Vergleich wird folgender Zusammenhang angenommen:
„Die Hilfedichte im Bereich der Hilfen zur Erziehung ist in den soziostrukturell stark belasteten
Landkreisen größer als in den gering belasteten“.

Belastungsgrad der Jugendämter und Eckwert "Hilfedichte Hilfen zur Erziehung" (inkl. §§ 27 Abs.
2, 29, 35a SGB VIII)2

1 Dieser Wert gibt an, wie viele Hilfen zur Erziehung pro 1.000 junger Menschen zwischen Null bis unter 21
Jahren in Anspruch genommen werden.

Inhalt_Inhalt  25.07.12  19:03  Seite 17



Planungsaufgaben – Rechtsfragen 

18

Be- und Entlastungsgrad der Jugendämter und Eckwert „Hilfedichte Hilfen zur Erziehung“
(inkl. §§ 27 Abs. 2, 29, 35a SGB VIII)3

- Bei den Jugendämtern, bei denen der Anteil der stationären Hilfen deutlich größer ist als der
Anteil an ambulanten, handelt es sich um die soziostrukturell stark belasteten Landkreise 
(Namen entfernt).

- Bei der Betrachtung der Grafiken ergibt sich jedoch ein umgekehrtes Verhältnis: soziostruktu-
rell gering belastete Landkreise mit einem mittleren Entlastungsgrad weisen eine deutlich 

2, 3, 4 Die Daten der Tabelle wurden in dieser Ansicht entfernt.
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höhere Hilfedichte der Hilfen zur Erziehung auf als stark belastete Landkreise mit einem ge-
ringen Entlastungsgrad. Auf den ersten Blick scheint damit widerlegt, dass die soziostruktu-
rellen Bedingungen Einfluss auf die Inanspruchnahmen der Hilfen zu Erziehung haben.

- Wird der Eckwert „Hilfedichte“ jedoch differenzierter betrachtet und in die Anteile der Hilfe-
arten zerlegt, zeigt sich die Richtigkeit der aufgestellten Annahme. So ist der Anteil der sta-
tionären Hilfen bei den soziostrukturell stark belasteten Jugendämtern in der Regel viel hö-
her als bei den weniger belasteten Jugendämtern. 

Folgende Tabelle4 weist daher die verschiedenen Differenzierungen der Eckwerte aus und stellt
zudem den Anteil des Eckwertes „Hilfedichte stationärer Hilfen“ am Eckwert „Hilfedichte der
Hilfen zur Erziehung“5 dar. 

- Das untermauert die Einteilung der Jugendämter hinsichtlich der Belastungsgrade und un-
terstützt die Aussage, dass die Arbeitsbedingungen der Jugendämter eng mit den gegebe-
nen soziostrukturellen Rahmenbedingungen vor Ort verbunden sind. Damit zeigt sich auch, 
dass über den Eckwert „Hilfedichte der Hilfen der Erziehung“ allein keine Aussage über die 
Belastung eines Jugendamts, etwa hinsichtlich Arbeits- und Kostenaufwand, getroffen wer-
den kann.

- Dieser Wert alleine sagt demnach nichts über die Verteilung der Hilfen im Bereich der Hilfen 
zur Erziehung mit ihrer Spannbreite von Heimerziehung bis hin zu ambulanten § 35a SGB 
VIII-Fällen aus. Er gibt also nur an, wie viele Hilfen im Bereich der Erzieherischen Hilfen je 
1.000 junger Menschen im Alter von Null bis 21 Jahren geleistet werden.

- Um Aussagen über die Gründe für die konkrete Zusammensetzung des Eckwertes „Hilfe-
dichte“ zu erhalten, sollten folgende Fragen bearbeitet werden: Wie sieht die Gewährungs-
praxis der Hilfen in den einzelnen Jugendämtern aus? Passen der Personaleinsatz im Allge-
meinen Sozialen Dienst und die Häufigkeit der Hilfeplanverfahren bzw. -überprüfungen 
zusammen? 

Leistungsumfang des Berichts

Der Bericht dient in erster Linie als Anzeiger von Sprüngen in den Werten der Jugendämter,
die beim Vergleich der Zeitreihen und der Werte der vergleichbaren Jugendämter nicht ein-
fach nachvollzogen werden können. Dieses Verfahren legt den Fokus auf die intensive jugend-
amtsinterne Auseinandersetzung mit den eigenen Fallzahlenentwicklungen und Kostenverläu-
fen. Daneben soll zusätzlich die Diskussion mit vergleichbaren Jugendämtern angeregt wer-
den, die keine Brüche, oder Brüche anderer Art, in ihren JuBB-Werten aufweisen. Deshalb ver-
steht sich das Bayerische Landesjugendamt in diesem Zusammenhang auch nicht als „Beur-
teilungsinstanz“ der Werte, sondern vielmehr als Berater und Kommunikator des Datenanaly-
seprozesses der Jugendämter.

Der Umgang mit dem Bericht

Der JuBB-Schwabenbericht ist als Motivations- und Arbeitshilfe zur Auseinandersetzung der 

Eckwerte der Hilfedichten im Bereich der HzE

Landkreise/ Jahr
Eckwert 1
Hilfedichte HzE

Eckwert 2
Hilfedichte HzE
¤¤ 30 bis 35a

Eckwert 3
Hilfedichte

¤¤ 30 bis 35

Eckwert 4
stat. Hilfen
(inkl. ¤35a

stat.)

Eckwert  5
nicht-stat. Hilfen
( ¤¤ 30 bis 32)

Belastungs-
grad

Anteil
Eckwert 4

stat. Hilfen am
Eckwert 2

Hilfedichte HzE
2010 2010 2010 2010 2010 in %

5 Bei der Berechnung des Anteils wurde der Eckwert „Hilfedichte der Hilfen zur Erziehung §§ 30 bis 35a 
SGB VIII“ zu Grunde gelegt, da die praktische Ausgestaltung und Erfassung der Hilfearten §§ 27 Abs. 2 
und 29 SGB VIII (§ 28 SGB VIII wird von JuBB nicht erfasst) vor Ort sehr verschieden sind, so dass sie sich 
für einen Vergleich nicht eignen.
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Jugendämter mit der Ausgestaltung ihrer Jugendhilfeleistungen zu sehen. Er gibt Hilfestel-
lung, welche Fragen in diesem Zusammenhang zu stellen sind. Beim Umgang mit dem Bericht
ist zu beachten, dass die dargestellten Auswertungen allerdings keine Rückschlüsse auf die Ar-
beits- und Steuerungsqualität eines Jugendamts zulassen. Dazu müssen die Untersuchungen
im Jugendamt erfolgen, die sich an folgenden Fragestellungen orientierten sollten6:

- Ist der Personaleinsatz im Allgemeinen Sozialen Dienst und den Spezialdiensten mit dem 
tatsächlichen Arbeitsaufwand vereinbar?

- Wie sind die Hilfeplanverfahren geregelt (z. B. Häufigkeit der Überprüfung und Anpassun-
gen)?

- Gibt es (interne) Vorgaben zur Gewährungspraxis der Hilfen (z. B. Länge der Unterbringun-
gen)?

- Ist die Belegungspraxis von Einrichtungen historisch gewachsen oder wird fallspezifisch 
nach einem geeigneten Platz gesucht?

- Welchen Einfluss hat die Trägerlandschaft vor Ort auf die Hilfegewährungs- und Belegungs-
praxis?7

„Die interne Beschäftigung der Jugendämter
mit diesen Fragestellungen – vor allem auch
vor dem Hintergrund der im Bericht aufgetre-
tenen Fragestellungen bzw. Diskrepanzen – ist
für die Arbeits- und Steuerungsqualität uner-
lässlich. Erst durch das kritische Betrachten
von üblichen Arbeitsprozessen können Ver-
besserungspunkte aufgedeckt, aber auch die

eigene Arbeitsweise legitimiert werden. Dazu
ist jedoch ein verlässliches Berichtswesen mit
steuernder Funktion unerlässlich. Daher ist
anzumerken, dass bei der Bearbeitung des
Berichts auffiel, dass die gelieferte Datenqua-
lität nicht immer belastbar war. Um zu einer
wirklich validen und damit tatsächlich ver-
gleichbaren Datenbasis zu kommen, braucht

6 vgl. Schwabenbericht 2011, ZBFS – BLJA, 2011, S. 57
7 Schwabenbericht 2011, ZBFS – BLJA, 2011, S. 57
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es einige Voraussetzungen, die noch nicht
immer überall gegeben sind. Wesentlich ist
das Bewusstsein für die Wichtigkeit des Be-
richtswesens auf Leitungsebene des Jugend-
amts und auf fachpoltischer Ebene zu
nennen. Als weitere unabdingbare Voraus-
setzung sind die Mitarbeiter im Jugendamt
zu nennen, die mit dem JuBB-Berichtswesen
betraut sind. An dieser Stelle braucht es Kol-
leginnen und Kollegen, die ebenfalls von der
Wichtigkeit des Berichtswesens überzeugt
sind und dazu kontinuierlich genug Zeit zur
Verfügung haben, die JuBB-Daten korrekt zu
bearbeiten und auszuwerten. Als dritte Vor-
aussetzung ist die Wichtigkeit der Weiterar-
beit mit den JUBB-Zahlen im Jugendamt zu
nennen. Das individuelle Aufbereiten und das
Analysieren dieser Zahlen ist ein wesentli-
ches internes Planungs- und Steuerungsins-
trument, das sich zur Darstellung und
Legitimation der eigenen Arbeitsweise, zur
kritischen Prüfung, als auch als Planungshilfe
für die Ausgestaltung der Hilfen eignet.“III

Kurz gefasst
Arbeitsgruppe Kosten und Zuständigkeitsfra-
gen

Die zunehmende Differenzierung der Ent-
scheidungslandschaft zu Einzelproblematiken
mit größerer Tragweite gab Anlass dazu, die
Analyse höchstrichterlicher Rechtsprechung
weiter zu intensivieren.
Insbesondere sind hier die Entscheidungen
des BVerwG zur Definition des Leistungsbe-
ginns, zur Behandlung von Geschwisterkin-
dergeld im Rahmen der Heranziehung zu den
Kosten der Jugendhilfe und zur örtlichen Zu-
ständigkeit für Leistungen zu erwähnen.
Verfahrensrechtliche sowie verfahrensprakti-
sche Änderungen in angrenzenden Rechtsbe-
reichen (wie z. B. Einkommensteuerrecht,
Zivilrecht, gesetzliche Unfallversicherung
etc.) machen eine ständige Nachjustierung
der Empfehlungen zur Berechnung von 
Kostenbeiträgen für stationäre und teilstatio-
näre Leistungen sowie vorläufige Maßnah-
men nach §§ 91 bis 94 SGB VIII und die
Überleitung von Ansprüchen nach § 95 
SGB VIII erforderlich. Parallel dazu fanden
zahlreiche rechtliche Fragestellungen allge-
meiner Bedeutung aus dem Praxisbetrieb
Eingang in die Empfehlungen.

Die dazu gehörigen inhaltlich ergänzten Be-
rechnungsbögen wurden veröffentlicht.

Die Bayerischen Empfehlungen zur pauscha-
lierten Kostenbeteiligung nach § 90 SGB VIII
wurden an einigen Stellen mit den landesge-
setzlichen Vorgaben des BayKiBiG harmoni-
siert.

Die Arbeitsgruppe tagte sechs Mal und wur-
de insbesondere zu verfahrensrechtlichen
Fragen in das Anhörungsverfahren der Fach-
praxis mit einbezogen.
Die möglichen Auswirkungen des neuen Bun-
deskinderschutzgesetzes, das im parlamenta-
rischen Ablauf erhebliche Änderungen erfuhr
und dessen Inkrafttreten zum Jahresbeginn
2012 geplant ist, wurden in ihren Grundzügen
vorberaten.
Die Arbeitsgruppe wird nach wie vor von 
öffentlichen wie auch von freien Jugendhilfe-
trägern in zunehmendem Maße um Unter-
stützung bei der Einschätzung komplexer
Rechts- und Einzelfallproblematiken gebeten.

In regelmäßigen Beiträgen im Mitteilungs-
blatt des Landesjugendamts wurden die Dis-
kussionsergebnisse für den Bereich der
wirtschaftlichen Jugendhilfe in Kurzform auf-
bereitet. Gleichzeitig erfolgte die Information
an Jugendämter und Regierungen unmittel-
bar über die Protokolle aus den Arbeitssitzun-
gen. Daneben wurden Themen von
allgemeinem Interesse in Einzelbeiträgen im
Mitteilungsblatt veröffentlicht.

Bildung, Erziehung und 
Prävention
„Ordnung“ in der Kindertagespflege

Die Tagespflegefachdienste wie auch die Ta-
gespflegepersonen kommen nicht zur Ruhe.
Für Aufregung hat im Jahr 2011 das Thema
Ordnungsrecht gesorgt. Gemeint sind damit
die Themen „Lebensmittelhygiene“, „Infekti-
onsschutz“ und „Personenbeförderung“.
Nicht dass die gesetzlichen Grundlagen in
Bezug auf die Kindertagespflege dazu neu ge-
fasst oder geändert worden wären, sie wur-
den nur „entdeckt und ausgelegt“. 
Bereits 2009 hat das Bundesministerium für
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz (BMELV) in einem Schreiben an das
Bundesministerium für Familie, Senioren,III Schwabenbericht 2011, ZBFS – BLJA, 2011, S. 58
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Frauen und Jugend (BMFSFJ) festgestellt,
dass unter die Definition des Begriffs „Le-
bensmittelunternehmen“ der sog. „EU-Basis-
Verordnung für das Lebensmittelrecht“ Nr.
178/2002 auch Tagespflegepersonen fallen,
die im Rahmen der Betreuung fremder Kin-
der an diese Lebensmittel abgeben. Die in
der „Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom
29.04.2004 über Lebensmittelhygiene enthal-
tenen, allgemeinen Regelungen des neuen
EU-Lebensmittelhygienerechts gelten grund-
sätzlich für alle Lebensmittelunternehmer
und somit auch für Tagespflegepersonen.
Damit unterliegen Tagespflegepersonen der
Registrierungspflicht nach Art. 6 Abs. 2 der
Verordnung. Die Räumlichkeiten, also auch
die privaten Räume von Tagespflegeperso-
nen, haben die Hygieneanforderungen an
Ausstattung und Betrieb zu erfüllen. 
Das Bayerische Staatsministerium für Um-
welt und Gesundheit (StMUG) hat sich im
Juli 2011 in einem Schreiben an die Regie-
rungen der Auffassung des BMELV ange-
schlossen. Die entscheidende Frage war nun,
was das konkret für die Tagespflegepersonen
bedeutet. Braucht es ein zusätzliches Hand-
waschbecken in der Küche? Müssen Lebens-
mittelproben für Kontrollen aufbewahrt wer-
den? Gehen Lebensmittelkontrolleure unan-
gemeldet in den Wohnungen der Tagespfle-
gepersonen ein und aus? Abschreckende
Beispiele aus anderen Bundesländern ließen
Ähnliches befürchten. In sehr konstruktiven
Gesprächen des Bayerischen Staatsministeri-
ums für Arbeit und Sozialordnung, Familie
und Frauen (StMAS) und des Landesjugend-
amts mit dem StMUG wurde für Bayern eine
praktikable Umsetzung der Richtlinie verein-
bart. Ein mit allen Beteiligten abgestimmtes
Merkblatt des StMUG enthält die lebensmit-
telhygienischen Anforderungen an die Kin-
dertagespflege (s. Kasten nächste Seite). 
Bereits im Schreiben vom 11.07.2011 betont
das StMUG, dass Kontrollen in den Privaträu-
men der Tagespflegepersonen nur in beson-
deren Fällen, d.h. bei Verdacht auf lebens-
mittelbedingte Erkrankungen der Tagespfle-
gekinder mit konkretem Bezug zu dem betref-
fenden Haushalt, gerechtfertigt sind. Die
Registrierungspflicht für die Tagespflegeper-
sonen ist an keine Formalien gebunden. Ta-
gespflegepersonen müssen allerdings an
Hygieneschulungen teilnehmen.

Die Vertretung der Europäischen Kommis-
sion in Berlin hatte zwar im Dezember 2011
öffentlich bekräftigt, dass ihrer Auffassung

nach Tagesmütter im Sinne der EU-Lebens-
mittelrichtlinie keine „Lebensmittelunterneh-
mer“ sind. Sowohl das BMELV als auch das
StMUG haben aber umgehend ihren Stand-
punkt zu der Frage bestätigt. Vorbehaltlich
weiterer Verhandlungen und neuer Ergeb-
nisse zwischen EU und Bund gelten für Bay-
ern die mit dem StMUG vereinbarten Rege-
lungen.

Für Tagespflegepersonen, die fremde Kinder
verpflegen, gelten außerdem die §§ 42 ff. des
Infektionsschutzgesetzes (IfSG). Danach gilt
unter anderem ein Tätigkeits- und Beschäfti-
gungsverbot für Personen mit bestimmten
Erkrankungen. Die Tagespflegepersonen
müssen zudem eine Belehrung nach § 43
Abs. 1 IfSG nachweisen. Zuständig dafür sind
die Gesundheitsämter.
Grundsätzlich empfiehlt sich für die Praxis
vor Ort, dass die Fachdienste für Kindertages-
pflege mit den Gesundheitsämtern und Le-
bensmittelüberwachungsbehörden zusam-
menarbeiten und für die Tagespflegeperso-
nen koordinierte Schulungen und Belehrun-
gen anbieten.
Tagespflegepersonen sind laut StMUG ge-
mäß § 33 IfSG im infektionsschutzrechtlichen
Sinn zudem „Gemeinschaftseinrichtungen“,
da sie wie Einrichtungen ein infektionshygie-
nisches Risiko aufweisen, d.h. Kinder der
konkreten Gefahr einer Infektion aussetzen.
Der Begriff „Gemeinschaftseinrichtung“ ist
nicht zu verwechseln mit dem Einrichtungs-
begriff im Jugendhilferecht. 
Nach der Definition gelten die in § 34 Abs. 5,
6 und 8 IfSG geregelten Melde- und Aufklä-
rungspflichten für die und gegenüber der Ta-
gespflegeperson.
Um eine entsprechende Handlungssicherheit
bei den Tagespflegepersonen bezüglich des
Umgangs mit übertragbaren Krankheiten her-
zustellen, hat das StMUG das Landesamt für
Gesundheit und Lebensmittelsicherheit be-
auftragt, einen Leitfaden zu den Rechten und
Pflichten bezüglich des IfSG, der Hygiene und
zu den wichtigsten übertragbaren Krankhei-
ten zu erstellen, in dem auch ein Musterhy-
gieneplan für Tagesmütter enthalten sein
wird.

Für den Vollzug der Überwachung durch das
Gesundheitsamt gilt analog zur Lebensmittel-
überwachung, dass Kontrollen nur bei Ver-
dacht auf eine übertragbare Krankheit durch-
geführt werden.
Weder die lebensmittelrechtlichen, noch die
infektionsschutzrechtlichen Bestimmungen
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Bayerisches Staatsministerium für 
Umwelt und Gesundheit 

 

 

Merkblatt  
Lebensmittelhygienische Anforderungen in der Kindertagespflege  

Tagesmütter/-väter gelten lebensmittelrechtlich als Lebensmittelunternehmer und müssen 
sich deshalb bei der zuständigen Lebensmittelüberwachung registrieren lassen. Es genügt 
die formlose schriftliche Mitteilung von Namen, Anschrift und Tätigkeit (Tagesmutter/-vater). 
Eine regelmäßige lebensmittelrechtliche Kontrolle der für die Kindertagespflege genutzten 
Privaträume einschließlich der Küche ergibt sich hieraus nicht.  

Anforderungen an die Küche   

 Küche sauber und instand gehalten, 
(Haus-)Tiere und Schädlinge fernhalten  

 Flächen, Gegenstände, Armaturen mit 
direktem/indirektem Lebensmittelkontakt 
sauber, in einwandfreiem Zustand, leicht 
zu reinigen, ggf. zu desinfizieren 

 In ausreichender Nähe Handwaschbe-
cken, Seifenspender und Einmalhandtü-
chern oder täglich saubere Handtücher 

 Zwei Spülbecken (Spülen von Geschirr / 
Säubern von Lebensmitteln) bzw. ein 
Spülbecken mit Zwischenreinigung 

 

 Reinigungsutensilien nach Gebrauch 
sauber/trocken lagern, ggf. erneuern 

 Trinkwasserzufuhr in ausreichender 
Menge; Reinigung von Lebensmitteln 
mit Trinkwasser 

 Geeignete Abfallbehälter mit Abde-
ckung; häufiges, ggf. tägliches Leeren 
und Reinigen verhindert Schädlings-
befall 

 Geeignete Kühl-, Tiefkühlgeräte (max. 
+ 7°C bzw. - 18°C) für Lebensmittel; 
Thermometer zur Temperaturkontrolle 

Umgang mit Lebensmitteln, persönliche Hygiene und weitere Anforderungen 

 Hygienisch einwandfreie Zubereitung 
(auch Säuberung von Lebensmitteln) 

 Besondere Sorgfalt bei Arbeiten mit 
risikobehafteten Lebensmitteln (rohes 
Geflügel, rohe Eier u. a.) 

 Roheihaltige Speisen, Roh- / Vorzugs-
milch dürfen nicht angeboten werden! 

 Saubere Kleidung; Schmuck vermeiden  

 Händereinigung / -desinfektion u. a. vor 
der Arbeit mit Lebensmitteln, nach Toi-
lettengang, Windelwechsel  

 Toilette/-raum sauber, in einwandfreiem 
Zustand, leicht zu reinigen, ggf. zu des-
infizieren; Handwaschbecken, Seifen-
spender, Einmalhandtücher  

 Lagerung gesundheitsgefährdender 
bzw. ungenießbarer Substanzen in se-
parat gelagerten, verschlossenen, ge-
kennzeichneten (Original-)Behältern 

 Einhaltung Mindesthaltbarkeits- bzw. 
Verbrauchsdatum der Lebensmittel 

 

 Ausreichende Kühlung kühlpflichtiger 
und leicht verderblicher Lebensmittel  

 Rasche Abkühlung von Speisen im 
Kühlschrank (auf unter +10 °C in 2 
Stunden), geringe Schichtdicke bzw. 
kleine Portionen  

 Gefrorene Lebensmittel im Kühl-
schrank auftauen; Tauflüssigkeit hy-
gienisch auffangen / entfernen  

 Aufgetaute Lebensmittel zügig und 
hygienisch verarbeiten, nicht wieder 
einfrieren  

 Warme Speisen vor dem Verzehr 
durchgaren (z.B. + 80 °C Kerntempe-
ratur für 10 Minuten) 

 Teilnahme an einer Hygiene-
Schulung nach § 4 LMHV bzw. Ver-
ordnung (EG) Nr. 852/2004 sowie ei-
ner Belehrung nach § 42 Infektions-
schutzgesetz 

 
Hinweis: Dieses Merkblatt erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Eigenkontrollmaß-
nahmen im Rahmen der Sorgfaltspflicht der Tagespflegepersonen werden vorausgesetzt.  
Für Fragen stehen die zuständige Lebensmittelüberwachungsbehörde sowie das Ge-
sundheitsamt zur Verfügung. 
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gelten für Kindertagespflege im Haushalt der
Eltern.

Noch gänzlich ungeklärt ist die Frage, ob und
ggf. unter welchen Voraussetzungen Tages-
pflegepersonen einen Personenbeförde-
rungsschein für den Transport von Tages-
pflegekindern brauchen. Grundlage für die
Beantwortung ist § 1 Abs. 1 Personenbeför-
derungsgesetz (PBefG), in dem die entgeltli-
che Beförderung von Personen geregelt ist.
Nach § 1 Ziff. 3 der entsprechenden Freistel-
lungsverordnung sind davon freigestellt: „Be-
förderungen mit Personenkraftwagen, die
nach ihrer Bauart und Ausstattung zur Beför-
derung von nicht mehr als sechs Personen
(einschließlich Führer) geeignet und be-
stimmt sind, es sei denn, dass für die Beför-
derungen ein Entgelt zu entrichten ist“. Es
spielt also keine Rolle, ob nur ein oder meh-
rere Tagespflegekinder transportiert werden,
sondern ausschließlich die Bauart des Kraft-
fahrzeugs und ein Entgelt für die Beförde-
rung. In der Regel erhalten Tagespflegeper-
sonen kein Entgelt für die Beförderung der
Tagespflegekinder, das die Betriebskosten
des Autos übersteigt. 
Eine Anfrage beim Bayerischen Staatsminis-
terium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr
und Technologie soll letztlich zur Klärung bei-
tragen.

Kurz gefasst
Bewertung der pädagogischen Qualifikation
nach § 16 AVBayKiBiG

Der nach wie vor bestehende Fachkräfteman-
gel in Kindertageseinrichtungen lässt sich
wohl am eindrucksvollsten in Zahlen bele-
gen. Die Anzahl der vom Landesjugendamt
überprüften in- und ausländischen Qualifika-
tionen für den Bereich Kindertagesbetreuung
hat sich von 2009 bis 2011 nahezu verdop-
pelt. Waren es 2009 noch 183 bearbeitete
Fälle, wurden 2011 insgesamt 351 Prüfungen
pädagogischer Qualifikation durchgeführt.
Folgerichtig wurde ab September 2011 auch
eine weitere halbe Stelle zur Bewältigung die-
ser Aufgabe beauftragt.
Immer mehr Universitätsabsolventinnen- und
-absolventen mit Bachelor-, Diplom- oder
Masterabschlüssen in pädagogischen Fäch-
ern möchten als Fachkräfte in Kindertages-
einrichtungen tätig werden. In der Regel fehlt
den Studienabgängern jedoch der fachprakti-
sche Bezug, der nachgeholt werden muss,

bevor in der Praxis eine „Anerkennung“ als
Fachkraft möglich ist.
Weiterqualifizierungsmaßnahmen für Grund-
schullehrkräfte sowie Heilerziehungspflege-
rinnen und Heilerziehungspfleger zu Erziehe-
rinnen und Erziehern sollen dem Mangel an
Fachkräften entgegenwirken.
Am 06.12.2011 trat das Gesetz zur Verbesse-
rung der Feststellung und Anerkennung im
Ausland erworbener Berufsqualifikationen
(BQFG) in Kraft. Es gilt für bundesrechtlich
geregelte Berufe. Für die landesrechtlich ge-
regelten Berufe, zu denen die sozialen Berufe
wie bspw. auch der Beruf der Erzieherin/des
Erziehers gehören, müssen die entsprechen-
den Ländergesetze erst noch geschaffen wer-
den.

Kinder- und Jugendschutz

Im Jahr 2011 wurden – wie auch in den vor-
hergehenden Jahren – insgesamt ca. 150 te-
lefonische und schriftliche Anfragen zu unter-
schiedlichen Jugendschutzthemen bearbei-
tet. Die Fachkräfte des Jugendschutzes wand-
ten sich dabei vor allem mit Fragen zur Aus-
legung und Anwendung des Jugendschutz-
gesetzes in Randbereichen an das ZBFS –
Bayerische Landesjugendamt oder suchten
den fachlichen Austausch zu speziellen regio-
nalen Begebenheiten. So wurden z. B. wie-
derholt die Möglichkeiten erörtert, welche
Auflagen für Veranstaltungen nach § 7 Ju-
gendschutzgesetz sinnvollerweise zu erteilen
sind.

Neben den Fachkräften des Jugendschutzes
wenden sich aber auch immer wieder Gewer-
betreibende, Privatpersonen und andere In-
stitutionen an das Landesjugendamt, um
Auskünfte zu einzelnen Sachverhalten des
Jugendschutzgesetzes zu erhalten. Diese Per-
sonengruppen werden meist über den Inter-
netauftritt des Bayerischen Landesjugend-
amts auf unsere Institution aufmerksam oder
von den Fachkräften des Jugendschutzes an
uns weiter empfohlen.

Ein Schwerpunkt bei den verschiedenen An-
fragen war die der jugendschutzrechtlichen
Einordnung von sogenannten E-Zigaretten.
Dabei handelt es sich um ein zigarettenähnli-
ches Produkt, bei dem allerdings im Gegen-
satz zur Zigarette kein Tabak verbrannt, son-
dern ein Fluid (Nikotin, Aromastoffe etc.) ver-
dampft und vom Benutzer inhaliert wird. Un-
abhängig davon, wie dieses Produkt unter
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gesundheitlichen oder rechtlichen Gesichts-
punkten (z. B. Einordnung in das Gesund-
heitsschutzgesetz) zu bewerten ist, bleibt
festzuhalten, dass die E-Zigaretten derzeit
nicht unter die Beschränkungen des § 10 Ju-
gendschutzgesetz fallen.

Der zweite Anfragenschwerpunkt betraf nach
wie vor die Suche nach geeigneten Möglich-
keiten, das Verbot des Einbehaltens von Per-
sonalausweisen zu Kontrollzwecken zu
kompensieren. Die Jugendämter haben hier
verschiedene Lösungsmöglichkeiten gefun-
den, die aber leider nach wie vor noch nicht
die gewünschten Ergebnisse erzielen.

Die vom Landesjugendamt durchgeführten
Arbeitskreise und Fachforen Jugendschutz in
den bayerischen Regionen finden regen Zu-
spruch und haben sich als Möglichkeit des In-
formationsaustausches und der Vernetzung
der Jugendschutzfachkräfte bewährt. Bei den
Fachforen wurden die Themen „Glücksspiel“,
„gaststättenrechtliche Gestattungen“ und
„neue Entwicklungen im Jugendmedien-
schutz“ bearbeitet. Ergänzend dazu hat das
Bayerische Landesjugendamt im Jahr 2011
eine zentrale Jugendschutztagung in Nürn-
berg zum Thema „Jugendschutzkontrollen“
durchgeführt. Mit über 70 Teilnehmerinnen
und Teilnehmern war die Mehrzahl der baye-
rischen Jugendämter bei dieser Tagung ver-
treten. 

Einen Themenschwerpunkt dieser Veranstal-
tung bilden die „Testkäufe“, die eine Sonder-
form der Jugendschutzkontrollen darstellen.
Nach Erkenntnis des Bayerischen Landesju-
gendamts führen gegenwärtig etwa 25 % der
bayerischen Jugendämter solche Testkäufe
durch. Ein weiterer Schwerpunkt war „Ko-
operation mit Gewerbetreibenden – Rahmen-
bedingungen für Vereinsfeiern und Straßen-
feste“. Dieser Themenschwerpunkt wurde
anhand konkreter Beispiele aus den Jugend-
ämtern in einzelnen Arbeitsgruppen sehr pra-
xisorientiert vertieft. Durch die Einbindung
der Aktion Jugendschutz, des Bayerischen
Jugendrings und des Bayerischen Staatsmi-
nisteriums für Arbeit und Sozialordnung, Fa-
milie und Frauen mit einzelnen Beiträgen
wurde das Thema „Jugendschutz“ in seiner
ganzen Breite diskutiert.

Die Erfahrungen des letzten Jahres zeigen,
dass Jugendschutz nach wie vor ein wichti-
ges Thema in der Öffentlichkeit und ein we-
sentlicher Arbeitsschwerpunkt bei den Ju-

gendämtern ist. Bedingt durch die knappen
personellen Ressourcen der Jugendämter ist
es notwendig, die Fachkräfte des Jugend-
schutzes bei der Wahrnehmung dieser Aufga-
ben zu unterstützen. Mit der jährlichen Ju-
gendschutztagung, den Arbeitskreisen und
Fachforen Jugendschutz, den Fachveröffentli-
chungen im Mitteilungsblatt und dem elek-
tronisch verbreiteten Newsletter zu Themen
des Jugendschutzes erhalten die Jugendäm-
ter dabei die notwendige fachliche Unterstüt-
zung durch das Landesjugendamt.

Scientology-Krisenberatungsstelle

Ebenso wie eine Vielzahl seriöser Firmen und
Organisationen unterschiedlichster Zielrich-
tung nutzt auch die Scientology-Organisation
vermehrt das Internet und soziale Netzwerke,
um ihr „Angebot“ möglichst vielen Men-
schen nahe zu bringen, bzw. neue Mitglieder
anzuwerben.
Besonders Jugendliche und junge Erwach-
sene werden verstärkt über Videoplattformen
wie Youtube oder MyVideo, soziale Netz-
werke wie Facebook oder Schüler-VZ, den
Microblogging-Dienst Twitter sowie Internet-
Foren und Blogs angesprochen. Meist tritt die
Scientology-Organisation dabei nicht offen,
sondern über Tarnorganisationen auf, um
nicht Misstrauen zu wecken. Scheinbar un-
verfängliche Themen wie „Menschenrechte“,
„Drogenmissbrauch“ und „Skepsis gegen-
über der Psychiatrie“ werden dabei fokus-
siert. Im Werben um Jugendliche sind vor
allem die Vereine „Jugend für Menschen-
rechte“ und „Sag Nein zu Drogen – sag Ja
zum Leben“ besonders aktiv. Auf verschiede-
nen Videoplattformen wird bspw. das für Ju-
gendliche produzierte Musikvideo „United“
dargeboten, welches in relativ neutraler
Weise die Menschenrechte der UN-Charta be-
handelt, jedoch wiederholt zur Unterstützung
der Organisation aufruft und auf die Seite
von „Jugend für Menschenrechte“ weiterlei-
tet. Dort kann dann Infomaterial bestellt oder
der Organisation beigetreten werden. Ohne
es zunächst zu merken, hat man auf diese
Weise seine persönlichen Daten an die Scien-
tology-Organisation weitergegeben.
Was folgt, sind unter anderem gezielte Versu-
che, den so Angesprochenen auch Angebote
von Scientology zu unterbreiten und die Per-
son mit manipulativen Methoden als Anhän-
ger der Organisation zu gewinnen. Gelingt
dies, werden Angehörige und Freunde meist
erst hellhörig, wenn bereits Persönlichkeits-
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veränderungen und Rückzugsverhalten aus
dem gewohnten Umfeld zu beobachten sind.
In der Regel wird erst durch eingehende Re-
cherche deutlich, wer sich hinter vermeintlich
unterstützenswerten Anliegen verbirgt. Bis es
soweit ist, wurden die Betroffenen aber oft
bereits fest an die Organisation gebunden, so
dass es schwierig ist, sie von der mangeln-
den Seriosität und der Gefährlichkeit von
Scientology zu überzeugen.
Angehörige und Freunde sind in solchen Si-
tuationen oft hilflos und suchen professio-
nelle Beratung, die unter anderem durch die
Scientology-Krisenberatungsstelle zur Verfü-
gung gestellt wird. Die Mitarbeiter der Scien-
tology-Krisenberatungsstelle bieten aber
auch Beratung und Unterstützung für Fach-
kräfte der Jugendhilfe, in deren Arbeitsbe-
reich sich Fragen und Probleme bezüglich
Scientology oder anderer konfliktträchtiger
Gruppierungen ergeben.

Adoption und 
Familienbildung

Internationale Adoption im Wandel der Zeit –
hat sie als Instrument der Jugendhilfe eine
Zukunft?

Motivation zur Adoption und internationalen
Adoption im Wandel der Zeit

Die Adoption diente in vergangenen Zeiten
vorrangig dazu, den Fortbestand von Famili-
enunternehmen oder der Familienlinie zu si-
chern.
Daher stand die Adoption von Volljährigen
oder nahezu volljährigen Personen im Vor-
dergrund, die den Annehmenden (zum Teil
länger) bekannt waren und bei denen fest-
stand oder zumindest absehbar war, dass sie
sich als Nachfolger eigneten.
Das deutsche Recht trug dieser Motivation in-
soweit Rechnung, als eine Adoption auf ver-

traglicher Basis stattfand und „schwache“
Wirkungen entfaltete. Zudem war ein Min-
destalter der Adoptierenden auf 55 Jahre
festgesetzt, ein Alter, in dem es als sicher
galt, dass die Annehmenden keine eigenen
Kinder mehr haben würden, die als Nachfol-
ger in Frage kämen.

Im Lauf der Zeit wurde jedoch die Adoption
nicht mehr als bloßes Instrument zur Sicher-
stellung der (Unternehmens-)Nachfolge gese-
hen. Immer mehr setzte sich der Wunsch
nach der Adoption eines kleinen Kindes
durch, das von den Annehmenden groß ge-
zogen wurde und das damit seine Sozialisa-
tion im Umfeld der Adoptierenden erfuhr.
Gleichzeitig sollte damit das Bedürfnis der
Adoptierenden nach emotionaler Erfüllung
gestillt werden.
Aufgrund dieser gesellschaftlichen Verände-
rungen wurde vom Gesetzgeber die Minder-
jährigenadoption ermöglicht, was im Lauf der
Zeit aus Kindeswohlerwägungen zur Einfüh-
rung der Dekretadoption führte, da das zu
adoptierende Kind seine Wünsche nicht äu-
ßern konnte und andere (Erwachsene) für das
Kind entscheiden mussten, die nur im Inte-
resse des Kindes und nicht im Eigeninteresse
handeln sollten. Das Mindestalter der Anneh-
menden wurde immer weiter herabgesetzt
bis zum heutigen Stand von 25 Jahren (bei
Ehegatten darf der andere Ehegatte auch erst
21 Jahre alt sein). Da es sich um minderjäh-
rige Adoptierte handelte, sollten die Her-
kunftseltern aus dem Adoptionsverhältnis
herausgehalten werden, damit das Kind in
der Adoptivfamilie ungestört aufwachsen
konnte. Daher wurden die Wirkungen der
starken Adoption entwickelt – die völlige He-
rauslösung des Kindes aus seiner Ursprungs-
familie und die Begründung der Verwandt-
schaft zu der Adoptivfamilie und deren Ver-
wandten. Ebenso wurde das Adoptionsge-
heimnis postuliert – das Verbot für Dritte, die
Tatsache der Adoption offen zu legen.

Kleinkinder, die eine neue Familie brauchten,
gab es in vergangenen Zeiten viele. Verhü-
tungsmittel waren zum Teil unbekannt oder
zumindest unzuverlässig. Nichteheliche Ge-
burten galten als Makel, wenn nicht gar als
gesellschaftliche Schande. Hilfen für unver-
heiratete Mütter und ihr Kind, die es ihnen er-
laubten, dieses selbst groß zu ziehen, waren
kaum vorhanden. Ungewollt Schwangere
und ledige Mütter waren oftmals froh, ihr
Kind zur Adoption durch ein wirtschaftlich
besser gestelltes und gesellschaftlich akzep-

Neue Sprechzeiten der Scientology-Krisen-
beratungsstelle

City-Call (aus dem Festnetz): 0180-1000042
Montag bis Freitag: 10.00 – 12.00 Uhr
Dienstag und Mittwoch: 16.00 – 19.00 Uhr
Freitag: 16.00 – 18.00 Uhr
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tiertes Ehepaar geben zu können und hofften,
ihr eigenes Leben so möglichst unbeschadet
in den Griff zu bekommen.

In den 1960er Jahren wurden die ersten
Adoptionen von Kindern aus dem Ausland
durch Paare, die in Deutschland lebten,
durchgeführt. Dies geschah meist aus der
Motivation heraus, Kindern aus Kriegsgebie-
ten wie z. B. Korea, Kambodscha und Viet-
nam oder aus Ländern, in denen Hunger-
katastrophen herrschten, zu helfen und ihnen
ein menschenwürdiges Leben bei Adoptivel-
tern zu ermöglichen, da sie ihre Herkunftsel-
tern und oft auch ihre übrigen Verwandten in
den Kriegswirren oder Hungerzeiten verloren
hatten.

Ab Anfang der 1970er Jahre benötigten in
Deutschland immer weniger Kleinkinder eine
Familie im Wege der Adoption. Dies resul-
tierte aus der fortschreitenden Verbreitung
und Wirksamkeit insbesondere hormoneller
Verhütungsmittel, dem verstärkten Angebot
an Hilfen für Mutter und Kind sowie der ge-
sellschaftlichen Entwicklung, dass das Groß-
ziehen eines Kindes als (ledige) alleinerzie-
hende Mutter immer weniger mit einem Ma-
kel behaftet war. 
Adoptionswillige Paare, die ihre Chancen auf
Vermittlung eines Kindes zur Adoption in
Deutschland immer mehr schwinden sahen,
wichen mit ihrem Adoptionswunsch zuneh-
mend ins Ausland aus. 

Mit dieser Entwicklung wurde hinsichtlich der
internationalen Adoption die zunächst vor-
herrschende Motivation, einem Kind aus dem
Ausland zu helfen, durch jene verdrängt, der
Partnerschaft, in der der Kinderwunsch nicht
oder nicht ausreichend erfüllt werden konnte,
durch die Adoption eines ausländischen Kin-
des einen zusätzlichen Sinn zu stiften.

Diese gegenwärtig vorherrschende Motiva-
tion erscheint eher pragmatisch als altruis-
tisch. Das adoptierte Kind soll Bedürfnisse
nach einer engen Beziehung zu einem Klein-
kind, nach Nähe, Emotionalität, Freude, Le-
benssinn, Erfolg und Stolz erfüllen. 
Bei dieser Motivation passt ein älteres Kind
oder eines mit ganz besonderen Bedürfnis-
sen aufgrund von seelischen, geistigen oder
körperlichen Einschränkungen nur schwer in
das Wunschbild, das sich Paare von ihrer zu-
künftigen Familie machen.

Für welche Kinder werden Eltern durch eine
internationale Adoption gesucht?

In fast jedem Land der Erde finden inzwi-
schen gesunde Kleinkinder zunehmend oder
bereits ausreichend (Adoptiv-)Eltern im Her-
kunftsstaat.

Dies ist ausdrücklich zu begrüßen. Entwick-
lungspsychologisch wird als vorzugswürdig
betrachtet, wenn für das Kind, das nicht bei
seinen leiblichen Eltern aufwachsen kann, in
seiner Verwandtschaft neue Eltern – und
wenn dies nicht möglich ist – zumindest El-
tern in seinem Kulturkreis gefunden werden.
Dieser Kulturkreis wird bestimmt durch Eth-
nie, Hautfarbe, Mentalität, Sprache, Kultur
und Religion etc. 

So enthält auch die Präambel des Haager
Adoptionsübereinkommens aus dem Jahr
1993 genau diese Vorgabe für die Suche nach
Eltern für ein Kind, das nicht bei seinen leibli-
chen Eltern aufwachsen kann (Subsidiaritäts-
prinzip).

Erst wenn im eigenen Kulturkreis keine
neuen Eltern gefunden werden können, wird
international für dieses Kind nach Adoptivel-
tern gesucht.
Daher sind selbst Kinder, für die bereits kurz
nach der Geburt eine Adoption in Frage kam,
im internationalen Adoptionsverfahren selten
jünger als zwei Jahre. Fielen die leiblichen El-
tern erst in der frühen Kindheit als Erzie-
hende aus oder sahen sie sich nicht mehr in
der Lage, ihr Kind selbst großzuziehen, sind
die Kinder dementsprechend älter. 
Je später ein Kind im Herkunftsland in den
nationalen Adoptionsprozess gelangt, umso
geringer sind seine Chancen, im Heimatland
Adoptiveltern zu finden.
So ist davon auszugehen, dass Kinder, die
schließlich für eine internationale Adoption in
Frage kommen, häufig drei bis vier Jahre
oder noch älter sind.

Geschwistergruppen ab drei Kindern, die
nach der Überzeugung der sozialpädagogi-
schen Fachkräfte im Herkunftsland zusam-
menbleiben oder zumindest in Kontakt
bleiben sollen, finden in ihren Herkunftslän-
dern ebenfalls schwer neue Eltern.

Das Gleiche gilt für Kinder mit besonderen
Bedürfnissen. Sofern im Herkunftsland für
die Zahl der dort gemeldeten Adoptionsbe-
werber für gesunde (Klein-)Kinder Adoptivel-
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tern gesucht werden, haben diese Kinder oft
das Nachsehen.

Genau für diese Gruppe der sogenannten
schwer vermittelbaren Kinder werden inter-
national Adoptiveltern gesucht. 
Jedoch ist gerade für die Gruppe dieser Kin-
der das Verhältnis zwischen den zahlreichen
adoptionsbedürftigen Kindern und den weni-
gen adoptionsbereiten und geeigneten Be-
werbern so ungleich verteilt.
Gleichzeitig wäre es aus Kindeswohlgesichts-
punkten für diese Kinder so wichtig, im Wege
der internationalen Adoption neue Eltern zu
finden. 

Wie kann der Wunsch und die Eignung von
Adoptionsbewerbern mit dem Profil der inter-
national adoptionsbedürftigen Kinder in
Übereinstimmung gebracht werden?

Die Erfahrung und die Betrachtung der Zahl
durchgeführter Adoptionen und der Zahl der
Bewerber in anderen Ländern für schwer ver-
mittelbare Kinder zeigt, dass Adoptionsbe-
werber mit gewöhnlichem Aufenthalt in
Deutschland vergleichsweise anspruchsvoll
in Bezug auf das Kinderprofil sind. Es kom-
men meist nur Kinder bis zum Vorschulalter
in Frage und es werden allenfalls kleinere,
behebbare Krankheiten oder Behinderungen 
akzeptiert.
Oft führt schon das Vorliegen von Allergien
oder Neurodermitis, Sichelhand oder Klump-
füßchen zu einem Ablehnen des Kindervor-
schlags.

Im internationalen Vergleich der Adoptions-
bewerber werden z. B. nach Italien oder in die
USA häufig ältere und gesundheitlich einge-
schränkte Kinder aus dem Ausland vermittelt.

Diese Situation hat natürlich auch gesell-
schaftliche Ursachen. Wenn Adoptionsbewer-
ber, die offen und geeignet sind, ein Kind 
z. B. mit gesundheitlichen Einschränkungen
aufzunehmen, im Bekanntenkreis auf Unver-
ständnis stoßen und gefragt werden:
„Warum tut Ihr Euch das an?“, führt dies ver-
ständlicher Weise zu großer Verunsicherung.
Eine Änderung dieser Einstellung in unserer
Gesellschaft herbeizuführen, ist ein langwieri-
ger Prozess, der das Zusammenwirken aller
Akteure im Bereich der Adoption erfordert. 

Aber auch ein gewisses Sicherheitsdenken
deutscher Adoptionsvermittler hat mit zu die-
ser Situation beigetragen. Natürlich ist es zu

begrüßen, dass Adoptionsbewerberinnen
und -bewerber gründlich auf ihre Erziehungs-
fähigkeit und Belastbarkeit überprüft werden.
Jedoch wird häufig die Bereitschaft und Fä-
higkeit, ein gesundheitlich eingeschränktes
Kind aus dem Ausland zu adoptieren, nicht
thematisiert, zu skeptisch beurteilt oder der
am Anfang des Adoptionsprozesses geäu-
ßerte Wunsch der Bewerber nach einem
möglichst gesunden Kind unreflektiert als Be-
dingung akzeptiert. Der Grund dafür kann
darin liegen, dass bei einem Scheitern des
Adoptionsverhältnisses die deutsche Jugend-
hilfe mit ihren Leistungen, die je nach Hilfe-
bedarf hohe Kosten verursachen, einspringen
muss. So wird häufig im Sozialbericht die
Eignung nur für ein gesundes Kleinkind aus-
gesprochen. Die Entscheidung heißt damit
nicht selten: Lieber gar keine Eltern für ein
Kind aus dem Ausland bzw. umgekehrt be-
trachtet: gar kein Kind für Eltern mit gewöhn-
lichem Aufenthalt in Deutschland. 

Notwendig ist eine ergebnisoffene Beratung
durch Adoptionsvermittlungsfachkräfte hin-
sichtlich der Kinder, die die internationale
Adoption wirklich brauchen: ältere Kinder,
Geschwisterverbände ab drei Kindern und
insbesondere Kinder mit besonderen Bedürf-
nissen oder gesundheitlichen Einschränkun-
gen.
Häufig schrecken Adoptionsbewerber vor der
Bereitschaft, ein Kind mit gesundheitlichen
Einschränkungen zu adoptieren auch deshalb
zurück, weil sie sich zu wenig oder nicht de-
tailliert genug mit der großen Bandbreite an
Krankheiten oder Behinderungen befassen
und für sich prüfen, mit welchen Einschrän-
kungen des Kindes sie als Adoptiveltern um-
gehen könnten bzw. in dieser Hinsicht nicht
detailliert genug befragt und beraten werden.

In diesem Zusammenhang erscheint als Ein-
stieg für die Überlegungen der Bewerber und
für die Beratung durch die Adoptionsvermitt-
lungsfachkraft die Auflistung der möglichen
medizinischen oder sonstigen besonderen
Bedürfnisse geeignet, die von der Zentralen
Adoptionsbehörde in Indien (CARA) erstellt
wurde und die ausgefüllt bereits im neuen
Verfahren zur Registrierung von Bewerberin-
nen und Bewerbern für eine internationale
Adoption vorgelegt werden muss: 
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Fragebogen der indischen Zentralen Beh�rde f�r Adoptionsbewerber und f�r die Eignungs�ber-
pr�fung durch Adoptionsvermittlungsfachkr�fte, die sie begleiten:
Einstellung der Familie zu m�glichen medizinischen Auff�lligkeiten oder besonderen Bed�rfnissen
des Kindes

L f d .  N r . J a N e in E v e n t u e l l
1 G e r i n g e s  G e b u r ts g e w ic h t 
2 Fr � h g e b u r t
3 Mu tt e r ma l : a n  e i n e r  s ic h tb a r e n  St e l le ,  n ic h t

e n ts t e l le n d 
4 H e r z fe h le r : 

G e r i n g : ( G e r � u s c h e , e tc .)  ( k e i n e  O p e r a ti o n 
e r fo r d e r l ic h ) 
Sc h w e r w ie g e n d :  ( O p e r a ti o n  a m  o ffe n e n  H e r z e n 
e r fo r d e r l ic h 

5 H e p a ti tis - B - in fi z i e r t 
6 Bl u t k r a n k h e ite n : 

1 . Th a l a s s � m ie 
2 . Si c h e l z e l le n a n � m ie 
3 . H � mo p h ili e  ( Bl u t e r ) 

7 D a s  Ki n d  b e n � t ig t a u f g r u n d  e in e r  Ve r le tz u n g 
o d e r  e in e s  G e b u r ts fe h le r s  e i n e 
G e s c h l e c h ts u mw a n d lu n g 

8 D a s  Ki n d  is t a u f  d e n  R o lls tu h l  a n g e w ie s e n 
9 Sp in a  Bi fi d a 

b r a u c h t z u m  L a u f e n  H i lf s mi tt e l  Ð  Kr � c k e n ,
St � t z a p p a r a t o .� .

1 0 Ze n t r a le  L � h mu n g :
g e r i n g f� g ig 
mi tt e l s c h w e r 
s c h w e r w ie g e n d 

1 1 O r th o p � d i s c h e  Pr o b le m e ,  k o r r ig ie r b a r  ( h a t je t z t 
e i n e n  St� tz a p p a r a t  o d e r  Kr � c k e n ; o d e r  s p � te r e s 
Er le r n e n ) 

1 2 R a c h it is 
1 3 An g e b o r e n e r  H � ft s c h a d e n 
1 4 Mi s s b i ld u n g e n : 

Sy mb r a c h y d a k ty li e  ( Fi n g e r -  o d e r 
Ze h e n v e r k � r z u n g  m it Sc h w i mm h a u tb il d u n g )  Ð 
( o p e r a tiv  k o r r ig i e r b a r ) 
N u r  te ilw e i s e  g e fo r mt e  Fin g e r  o d e r  Ze h e n 
Kl u m p f u § Ð  Klu mp f� §e  ( k o r r ig ie r b a r ) 
Fe h l e n d e s  o d e r  m is s g e b i ld e te s  O h r 
Fe h l e n d e  o d e r  mi s s g e b il d e t e  Fi n g e r  u n d /o d e r 
Ze h e n ,  F e h l e n d e  G l ie d ma §e n 
Mi s s g e b il d e te  G l ie d ma §e n 

1 5 Se h k r a ft
Ki n d  s ie h t n u r  a u f  e i n e m A u g e 
Sc h w a c h e  Se h k r a f t,  in s t a b i le  S e h k r a ft
Sc h i e l e n  o d e r  Fe h l s te ll u n g  d e r  Au g e n 
( S tr a b is mu s ) 
Vo ll k o mme n 

 

b li n d 
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1 6 H � r v e r m� g e n 
Pa r t ie lle s  H � r e n , s ta b i le s  p a r tie ll e s  H � r e n 
u n s t a b ile s  p a r ti e l le s  H � r e n 
Vo ll k o mme n  g e h � r lo s 

1 7 D i a b e t e s 
Kr � m p f e  ( Ep ile p s ie ) 

g e r i n g 
s c h w e r 
mi t Me d ik a m e n t e n  s ta b il is i e r t

( F ie b e r k r � m p fe  o . �,  g e h � r e n  n ic h t  h i e r z u ) 
1 8 L i p p e n s p a lt e 

G a u m e n s p a lt e 
L i p p e n - G a u m e n s p a lt e 
G e s i c h ts s p a lte 

1 9 Ma n g e l e r n � h r u n g 
le ic h t 
s c h w e r 

2 0 N i e r e n fe h lf u n k ti o n e n 
le ic h t 
s c h w e r 

2 1 Ve r b r e n n u n g  ( p la s t is c h e  C h ir u r g ie  e r fo r d e r li c h ) 
a n  A r m e n  u n d  B e i n e n 
im  G e s ic h t

le ic h t 
s c h w e r 

2 2 En tw ic k lu n g s r � c k s t a n d 
( K in d  is t  i n  s e i n e r  e mo tio n a le n , k � r p e r l ic h e n 
u n d / o d e r  s o z ia le n  En t w i c k l u n g  h in te r 
G l e i c h a lt r ig e n  z u r � c k ) 

le ic h t 
s c h w e r 

2 3 Em o t io n a l e  St� r u n g e n 
2 4 Mi s s b r a u c h 

K� r p e r lic h e  Mi s s h a n d l u n g 
Se x u e l le r  M is s b r a u c h 

2 5 H y p e r a k ti v i t� t 
le ic h t 
s c h w e r 

2 6 L e r n s c h w i e r ig k e i te n 
le ic h t 
mi tt e l s c h w e r 

2 7 Sp r a c h e 
St o t te r n 
Sp r a c h e n t w i c k l u n g s v e r z � g e r u n g 
Sp r i c h t n ic h t

2 8 VD R L - p o s i ti v  ( a n g e b o r e n e  S y p h i lis ) 
2 9 Fa mi li � r e  V o r g e s c h ic h te :

Me d i z i n is c h e  P r o b l e me  i n  d e r  F a mi li e 
Al k o h o lis mu s 
D r o g e n mis s b r a u c h 
Ei n  El te r n t e il  p s y c h i s c h  k r a n k 
Ei n  El te r n t e il  g e i s ti g 

 

z u r � c k g e b l ie b e n 
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Selbstverständlich ist es unerlässlich, dass
Kinder mit besonderen Bedürfnissen nur zu
Bewerberinnen und Bewerbern vermittelt
werden, die hinsichtlich deren Aufnahme
nicht nur willens, sondern auch geeignet
sind. Dies erfordert eine intensive Beratung
und Einschätzung durch die Adoptionsver-
mittlungsfachkraft, gegebenenfalls mit Unter-
stützung durch medizinische und psycholo-
gische Expertinnen und Experten. Geklärt
werden muss, mit welchen besonderen Be-
dürfnissen diese Familien später im Alltag
mit dem Adoptivkind umgehen können, um
dem Kind ein gedeihliches und stabiles Auf-
wachsen in dieser Familie zu ermöglichen. 

Um es abschließend noch einmal klar zu stel-
len: 
Die Adoptionsvermittlung als Teilbereich der
Jugendhilfe in Deutschland dient nicht dazu,
Einzelpersonen oder Paaren ihren Kinder-
wunsch zu erfüllen, sondern dient allein dem
Kindeswohl: Kindern, die eine Adoption wirk-
lich brauchen, soll eine neue Familie vermit-
telt werden.
Auf die internationale Adoption bezogen
heißt dies: Nur wenn es im Ausland Kinder
gibt, für die die internationale Adoption der
einzige Weg ist, wieder mit Eltern leben zu
können, beteiligen sich Auslandsvermitt-
lungsstellen als Teil der Jugendhilfe in
Deutschland an der Vermittlung dieser Kinder
zu überprüften und geeigneten Bewerberin-
nen und Bewerbern in Deutschland.
Es gilt daher, diesen Ansatz nicht nur Adopti-
onsbewerbern, sondern auch gesamtgesell-
schaftlich in Deutschland stärker ins Be-
wusstsein zu rufen.

Kurz gefasst

Zusammenarbeit in internationalen Adopti-
onsvermittlungsverfahren mit der Republik
Südafrika

Die gute Kooperation des Landesjugendamts
mit Südafrika auf dem Gebiet der internatio-

nalen Adoption wurde im Jahr 2010 unter-
brochen. Grund war eine Gesetzesänderung
in Südafrika, wonach nur noch Organisatio-
nen zur internationalen Adoption berechtigt
sind, die von der Zentralen Adoptionsbe-
hörde in Südafrika nach dem neuen Recht
eine Zulassung erhalten haben.

Bedauerlicherweise erhielt unser bisheriger
Kooperationspartner in Südafrika schließlich
doch keine Lizenz zur internationalen Adop-
tion. 
Von der zentralen Adoptionsbehörde in Pre-
toria war zunächst in Aussicht gestellt wor-
den, dass die bereits vor Gesetzesänderung
vorliegenden Bewerbungsdossiers noch über
den damaligen Kooperationspartner nach
altem Recht bearbeitet werden können. Eine
derartige Übergangsregelung kam leider
nicht zum Tragen. In zähen und langwierigen
Verhandlungen mit der zentralen Adoptions-
behörde in Südafrika wurde versucht, diese
bereits übersandten Bewerbungsdossiers auf
eine andere, inzwischen neu lizensierte Ver-
mittlungsstelle zu übertragen. Das Ergebnis
dieser Bemühungen steht noch nicht fest.
Die von dieser Situation betroffenen Bewer-
berinnen und Bewerber wurden über die Be-
mühungen informiert und zu Fragen wie
bspw. Beendigung ihrer Bewerbung bzw.
Umorientierung für ein anderes Land umfas-
send und eingehend beraten.

Adoption – Statistik 

Aus der nachfolgenden Tabelle auf der
Grundlage der Daten des Statistischen Bun-
desamts und des Bayerischen Landesamts
für Statistik und Datenverarbeitung für das
Jahr 2010 ergibt sich, dass die Zahl der Adop-
tionen sowohl bundes- als auch bayernweit
nach jahrelangem Rückgang erstmals leicht
gestiegen ist. 
Der aktuelle Anstieg der Kindesannahmen re-
sultiert vor allem aus dem Zuwachs an inlän-
dischen Stiefelternadoptionen. Wie auch in
den vergangenen Jahren ist jedoch zu beach-
ten, dass in diesen Statistiken nur Adoptio-

3 0 Me h r fa c h e  G e b u r t s f e h l e r 
3 1 Zw e r g w u c h s 
3 2 Zw il li n g e  o d e r 

G e s c h w is t e r 
Ki n d e r  � b e r  6  J a h r e n 

3 3 Kl e i n e  O p e r a ti o n  z u r 

 

Ko r r e k t u r  n o tw e n d i g 
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nen erfasst werden, die durch einen deut-
schen Gerichtsbeschluss ausgesprochen wur-
den. Adoptionen, die bereits im Ausland
stattgefunden haben, bevor die Adoptiveltern
mit ihrem Adoptivkind in Deutschland ein-
reisten, sind hiernach nicht erfasst. Die Zahl
der im Ausland ausgesprochenen Adoptio-

nen kann weiterhin als tendenziell fallend ein-
geschätzt werden.

Den vom Bayerischen Landesjugendamt
selbst erfassten Zahlen aus dem Jahr 2010
kann  entnommen werden, dass die Anzahl
der Kinder, die mit ihren Adoptiveltern auf
Grund einer internationalen Adoptionsver-
mittlung nach Bayern einreisten, wie die
Jahre davor, rückläufig ist. Im Gegensatz zum
Jahr 2009, in dem noch 118 Kinder nach er-
folgter Adoption in Bayern einreisten, sind es
im Jahr 2010 nur mehr 91 Kinder.

Aus der Tabelle zur Tätigkeit des Bayerischen
Landesjugendamts im Bereich der internatio-
nalen Adoptionsvermittlung ergibt sich, dass
im Vergleich zu den Vorjahren beim Landes-
jugendamt weniger Anträge auf Übernahme
einer Adoptionsvermittlung eines Kindes aus
dem Ausland eingingen. Die Zahl der ins
Ausland versandten Bewerbungsdokumente
sowie der abgeschlossenen Adoptionsver-
mittlungen (Stichtag: Einreise mit dem Kind
in Deutschland) ist gegenüber dem letzten
Jahr gleich geblieben. 

Entwicklung der im Inland ausgesprochenen
Adoptionen Bayern/Bund (einschlie§lich
Adoptionen mit Auslandsber�hrung) im Vergleich

Bayern Bund
2002 795 5.668
2003 786 5.330
2004 791 5.064
2005 722 4.762
2006 618 4.748
2007 660 4.509
2008 613 4.201
2009 583 3.888
2010 600 4.021

Entwicklung der Vermittlungst�tigkeit des Landesjugendamts im Bereich der
internationalen Adoption

Eingegangene
Antr�ge

Bewerbungsdokumente ins Ausland
versandt

Abgeschlossene
Vermittlungen

2002 67 8 2
2003 66 33 12
2004 69 34 23
2005 67 44 20
2006 64 25 16
2007 59 39 26
2008 41 24 17
2009 51 26 19
2010 24 16 15
2011 20 16 15

insgesamt: 528* 265 165
*283 Verfahren wurden beendet, ohne dass es zu einer Vermittlung gekommen ist. Derzeit sind 80 Verfahren anh�ngig.

Die Zentrale Adoptionsstelle im Bayerischen
Landesjugendamt prüft die aus dem Ausland
eingegangenen Kinderberichte im Rahmen
der selbst durchgeführten internationalen
Adoptionsvermittlungsverfahren. Im Jahr

2010 waren dies 14 Kinderberichte (davon
drei aus Indien und drei aus der Russischen
Föderation). Meist handelte es sich dabei um
Kinderberichte im Rahmen von Verwandten-
adoptionen.
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Zudem hat die Zentrale Adoptionsstelle ge-
mäß § 11 Abs. 2 Satz 2 Adoptionsvermitt-
lungsgesetz (AdVermiG) die Aufgabe, Kinder-
berichte zu prüfen, die die in  Bayern ansässi-
gen anerkannten Auslandsvermittlungsstel-
len erhielten. Zum Einen dient die Prüfung
der Unterstützung der Auslandsvermittlungs-
stellen, zum Anderen wird durch die Prüfung
der Kinderberichte die Aufsichtsfunktion des
Landesjugendamts wahrgenommen, mit der
ein in fachlicher und rechtlicher Hinsicht den
Vorgaben der Zulassung entsprechendes Ar-
beiten der Auslandsvermittlungsstelle ge-

währleistet werden soll.  
Im Berichtszeitraum wurden für die aner-
kannten Auslandsvermittlungsstellen Eltern
für Afrika e. V. insgesamt 43 sowie für AdA
Adoptionsberatung e. V. 56 Kindervorschläge
geprüft.
Es wird in diesem Zusammenhang darauf
hingewiesen, dass die Zahl der geprüften
Kinderberichte nicht der Zahl der abgeschlos-
senen Adoptionen entspricht. In einigen Fäl-
len müssen Kinderberichte abgelehnt wer-
den, oder es kommt aus anderen Gründen
nicht zur Adoption. 

Pr�fung von Kinderberichten anerkannter Auslandsvermittlungsstellen gem�§ ¤ 11 Abs. 2 Satz 2
AdVermiG

Herkunftsland des
Kindes

2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011

�thiopien - - - - 27 75 61 36 33
Brasilien 1 - 11 8 2 - - - -

Chile 7 8 5 1 1 - 1 - -
Kenia - - - - - - 2 2 3

Kolumbien 67 65 58 47 63 46 46 43 54
Mali - - - - - - 4 7 7

Tschechien - 5 9 3 1 - - 1 2
Vietnam 6 - 1 - - 1 1 1 -
Sonstige 2 9 6 2 1 - - 19 -

insgesamt: 83 87 90 61 95 122 115 114 99

Gemäß § 195 des Gesetzes über das Verfah-
ren in Familiensachen und in den Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit
(FamFG) ist die Zentrale Adoptionsstelle des
Bayerischen Landesjugendamts vor dem Aus-
spruch von Adoptionen mit Auslandsberüh-
rung vom Familiengericht anzuhören. Um
eine Auslandsberührung handelt es sich
dann, wenn das Kind oder der/die Anneh-
mende(n) eine ausländische Staatsangehörig-
keit besitzen oder die am Verfahren Beteilig-
ten ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf-
enthalt im Ausland haben. 
Ebenso erfolgt eine Anhörung der Zentralen
Adoptionsstelle des Bayerischen Landesju-
gendamts, wenn gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1
Adoptionswirkungsgesetz (AdWirkG) das Fa-
miliengericht auf notariell beurkundeten An-
trag der Annehmenden zu entscheiden hat,
ob ein Kind die Rechtsstellung eines nach den
deutschen Sachvorschriften angenommenen
Kindes erhalten kann (Umwandlungsverfah-
ren).
Im Berichtszeitraum des Jahres 2011 wurden
161 Stellungnahmen verfasst, dabei handelte

es sich in 27 Fällen um Umwandlungsverfah-
ren. Der Rückgang im Vergleich zum Vorjah-
reszeitraum erklärt sich durch den Rückstau
aus dem Jahr 2009, der in 2010 abgearbeitet
wurde.

„Eltern im Netz“

Neun Jahre nach dem Startschuss erfreut
sich der  Elternratgeber im Internet nach wie
vor großer Beliebtheit. Das Projekt ist schon
lange kein „Newcomer“ mehr, sondern ein
bewährtes Internetangebot, das sich bei den
Nutzerinnen und Nutzern einen Namen ge-
macht hat und für eine Vielzahl von Veröffent-
lichungen als Vorlage genutzt wird.
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Geschätzt wird „Eltern im Netz“ vorwiegend
aufgrund der Themenvielfalt rund um die Er-
ziehung sowie der verständlichen Sprache, in
der die über 300 Beiträge verfasst sind.
Zudem entspricht „Eltern im Netz“ als immer
verfügbares Internetangebot den heutigen
Bedürfnissen junger Eltern, sich jederzeit zu
allen Fragen des Alltags mit Kindern und Ju-
gendlichen auf schnellem Weg Informationen
beschaffen zu können. Ob auf dem heimi-
schen Computer oder unterwegs auf dem
Smartphone – „Eltern im Netz“ informiert un-
mittelbar und unterstützt Mütter und Väter
zuverlässig bei der Wahrnehmung ihrer Erzie-
hungsverantwortung. 

Informationen im Netz leben von Aktualität.
Um den Nutzerinnen und Nutzern von „Eltern
im Netz“ stets zeitgemäße und an rechtliche
Änderungen angepasste Informationen zur
Verfügung stellen zu können, wird der Ratge-
ber fortlaufend gepflegt und erweitert. 

Doch nicht nur inhaltliche Aspekte garantie-
ren einen dauerhaften Erfolg, sondern auch
ein attraktives Design. Damit also auch „die
Verpackung“ von „Eltern im Netz“ weiterhin
Lust zum Lesen macht, wurde eine grafische
Überarbeitung vorgenommen. Der Auftritt er-
hielt dadurch ein modernes Gesicht und
wurde barrierefrei gestaltet. Im Rahmen der
bereits im Jahr 2010 erfolgten Neuprogram-
mierung konnte zudem die Nutzerfreundlich-
keit, insbesondere der Navigation, verbessert
werden. 

Am 15.06.2011 konnte „Eltern im Netz“ als
neue Version online gehen. Das neue Gesicht
des Ratgebers kam bei den Nutzerinnen und
Nutzern gut an, was durch zahlreiche positive
Rückmeldungen sowie erhöhte Zugriffszah-
len bestätigt werden konnte. 

Auch weiterhin steht Eltern, die an Informa-
tionen und Ansprechpartnern in ihrem Wohn-
ort interessiert sind, eine Weiterleitungs-
funktion zur Verfügung. Durch Eingabe der
Postleitzahl gelangen sie auf die Internetseite
ihres zuständigen Jugendamts, die relevante
ortsspezifische Auskünfte zum jeweiligen
Thema gibt. Voraussetzung hierfür ist jedoch
eine Beteiligung des Jugendamts beim Pro-
jekt „Eltern im Netz“. Und diese Beteiligung
lohnt sich! Denn nicht nur die Nutzerinnen
und Nutzer profitieren von dem niedrig-
schwelligen Präventionsangebot. Auch ange-
schlossenen Jugendämtern bietet „Eltern im
Netz“ Vorteile: Etwa die Möglichkeit, die Er-

ziehenden über die vielfältigen Aufgaben und
Leistungen der örtlichen Jugendhilfe zu infor-
mieren und sich als verlässlicher Partner zu
präsentieren. Für eine einmalige Nutzungsge-
bühr von € 500,00 erhalten die Jugendämter
somit nicht nur ein modernes Angebot der
Familienbildung, sondern auch einen lang-
fristigen Beitrag zur Öffentlichkeitsarbeit.

So konnten auch im vergangen Jahr weitere
Partner für „Eltern im Netz“ gewonnen wer-
den. Mittlerweile sind 50 Jugendämter bei
„Eltern im Netz“ angeschlossen.

Projekt Elternbriefe

Das Projekt Elternbriefe ist seit dem Jahr
2009 beim ZBFS – Bayerisches Landesju-
gendamt angesiedelt. Im Auftrag des Bayeri-
schen Staatsministeriums für Arbeit und
Sozialordnung, Familie und Frauen werden
für bayerische Eltern Elternbriefe verfasst. 
Die Texte der 48 Briefe, die den Zeitraum von
Null bis 18 Jahren umfassen und Informatio-
nen zum Entwicklungsstand des Kindes, zur
Gesundheitsvorsorge und Ernährung, zu
Partnerschaft und Familie liefern, waren zum
Sommer 2011 fertig geschrieben. 
Im Juni 2012 begann die beauftragte Grafike-
rin mit dem Layout der Elternbriefe. Bei der
Gestaltung hatte man sich in Abstimmung
mit dem Projektbeirat auf drei verschiedene
Erscheinungsbilder geeinigt: Die Baby- und
Kleinkindjahre sollten in den Farben hellblau
und türkis, die Kindergarten- und Schulkind-
jahre in Orange-, Blau- und Grüntönen und
die Jugendjahre in kräftigen Blau- und Pink-
tönen gehalten werden. 

Parallel zur Gestaltung der Elternbriefe wurde
die Idee weiter verfolgt, die Elternbriefe auch
online und barrierefrei zum Lesen und zum
Download anzubieten. Zusätzlich wurden
Überlegungen angestellt, einen zeitgesteuer-
ten Newsletter anzubieten, zu dem sich Eltern
anmelden können, um passend zum Alter des
Kindes eine E-Mail mit dem Link zum nächs-
ten Elternbrief zu erhalten. 
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Gleichzeitig war die Möglichkeit der Umset-
zung eines differenzierten Distributionsmo-
dells für den Versand gedruckter Elternbriefe
zu prüfen. Geplant ist, die Elternbriefe in der
gedruckten Version zentral und just-in-time –
also punktgenau zum jeweiligen Alter bzw.
Entwicklungsstand des Kindes – an bayeri-
sche Eltern zu versenden, die im Bereich der
teilnehmenden Jugendämter leben. 

Bereits im Laufe des Jahres 2011 zeichnete
sich ab, dass die Änderung der Meldedaten-
verordnung, die für den Versand der Eltern-
briefe unabdingbar ist, nicht – wie vorgese-
hen – am 1. Januar 2012 sondern erst zum 1.
Mai 2012 in Kraft treten würde. Dies war
neben der sich schwierig gestaltenden Um-
setzung der Distributionsstrategie auch ein
Grund, den Start der Elternbriefe auf das Jahr
2012 zu verschieben.
Die hohe Komplexität des Projektes hat
schließlich das Fachreferat Familienbildung
im Bayerischen Staatsministerium für Arbeit
und Sozialordnung, Familie und Frauen be-
wogen, den zugrundeliegenden Projektauf-
trag an das Bayerische Landesjugendamt um
ein weiteres Jahr zu verlängern. 

Projekt Fachkräfteportal Familienbildung

Überall in Bayern sind in den letzten Jahren
zahlreiche neue Angebote zur Förderung der
Erziehungskompetenz entstanden. Von trä-
gerinternen Innovationen bis hin zu bundes-
weiten Modellprojekten rückte die Familien-
bildung in den Fokus. Doch nicht nur Eltern
verlieren angesichts Begriffen wie HIPPY,
KESS, PEKiP, NETT, SAFE, PAT, STEEP und
STEP leicht den Überblick. Auch Fachkräfte
ringen oftmals mit der Aufgabe, die verschie-
denen Projekte mitsamt ihren heterogenen
Finanzierungen in Beziehung zueinander zu
setzen, um ein effektives und vollständiges
Gesamtangebot vorhalten zu können. Es be-
steht also ein deutlicher Bedarf an Informa-
tion und Koordination. 
Das Jugendamt ist es, dem die Aufgabe zu-
kommt, die zum Teil unübersichtliche Anbie-
terszene zu erfassen, zu vernetzen und im
Rahmen der Jugendhilfeplanung zukunfts-
weisend zu gestalten. Nur auf diese Weise
kann ein effektives kommunales Familienbil-
dungsnetzwerk geschaffen werden. Grundle-
gend hierfür ist die Vernetzung der lokalen
Anbieter und Akteure, die Aufnahme von Be-
stand und Bedarf sowie der Einbezug der so-
zialräumlichen Gegebenheiten. 

Um die Jugendämter bei dieser Aufgabe zu
unterstützen, entstand im Zuge des Landtags-
beschlusses „Frühkindliche Bildung und Er-
ziehung“ das vom Staatsinstitut für Familien-
forschung an der Universität Bamberg (ifb)
entwickelte „Gesamtkonzept für die Eltern-
und Familienbildung in Bayern“. Hier finden
Fachkräfte Anleitung und Orientierungshilfe
zur Erstellung eines lokalen Familienbildungs-
konzepts. 
Aber auch bei der Umsetzung eines solchen
Konzepts in die Praxis sollen die Akteure 
Unterstützung erhalten. So wurde das Lan-
desjugendamt im Jahr 2010 im Rahmen ei-
nes vom Staatsministerium für Arbeit und
Sozialordnung, Familie und Frauen finanzier-
ten Modellprojekts mit dem Aufbau eines In-
ternetangebots für Fachkräfte der Familien-
bildung in Bayern beauftragt. 
Das daraufhin erarbeitete Konzept greift ins-
besondere die Frage nach bewährten und
nachahmenswerten Angeboten der Familien-
bildung auf. Diese werden in einer Datenbank
zu finden sein, die über gute Praxisbeispiele
informiert und den Kontakt zu Ansprechpart-
nerinnen und Ansprechpartnern ermöglicht.
Darüber hinaus wird der Internetauftritt so-
wohl Auskunft über Standardwerke als auch
aktuelle Neuigkeiten aus der Forschung, Poli-
tik und Fortbildung geben und auf themenre-
levante Websites hinweisen. Auch ein News-
letter, der die Abonnentinnen und Abonnen-
ten regelmäßig mit aktuellen Informationen
versorgt, ist geplant. 
In Zusammenarbeit mit dem ifb Bamberg
wurden ein Fragebogen zur Abfrage der
nachahmenswerten Angebote der Familien-
bildung in Bayern sowie Qualitätskriterien für
die so genannte „gute Praxis“ der Familien-
bildung erstellt.
Anhand der Rückläufe können im Jahr 2012
die Erfassung der Angebote und auch die
Umsetzung der Datenbank erfolgen. 
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Hilfen zur Erziehung

Rechtsanspruch auf Hilfe zur Erziehung ver-
teidigen durch Qualifizierung der Steue-
rungsprozesse in der Einzelfallhilfe

Die Forderung, zur Entlastung der Kommu-
nen den grundsätzlichen subjektiven Rechts-
anspruch auf Hilfe zur Erziehung auf den
Prüfstand zu stellen, ist nicht neu. Sie bekam
durch die Hamburger Initiative vom 13.05.2011
jedoch neue Brisanz (vgl. dazu die Beiträge in
der neuen praxis, Heft 5/2011 und insbeson-
dere die Anmerkungen von Stefanie Krüger
„Hilfen zur Erziehung – Plädoyer für eine be-
sonnene und differenzierte fachliche Diskus-
sion“ in Heft 6/2011, S. 571 ff.).
Fallaufkommen und Kostenentwicklungen
der vergangenen Jahre im Bereich der staatli-
chen Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe
für Familien mit Kindern nach §§ 27 bis 35a
SGB VIII geben seit längerem zur Besorgnis
Anlass, wobei in der Debatte nicht immer ge-
sehen wird, dass der Ausbau der Kinderta-
gesbetreuung und der „Kinderschutzhype“
maßgeblich ursächlich waren (vgl. z. B. Tabel
u. a., in: KomDat der Kinder- und Jugend-
hilfe, Heft 3/11). Der bereits seit Anfang der
90er Jahre erfolgte Ausbau der ambulanten
Hilfen konnte den Zuwachs auch im stationä-
ren Bereich vielleicht mildern, aber nicht ver-
hindern. 

Die Entwicklung der Inanspruchnahme erzie-
herischer Hilfen hat verschiedene Ursachen.
Zum Einen bedingen eine Reihe von Sozialin-
dikatoren wie Einkommen, Arbeit, Wohnsi-
tuation, aber auch psychische Krankheit oder
Suchterkrankung der Eltern, Trennung und
Scheidung die Wahrscheinlichkeit der Entste-
hung eines Hilfebedarfs. Zum Zweiten spie-
len Bestand und Entwicklung, aber auch das
„Marketing“ der Leistungsanbieter und die
Infrastruktur im Sozialraum insgesamt eine
Rolle. Und zum Dritten sind die Qualität, die
beschriebenen Verfahrensweisen und „Kultu-
ren“ der Prozessgestaltung in der Einzelfall-
hilfe im Jugendamt verantwortlich für regio-
nale Unterschiede und Belastungen. Bei der
Suche nach Lösungswegen und Gestaltungs-
räumen fällt der Blick zunächst auf die Ju-
gendhilfeberichterstattung und die Personal-
bemessung, sodann aber auch und vor allem
auf das Fachcontrolling. Obwohl das Bayeri-
sche Landesjugendamt seit vielen Jahren
versucht, mit der Herausgabe von Arbeitshil-

fen, durch Fortbildungen, Fachtagungen und
-beratungen die Praxis des Case-Manage-
ments im Jugendamt nachhaltig zu unterstüt-
zen, sind wir, und das zeigen die Anfragen im
Berichtszeitraum, von einer einheitlichen,
transparenten, effizienten und wirkungsorien-
tierten Steuerung von Einzelfällen nach den
fachlichen Regeln der Kunst immer noch ein
ganzes Stück entfernt. Die Auswirkungen des
am 1. Januar 2012 in Kraft tretenden Geset-
zes zur Stärkung eines aktiven Schutzes von
Kindern und Jugendlichen (Bundeskinder-
schutzgesetz – BKiSchG) werden zeigen, in-
wieweit es den Trägern der öffentlichen Ju-
gendhilfe (mit Unterstützung des Landesju-
gendamts) gelingt, „Grundsätze und Maß-
stäbe für die Bewertung der Qualität sowie
Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung“ u. a.
für die Gewährung und Erbringung von Leis-
tungen zu schaffen (vgl. §§ 79, 79a SGB VIII).

Kindheit, Familie und Erziehung heute

„Kinder sind von Beginn an eigene, unver-
wechselbare Persönlichkeiten. Sie gestalten
aktiv ihre Welt und befinden sich in einem
ständigen Lernprozess. So sind positive Ent-
wicklungs- und Erfahrungsmöglichkeiten
auch nicht an bestimmte Orte und Zeiten ge-
bunden. Wohl aber an ein Klima der Liebe,
der Geborgenheit sowie des gegenseitigen
Respekts. Unter dem Schutz der Eltern, die
dem Kind als natürliches Vorbild dienen,
kann es zu einem eigenständigen Menschen
heranwachsen. Von den Erwachsenen vorge-
lebte Werte, die ein positives soziales Zusam-
menleben ausmachen, schaffen für das Kind
die Grundlagen des Lebens. Dazu gehört
nicht nur, dass es sich frei, als Gestalter sei-
ner Welt fühlen kann. Dazu gehört auch, dass
es seine und die Grenzen anderer kennen
und beachten lernt.“
(www.elternimnetz.de/Impressum/Leitbild). 

Kindheit ist heutzutage durchaus mit Wohl-
stand, Freiheit und Zukunftschancen in Ver-
bindung zu bringen. Kindheit heute heißt
aber auch, mit Risiken und Gefährdungen
konfrontiert zu sein. Kindsein kann bedeuten, 
- als Einzelkind aufzuwachsen, obwohl es 

von Bezugspersonen nur so wimmelt,
- auf einer Art Insel zu leben,
- die Zeche zahlen zu müssen für Versäum-

nisse früherer Generationen,
- von Alten umgeben zu sein,
- mit überforderten Eltern und Lehrern zu-

rechtkommen zu müssen,
- immer früher erwachsen zu werden und 
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doch immer länger Kind zu sein,
- darauf gefasst sein zu müssen, dass die 

Eltern sich trennen oder scheiden lassen,
- multimedial und multikulturell aufzuwach-

sen,
- nicht sicher sein zu können, dass Schul- 

und Berufsausbildung ein Leben lang ein 
gedeihliches Auskommen ermöglichen,

- einem frühen Selektions- und Leistungs-
druck ausgesetzt zu sein,

- heftig umworben zu werden von eCom-
merce und Wettbewerbern auf einem zu-
nehmend attraktiven Jugendmarkt,

- eigene Partner- und Elternschaften nicht als
lebenslange Bindungen sondern als passa-
gere Ereignisse zu erleben,

- Sinn und Ziel seiner Biografie jeden Tag 
aufs Neue (er)finden zu müssen (Heiner 
Keupp spricht von „alltäglicher Identitäts-
arbeit“).

Kurzum heißt Kindheit heute, „riskante Chan-
cen“ zu haben.

Unbeschadet des grundlegenden Bedürfnis-
ses eines jeden Menschen nach intimen, in-
tensiven und verlässlichen Bindungen ver-
schärfen sich gesellschaftliche Individualisie-
rungs- und Pluralisierungsprozesse. „Fami-
lie“ war früher auch nicht besser und auch
nicht immer gut. Das Konzept der „Normalfa-
milie“, was immer das sei, wird der sozialen
Lage der HzE-Klientel jedenfalls nicht immer
gerecht. „Unsere“ Familien sind Teil eines
sozialen Systems, das nicht selten der Flan-
kierung, Unterstützung und Intervention in
kritischen Situationen und Entwicklungsab-
schnitten bedarf. So vielfältig die Familienfor-
men heute sind, so unterschiedlich können
die Belastungen sein. Kinder und Jugendli-
che aus armen Familien zum Beispiel erhal-
ten häufiger schon ab Geburt keine ausrei-
chende Förderung ihrer intellektuellen und
sozialen Kompetenzen. Sie leben häufiger in
beengten Wohnverhältnissen und sehen sel-
tener einen Arzt. Infolge einseitiger Ernäh-
rung und Bewegungsmangel leben sie
ungesünder. Sie sind seltener Mitglied in Ver-
einen und Verbänden, schwänzen öfter die
Schule und begehen häufiger Straftaten. Da
sie seltener einen guten Schulabschluss er-
reichen, finden sie schwerer einen Ausbil-
dungs- und Arbeitsplatz. Häufiger sind sie
dann von Transferleistungen abhängig, lan-
den in Übergangssystemen, ja auch im Ge-
fängnis oder in der Psychiatrie. Und „sie
bekommen häufiger Kinder, die das gleiche

Schicksal vor sich haben, wenn wir nichts än-
dern“ (Hammer, in Forum Jugendhilfe,
1/2011, S.11). 

Jugendhilfe und ihre Fachkräfte können die
Kreisläufe sozialer Benachteiligung nicht un-
geschehen machen und nur in einem recht
bescheidenen Umfang kompensieren. Wo sie
es aber von Berufs wegen tun, geltendes
Leistungsrecht als sozialstaatliches Verwal-
tungshandeln zu vollziehen haben, sollten sie
nicht auch noch gescholten werden dafür.
Und vor allem sollten sie es auch mit der nö-
tigen und einer nachvollziehbaren sozialpä-
dagogischen Fachlichkeit tun. 

Mit den „Sozialpädagogischen Diagnose-Ta-
bellen“ hat das Bayerische Landesjugendamt
eine Handreichung zur Diagnostik in der Kin-
der- und Jugendhilfe bereits 2001 vorgelegt,
die die Fachkräfte in der Alltagspraxis der Ge-
fährdungseinschätzung, der Feststellung der
Leistungsvoraussetzungen für eine Hilfe zur
Erziehung und in der Hilfeplanung unterstüt-
zen sollte (zu deren erfolgreicher Evaluation
vgl. Macsenaere et al. 2008: EST! Evaluation
der Sozialpädagogischen Diagnose-Tabellen.
Abschlussbericht, Bayerisches Staatsministe-
rium für Arbeit und Sozialordnung, Familie
und Frauen, Zentrum Bayern Familie und So-
ziales, Institut für Kinder- und Jugendhilfe,
Hg., München, Eigenverlag). 
Inzwischen wurde eine aktualisierte Arbeits-
version erstellt, die die drei Kernaufgaben der
Gefährdungseinschätzung, der Bedarfsfest-
stellung und der Hilfeplanung auf der Grund-
lage einer verbindlichen und zugleich nutzer-
freundlichen Softwarelösung zusammenführt
(s. S. 54). 

Entwicklungen im Bereich der Hilfen zur Er-
ziehung

Insgesamt ist über den Zeitraum Mitte der
90er Jahre bis etwa 2010 festzustellen, dass
die Fallzahlen vor allem seit 2005 (§ 8a SGB
VIII!) deutlich gestiegen sind. 

Folgender grober Überblick lässt durchaus
unterschiedliche Entwicklungen erkennen,
deren Erklärung nicht immer so einfach ist,
weil statistische und vor allem erhebungs-
praktische Fährnisse die ohne Zweifel unver-
zichtbare Berichterstattung komplizierter
gestalten als einem lieb sein kann. Deshalb
muss daran anschließend ein bisschen etwas
erläutert werden.
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Die Vollständigkeit der tabellarischen Über-
sicht erst ab dem Jahr 2007 ergibt sich aus
der damals erfolgten Umstellung der Erhe-
bungsmerkmale des Bayerischen Statisti-
schen Landesamts. Zuvor wurden beispiels-
weise die Fallzahlen der Erziehungsberatung
nicht zum Stichtag am 31.12. eines Jahres er-
hoben. Um eine einheitliche Betrachtung und
Bewertung der Zahlen sicherzustellen, wird
jedoch auf das jeweils gleiche Erhebungs-
merkmal großer Wert gelegt. In einem Ver-
gleich der nun mittlerweile für vier Jahre vor-
liegenden einheitlichen Statistik zeigt sich
eine leichte Steigerung der Inanspruchnahme
der Erziehungsberatung auf hohem Niveau.
Vergleichbar, wenn auch bei niedrigen abso-
luten Fallzahlen, zeigt sich seit dem Jahr 2005
die Entwicklung in der Sozialen Gruppenar-
beit, wohingegen die Erziehungsbeistände
und Betreuungshelfer zusammen einen deut-
lichen Boom verzeichnen. Noch wesentlich
stärker ausgeprägt ist diese Entwicklung in
der Sozialpädagogischen Familienhilfe, die
„Gewinnerin“ unter den Hilfearten schlecht-
hin. Die Anzahl der Fälle einer Erziehung in
der Tagesgruppe hingegen verhält sich in
etwa konstant auf einem gleichbleibenden
Niveau. Nicht zuletzt auf eine erhöhte Auf-
merksamkeit rund um die brisante Thematik
des Kinderschutzes ist die steigende Entwick-
lung der Fallzahlen in der Vollzeitpflege zu-
rück zu führen. Vermutlich liegt der Zuwachs
insbesondere bei jüngeren Kindern. Damit
hängt wohl auch das festzustellende Absin-
ken der Fremdunterbringungen im stationä-
ren Segment der Erziehungshilfeeinrichtun-

gen zusammen. Seit dem KICK, welches
unter anderem auch eine deutliche Ein-
schränkung der Intensiven Sozialpädagogi-
schen Einzelbetreuung im Ausland zum Ziel
hatte, halten sich die Fälle auf einem damals
noch ungeahnt niedrigen Niveau. 

Die Eingliederungshilfe für seelisch behin-
derte Kinder und Jugendliche, nach wie vor
ein Sorgenkind in der Kinder- und Jugend-
hilfe, reißt problemlos alle Hürden einer
nachvollziehbar gewünschten Fallzahlenbe-
grenzung. 
Hinzugerechnet werden müssen bei einer Be-
trachtung der Entwicklung der Hilfen zur Er-
ziehung auch die nicht näher spezifizierten
Hilfen gemäß § 27 SGB VIII. Bis zum Jahr
2009 mit einer deutlichen Steigerung verse-
hen, verbergen sich hierunter sowohl famili-
enorientierte als auch unmittelbar am jungen
Menschen ansetzende Betreuungsformen,
welche in der Statistik nicht näher spezifiziert
werden. Dabei handelt es sich im Wesentli-
chen um nicht den einzelnen Kategorien des,
ja nicht abschließenden, Handlungskatalogs
der Hilfen zur Erziehung zuzuordnende flexi-
ble Hilfeformen. Nur der Vollständigkeit hal-
ber werden auch noch die Hilfen für junge
Volljährige und der Nachbetreuung aufge-
führt. Vom Erhebungsmerkmal handelt es
sich hierbei nicht um Fallzahlen, vielmehr um
die Anzahl der Personen, welche in den Ge-
nuss einer Hilfestellung gekommen sind.
Somit sind diese auch nicht zusätzlich hinzu-
zufügen, sondern in den weiter oben ange-
führten Spalten der Tabelle bereits enthalten. 

Bestehende Hilfen zur Erziehung, jeweils am 31.12. des Jahres

Art der Hilfe 2005 2006 2007 2008 2009 2010
¤ 28 SGB VIII 17.604 17.633 18.432 18.521
¤ 29 SGB VIII 282 313 334 412 511 510
¤ 30 SGB VIII 3.591 3.385 3.228 4.034 4.470 4.571
¤ 31 SGB VIII 2.881 3.149 4.116 5.150 5.756 6.140
¤ 32 SGB VIII 2.427 2.757 2.275 2.565 2.568 2.577
¤ 33 SGB VIII 6.174 6.522 6.044 6.381 6.727 7.187
¤ 34 SGB VIII 6.658 7.152 5.220 5.575 6.191 5.851
¤ 35 SGB VIII 182 196 352 321 302 295
¤ 35a SGB VIII 5.771 6.821 7.318 7.843
¤ 27 SGB VIII 951 1.426 1.679 1.770
¤ 41 SGB VIII 3.347 4.091 4.753 4.687

Quelle: Bayerisches Landesamt f�r Statistik und Datenverarbeitung; Statistische Berichte Kinder- und Jugendhilfe
in Bayern; Ergebnisse zu Teil I: Erzieherische Hilfen, M�nchen, verschiedene Jahrg�nge
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Die Kosten sind im Übrigen (inflationsberei-
nigt) in weit geringerem Umfang gestiegen,
als da und dort lauthals beklagt wird (vgl. 
z. B. Wolfgang Trede in neue praxis Heft
6/2011, S. 577 ff.). Aber freilich kann man
über all diese Entwicklungen trefflich streiten.
Die Jugendhilfeausgaben nehmen weiter zu.
Die gestiegene „Kindzentrierung“ macht sich
im rapiden Anwachsen der Platzzahl in Mut-
ter-Kind-Einrichtungen und in familienähnli-
chen stationären Einrichtungsformen be-
merkbar. Vom befürchteten Personalabbau in
der Kinder- und Jugendhilfe ist bislang nichts
zu spüren, im Gegenteil, wie die Dortmunder
Arbeitsstelle für Kinder- und Jugendhilfesta-
tistik verzeichnet. Nie waren in der Kinder-
und Jugendhilfe mehr Personen tätig als
Ende 2010, nämlich 730.000 Personen (vgl.
Heft Nr. 1/12 der Kommentierten Daten der
Kinder und Jugendhilfe). 

Georg Schäfer („Was steuert die Jugend-
hilfe?“, in: Dialog Erziehungshilfe 1-2012, 
S. 26 ff.) hat insgesamt 20 Thesen angeschla-
gen, die es wert sind, eingehender betrachtet
und geprüft zu werden, bevor mit mehr Be-
geisterung als Sachverstand Kinder mit dem
Bade ausgeschüttet werden. Es gebe eine
Vielzahl von „äußeren und organisationsin-
ternen Steuerungsvermutungen“ und es
komme letztlich auf den jeweiligen Blickwin-
kel an, welche Erklärungsversuche für die
Entwicklung von Fallzahlen und Kosten ob-
siegten. Aber: Solange es „unser“ Gesetz
noch gibt, muss es vollzogen werden. Nicht
umsonst hat der Gesetzgeber seinerzeit den
Leistungskatalog der als „insbesondere“ ge-
eigneten Hilfearten beschrieben. Interessant
sind einerseits die unterschiedlichen Entwick-
lungen in der Inanspruchnahme der Hilfen in
den letzten Jahren wie auch die Entwicklun-
gen in deren Leistungsprofilen, wie sie im
Folgenden kursorisch anlässlich verschiede-
ner Befassungen im Berichtszeitraum be-
schrieben werden. 

Erziehungsberatung

Erziehungsberatungsstellen werden heute so
stark wie nie zuvor von ratsuchenden Eltern,
Jugendlichen und Kindern in Anspruch ge-
nommen. Die Anmeldegründe umfassen
dabei ein breites Spektrum von einfacher Er-
ziehungsunsicherheit bis zu den Folgen sexu-
ellen Missbrauchs, von Konzentrationsschwä-
chen bis zur Magersucht. Ein Schwerpunkt
liegt seit einigen Jahren bei den Auswirkun-
gen von Partnerschaftskonflikten, Trennung

und Scheidung der Eltern auf ihre Kinder.

Laut Bayerischem Landesamt für Statistik
und Datenverarbeitung erhielten im Jahr
2010 im Freistaat Bayern von den 61.739 jun-
gen Menschen (+ 1,8 % gegenüber dem Vor-
jahr), deren Hilfen/Beratungen über den
Jahreswechsel andauerten, 18.521 Personen
Hilfe im Rahmen einer Erziehungsberatung
nach § 28 SGB VIII. Somit ist diese klassische
ambulante Hilfeart nach wie vor die mit Ab-
stand am häufigsten in Anspruch genom-
mene Hilfeform (30 %). Gleichzeitig ist sie die
kostengünstigste Hilfe in Bezug auf die Auf-
wendungen pro betreuter Familie.

Bei 8.551 jungen Menschen (46 %) fand die
Beratung mit der Familie, das heißt mit Eltern
und Kind, statt. In 42 % wurde die Beratung
vorrangig mit den Eltern und in 12 % vorran-
gig mit dem jungen Menschen durchgeführt.
Von den Kindern, Jugendlichen und jungen
Erwachsenen waren 56 % Buben bzw. junge
Männer und 44 % Mädchen bzw. junge
Frauen.

Die Aufgaben der Erziehungsberatungsstel-
len im Kontext von Kinderschutz erfordern
zunehmend eine aktive Gestaltung von Ko-
operationsbeziehungen auch vonseiten der
Erziehungsberatungsstellen selbst. Ein Grund
für die Notwendigkeit, mit Fachkräften aus
anderen Arbeitsbereichen zu kooperieren ist
in der Komplexität der Risikoabschätzung
und den gravierenden Folgen von Fehlein-
schätzungen zu sehen. Für Erziehungsbera-
tungsstellen gibt es im Kontext von Kinder-
schutz eine ganze Reihe von konkreten Ko-
operationsanlässen. Insbesondere sind fol-
gende hervorzuheben: Trennung/Scheidung
der Eltern, Anforderungen, die von der Koor-
dinierenden Kinderschutzstelle (KoKi) im Ju-
gendamtsbezirk an die Erziehungsberatungs-
stellen herangetragen werden, eine psy-
chische Erkrankung mindestens eines Eltern-
teils, Auffälligkeiten bei einem Kind, das der
Erziehungsberatung vorgestellt wird, der
Wunsch nach Fachberatung, der von einer
anderen Einrichtung, z. B. einem Kindergar-
ten, an die Erziehungsberatungsstelle heran-
getragen wird, oder auch die Bereitstellung
einer insoweit erfahrenen Fachkraft nach 
§ 8a SGB VIII durch die Erziehungsberatungs-
stelle.

Die Erwartungen an die fachlichen Leistun-
gen der Erziehungsberatungsstellen ein-
schließlich kurzer Wartezeiten und Krisen-
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dienstbereitschaft sind ausgesprochen hoch.
Die Personalkapazitäten stagnieren. Die Ver-
kürzung der Zeiten für ambulante Hilfen führt
bei stetiger Zunahme der Fälle zu Überlas-
tungserscheinungen. 

Erziehungsberatung wird sich angesichts
knapper Ressourcen trotzdem noch stärker
auf besondere Risikogruppen und spezifische
Zielgruppen hin ausrichten (müssen), bei
denen ein besonderer Handlungsbedarf für
die Jugendhilfe erkennbar und nachgewiesen
ist. Dies betrifft z. B. Aussiedlerfamilien / Fa-
milien mit Migrationshintergrund, die beson-
dere Integrationsprobleme haben (der Anteil
der beratenen Familien mit einem Migrati-
onshintergrund nimmt zu), dies betrifft Al-
leinerziehende und Eltern, die gesellschaftlich
isoliert oder in ihrer Erziehungsaufgabe über-
fordert sind, dies betrifft Eltern mit sogenann-
ten „Schreibabys“ und dies betrifft die hilf-
reiche Gestaltung von Trennungs- und Schei-
dungsprozessen einschließlich Konzepten für
einen sinnvollen begleiteten Umgang zwi-
schen Elternteil und Kind in hochstrittigen
Fällen. 

In vielen Erziehungs- und Familienberatungs-
stellen ist auch eine Zunahme von Anmel-
dungen im Bereich psychischer Erkrankung,
Suchterkrankung oder Traumatisierung zu
beobachten. Die Aufmerksamkeit der Berate-
rinnen und Berater für die betroffenen Kinder
und Eltern wächst, zum Teil werden spezielle
Angebote oder Kooperationsformen entwi-
ckelt.

Darüber hinaus bauen die Erziehungsbera-
tungsstellen – je nach regionalem Bedarf –
ein Netz ergänzender Hilfsangebote für die
Einzelfallbetreuung (z. B. Tagesbetreuung,
Nachhilfedienste, sog. Laienhelfer) auf, das
Hilfen anbietet, die von der Erziehungsbera-
tungsstelle aus Kapazitätsgründen nicht
selbst geleistet, aber von dort organisiert und
angeleitet werden können. Und neue Bera-
tungsbereiche und Methoden, z. B. die Bera-
tung von Eltern und Jugendlichen im Inter-
net, werden immer populärer und müssen
entsprechend aufgebaut und gepflegt wer-
den.

Soziale Gruppenarbeit

Die Soziale Gruppenarbeit fristet im Vergleich
zu den populären und stetig im Ausbau be-
griffenen Hilfearten der Erziehungsberatung,
Erziehungsbeistandschaft und Sozialpädago-

gischen Familienhilfe ein Schattendasein. Die
Fallzahlen bzw. die Inanspruchnahme der
Hilfe nach § 29 SGB VIII haben sich in den gut
20 Jahren KJHG kaum verändert und stagnie-
ren laut Statistischem Landesamt auf niedri-
gem Niveau. 2010 betrug der Anteil der
Sozialen Gruppenarbeit an allen Hilfearten
(§§ 27 bis 35 SGB VIII) in Bayern lediglich 
1 %. Im Jahr 2010 war am Stichtag 31.12. in
nur 510 Einzelfällen die Soziale Gruppenar-
beit die geeignete und notwendige Hilfe. 

Diese Zahl erstaunt insbesondere vor dem
Hintergrund des doppelten Zugangs: Als
„klassische“ Hilfeart nach dem Achten Buch
Sozialgesetzbuch bietet die Soziale Gruppen-
arbeit vor allem älteren Kindern und Jugend-
lichen die Möglichkeit, durch eine intensive
Förderung sozialen Lernens in der Gruppe in-
dividuelle Entwicklungsschwierigkeiten und
Verhaltensprobleme zu kompensieren. Darü-
ber hinaus bietet die Schnittstelle zum Ju-
gendgerichtsgesetz (vgl. Sozialer Trainings-
kurs gemäß § 10 Abs. 1 S. 3 Nr. 6 JGG) straf-
mündigen Jugendlichen und Heranwachsen-
den bzw. jungen Volljährigen bei entspre-
chender Bedarfsfeststellung durch die Fach-
kräfte der Jugendhilfe in Strafverfahren prin-
zipiell einen weiteren Zugang. 

Obwohl die Soziale Gruppenarbeit über eine
Reihe von Alleinstellungsmerkmalen verfügt,
und obwohl die gewährten Hilfen statistisch
gesehen bei relativ geringem Kosten- und
Personalaufwand in einem überschaubaren
sowie begrenzten Zeitraum erbracht werden
können, besitzt sie scheinbar nicht genug 
Attraktivität, um aus der Produktpalette der
ambulanten Erziehungshilfen herauszuragen
oder zumindest als eine sinnvolle Handlungs-
option geachtet zu werden. 

Ein möglicher Grund für die zurückhaltende
Inanspruchnahme der Hilfe mag in der ver-
meintlichen Unattraktivität der Zielgruppe lie-
gen. Vieles konzentriert sich heute auf den
Bereich der sogenannten Frühen Hilfen, zu
denen die Leistungen nach § 29 SGB VIII eher
nicht zählen. Demgegenüber lassen sich sehr
wohl andere Begründungszusammenhänge
herstellen, die vielmehr auf konzeptionelle
und methodische Schwachstellen in der Aus-
gestaltung dieser Hilfeart schließen lassen.
So findet sich vor allem in den Flächenland-
kreisen Bayerns oft keine ausreichende Zahl
an Kindern, Jugendlichen oder jungen Voll-
jährigen bzw. Heranwachsenden, die in das
oftmals auf Gruppenhomogenität und Erleb-
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nispädagogik ausgerichtete Anforderungs-
profil der Leistungsanbieter passen. In ländli-
chen Regionen fehlen bspw. geschlechtsspe-
zifische Angebote oft gänzlich.

Die spezielle Herausforderung in der Gestal-
tung der Hilfe nach § 29 SGB VIII besteht nun
darin, sowohl die Bedarfe des Einzelnen
wahrzunehmen und zu würdigen als auch
das Gruppenangebot passgenau zu gestalten.
Dieser Spagat kann dann gelingen, wenn die
zugrunde liegenden Konzepte der Jugendhil-
feträger weniger Ausschlusskriterien wie
Alter, Geschlecht oder Migrationshintergrund
sowie exklusive Indikationsstellungen enthal-
ten. Moderne Konzeptionen verstehen unter
„Gruppe“ zudem keine statischen Gebilde,
sondern lassen sich flexibel an die individuel-
len Ressourcen der Gruppenteilnehmer an-
passen. Sie können situativ reagieren sowie
Zu- und Abgänge im Gruppengefüge spontan
kompensieren. 

Will man die Attraktivität und Inanspruch-
nahme der Hilfeart nach § 29 SGB VIII tat-
sächlich steigern, gilt es das möglicherweise
zu enge Verständnis von „Gruppe“ und „Zu-
gehörigkeit“ zu überwinden und alternative
Gruppenmodelle zu entwickeln. An der Ent-
wicklung von Konzepten kann sich das Baye-
rische Landesjugendamt insbesondere vor
dem Hintergrund des § 79a SGB VIII gern be-
teiligen. 

Erziehungsbeistandschaft

Die Erziehungsbeistandschaft/Betreuungs-
hilfe kann für sich den Status beanspruchen,
die älteste Form einer einzelfallbezogenen
und nicht stationären Hilfe für junge Men-
schen zu sein. Sie fand ihre gesetzliche Ver-
ankerung bereits 1961 im Jugendwohlfahrts-
gesetz (JWG), wurde 1991 nahezu unverän-
dert ins Kinder- und Jugendhilferecht (SGB
VIII) übernommen und stand lange nicht
unter Verdacht, sich an aktuelle Entwicklun-
gen im Bereich der Hilfen zur Erziehung an-
passen zu müssen. Ihre unbedingte Notwen-
digkeit sowie ihre Bedeutung im Fächerkanon
der Hilfen zur Erziehung sind unbestritten.
Dies lässt sich durch den jährlichen Bericht
des Bayerischen Landesamts für Statistik und
Datenverarbeitung zur Kinder- und Jugend-
hilfe in Bayern bekräftigen: Im Jahr 2010 be-
standen am Stichtag 31.12. in 4.571 Einzel-
fällen Erziehungsbeistandschaften und Be-
treuungshilfeverfahren nach § 30 SGB VIII. Im
Fünfjahrestrend nach Einführung des KICK

2005 bedeutet dies eine Zunahme um rund
eintausend Einzelfallhilfen. 

Die Gründe für diesen starken Anstieg sind
vielfältig. So hängt die vermehrte Inan-
spruchnahme sicher damit zusammen, dass
der erzieherische Bedarf, bedingt durch ge-
sellschaftliche Veränderungen, die sich desta-
bilisierend auf die Herkunftsfamilien der
Leistungsempfänger auswirken, tatsächlich
gestiegen ist. Demgegenüber lässt sich der
aus Sicht der Jugendhilfe positive Trend fest-
halten, dass vor allem die ambulanten Ange-
bote der Jugendhilfe von den Leistungsbe-
rechtigten nicht mehr nur als Eingriff und
Kontrolle verstanden, sondern vielmehr als
echte Unterstützung und wertvolle Hilfe gese-
hen und von daher gezielt nachgefragt wer-
den. 

Galt die Erziehungsbeistandschaft/Betreu-
ungsweisung mit Einführung des Kinder- und
Jugendhilferechts noch als „großer Bruder“
bzw. Prototyp der ambulanten Hilfen zur Er-
ziehung, stellt sich heute die Frage, ob das
Modell der Erziehungsbeistandschaft/Betreu-
ungsweisung vor dem Hintergrund aktueller
Erziehungstrends gegenüber systemischen
und familienbezogenen Ansätzen an Attrakti-
vität verloren hat oder ob es vielleicht eines
Updates des Leistungsprofils dieser Hilfeart
bedarf.

Der Charakter der Erziehungsbeistandschaft/
Betreuungsweisung hat sich von der Einfüh-
rung im JWG bis heute freilich verändert. Da-
mals vollzog die Erziehungsbeistandschaft
den typischen Spagat zwischen Hilfe und
Kontrolle. Sie war zudem stark geprägt von
den Einflüssen des Jugendgerichtsgeset-
zes, das in seiner ursprünglichen Fassung
dem heute vorherrschenden Erziehungsge-
danken im Jugendstrafrecht weitaus weniger
Rechnung trug. Die Erziehungsbeistand-
schaft/Betreuungsweisung – wie wir sie heute
kennen – verkörpert hingegen eine erzieheri-
sche Einzelfallhilfe für in der Regel ältere Kin-
der und Jugendliche bzw. junge Volljährige
(s. § 41 Abs. 1 und 2 SGB VIII), die individu-
elle Entwicklungsproblematiken gemeinsam
mit dem jungen Menschen aufgreift und
möglichst unter Einbeziehung seines sozialen
Umfelds lösen will. Im Mittelpunkt steht der
Prozess des Selbstständigwerdens des jun-
gen Menschen, bei gleichzeitigem Erhalt des
Lebensbezugs zur Familie. 

Im Unterschied zu den anderen Hilfen zur Er-
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ziehung wird der Erziehungsbeistand bzw.
der Betreuungshelfer bereits im Gesetzestext
personalisiert. Obwohl die Hilfe nach § 30
SGB VIII den Grundsätzen der Kinder- und
Jugendhilfe unterliegt und insbesondere auf
Freiwilligkeit und aktiver Mitwirkungsbereit-
schaft der jungen Menschen basiert, kann sie
sich nicht vollständig ihres zweiten Stand-
beins – und damit eines gewissen Zwangs-
kontextes – entledigen. Nach wie vor kann
der Jugendrichter gemäß § 10 Abs. 1 S. 3 Nr.
5 oder § 12 Nr. 1 JGG dem Jugendlichen und
jungen Volljährigen bzw. Heranwachsenden
die Weisung erteilen, sich der Betreuung und
Aufsicht einer bestimmten Person (Betreu-
ungshelfer) zu unterstellen oder dem Jugend-
lichen nach Anhörung des Jugendamts auf-
erlegen, eine Hilfe zur Erziehung im Sinne
des § 30 SGB VIII in Anspruch zu nehmen.
Mit der Verpflichtung zur Inanspruchnahme
kann der Jugendrichter selbstverständlich
nur den Jugendlichen binden, nicht aber die
Träger der Jugendhilfe. Gerade vor dem Hin-
tergrund des Vollzugs des § 36a SGB VIII
kommt es darauf an, dass das Jugendamt die
Steuerungsverantwortung kompetent wahr-
nimmt und gegebenenfalls auch verteidigt.

Vor den fachlichen Herausforderungen im
Bereich der ambulanten erzieherischen Hilfen
muss sich die Erziehungsbeistandschaft/Be-
treuungsweisung nicht verstecken. Im Ge-
genteil: Die Hilfe nach § 30 SGB VIII kann auf
eine lange Tradition und zahlreiche gewon-
nene Erfahrungswerte zurückblicken. Dieses
vorhandene Wissen gilt es zu nutzen und
wenn nötig an aktuelle Herausforderungen
anzupassen. Eine Profilneurose dieser Hilfe-
art ist nicht angezeigt, eine Profilschärfung
tut ihr gut. Dazu soll die für Ende Oktober
2012 ausgeschriebene Fachtagung in Augs-
burg beitragen, in deren Nachgang Fachliche
Empfehlungen zur Verabschiedung im Lan-
desjugendhilfeausschuss entstehen.

Sozialpädagogische Familienhilfe

Die Sozialpädagogische Familienhilfe (SPFH)
hat sich seit den 1980er Jahren als aufsu-
chende Unterstützungsform rasant entwi-
ckelt. Anhand der aktuellen statistischen
Daten zeigt sich, dass die SPFH aufgrund
ihres Fallzahlenvolumens und der Intensität
der Hilfe eine zentrale Rolle im Bereich der
ambulanten Hilfearten spielt.

In Bayern erhielten 12.193 Kinder, Jugendli-
che und junge Erwachsene Hilfen im Rahmen

der SPFH nach § 31 SGB VIII. Verglichen mit
dem Vorjahr (11.912) war hier eine Zunahme
von knapp 2,4 % festzustellen. Von den Hilfe-
empfängern waren 6.492 (53 %) männlich
und 5.701 (47 %) weiblich.

Allerdings laufen die familienbezogenen Hil-
fen tendenziell immer kürzer und mit abneh-
mender Intensität (Trede spricht von durch-
schnittlich 15 Monaten Laufzeit und 5,5 Wo-
chenstunden, in neue praxis 6/2011, S. 580).
Die Arbeit der Familienhelferinnen bzw. Fa-
milienhelfer hat sich verdichtet. Die Rahmen-
bedingungen werden schwieriger. 

Im Bereich der ambulanten Hilfen ist eine
Tendenz zur Aufweichung der „Versäulung“
zu beobachten, da die Familien stärker und in
größerem Ausmaß mit Schwierigkeiten und
Problemen belastet zu sein scheinen als frü-
her. Das bedeutet, dass die zu verfolgenden
Ziele für die definierten Hilfen weit gestreut
sind. Eine als SPFH deklarierte Hilfe verlangt
ein breit ausgelegtes methodisches Instru-
mentarium und den Einsatz von entspre-
chend weit gefächerten Interventionsstrate-
gien. In der „klassischen“ SPFH finden sich
jetzt zunehmend auch Fälle, die früher einen
Ausschluss für diese Hilfeart darstellten wie
z. B. Drogenkonsum (Alkohol, „harte“ Dro-
gen) oder psychische Krankheiten und somit
eigentlich den Rahmen dieser Hilfe sprengen.
Auch bei sogenannten Multiproblemfamilien,
die einen sehr hohen Bedarf an Unterstüt-
zung haben und deutliche Defizite in vielen
Lebensbereichen aufweisen, stößt die SPFH
nicht selten an ihre Grenzen.

Aufgrund der Kinderschutzdebatte rund um 
§ 8a SGB VIII sind die Erwartungen an die
Kinder- und Jugendhilfe insgesamt erheblich
gestiegen. So sind auch in der SPFH die
Fachkräfte durch ihre Arbeit im unmittelbaren
Lebensraum der Familie nicht nur in einem
Spannungsverhältnis von Kontroll- und Hilfe-
auftrag unterwegs, sondern müssen gegebe-
nenfalls auch Druck oder Zwang auf die Fa-
milien ausüben. Das wird besonders dann
notwendig, wenn die Familien nicht bereit
sind, die Hilfe anzunehmen und die Versor-
gung der Kinder an der Grenze einer Kindes-
wohlgefährdung steht. Dann wird SPFH
möglicherweise sogar bewusst installiert, um
eine Kontrollfunktion auszuüben. Da als zen-
trale Voraussetzung für eine Hilfe nach § 31
SGB VIII jedoch die grundsätzliche Mitwir-
kungsbereitschaft der Familie anzusehen ist,
stehen die Fachkräfte der SPFH vor der He-
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rausforderung, diese Hilfeform für Familien,
die im Zwangskontext stehen, als geeignet zu
vertreten und zu verwirklichen.
Bedenklich erscheint, dass zunehmend am-
bulante erzieherische Hilfen eingesetzt wer-
den, um bei einer bereits festgestellten
Kindeswohlgefährdung im Sinne eines Kon-
trollauftrags tätig zu werden. Dies ist aber
nicht originärer Auftrag der SPFH. Zwar fin-
det Hilfe stets im Schatten von Kontrolle
statt, es kommt in der Bedarfsfeststellung
und Hilfeplanung aber sehr darauf an, zwi-
schen den Steuerleuten im Jugendamt, den
die Leistung erbringenden Fachkräften und
deren Trägern und nicht zuletzt im Dialog mit
den Leistungsbegünstigten die Aufträge, die
Möglichkeiten und Grenzen und die Hand-
lungsalternativen transparent und klar zu ma-
chen.

Die SPFH wird in öffentlicher oder freier Trä-
gerschaft durchgeführt. Der überwiegende
Teil der Einsätze der SPFH wird inzwischen
von freien Trägern übernommen. Nicht un-
problematisch sind hier mitunter die unter-
schiedlichen organisatorischen Rahmenbe-
dingungen, insbesondere die verschiedenen
Regelungen bezüglich des Anstellungsver-
hältnisses der jeweiligen Fachkräfte. So gibt
es vermehrt Familienhelferinnen bzw. -helfer,
die unter zeitlich befristeten Arbeitsverträgen
oder im Rahmen von Honorarverträgen ange-
stellt sind. Dieser Umstand kann dazu führen,
dass eventuell bei Vertragsende ein Helfer-
wechsel in der Familie stattfindet. Der damit
verbundene Beziehungsabbruch in der Fami-
lie hat möglicherweise negative Auswirkun-
gen auf den Hilfeverlauf.

Die Abrechnung von Leistungen ambulanter
erzieherischer Hilfen erfolgt im Rahmen indi-
vidueller Vereinbarungen – in der Regel über
Fachleistungsstunden, in Ausnahmen durch
Pauschalfinanzierungen. Mit der Vereinba-
rung regional individueller Modelle können
einerseits kommunale Gegebenheiten und
spezifische Aufgabenstellungen berücksich-
tigt werden, andererseits ist das Fehlen hin-
terlegter einheitlicher Standards nicht
unproblematisch. Häufig arbeiten einzelne
Kommunen mit mehreren Anbietern der Ju-
gendhilfe bzw. Jugendhilfeanbieter mit meh-
reren Ämtern auf unterschiedlichen – zum
Teil nicht vergleichbaren – Grundlagen zu-
sammen. Das führt in der Praxis zu erhöhtem
Abstimmungs- oder Klärungsbedarf, der mit
Blick auf die Verfahren und Abrechnung wie
auch die Inhalte und fachlichen Standards bei

der Umsetzung der Hilfe entsteht.

Ein Thema im Kontext SPFH ist der verstärkte
Einsatz von Familienhebammen in der Ju-
gendhilfe. Klärungen sind nötig. Zum einen
existiert derzeit keine bundeseinheitliche Be-
schreibung des Berufsbilds der Familienhe-
bamme. Dementsprechend differenziert sind
Konzepte und Angebote auf dem Fort- und
Weiterbildungsmarkt, die eine eindeutige Zu-
ordnung nahezu unmöglich machen. Zum an-
deren besteht mit dem Inkrafttreten des
BKiSchG die Gefahr, dass mit der Einbindung
von Familienhebammen in präventive Aufga-
ben eine Konkurrenzstruktur gegenüber den
Fachkräften der Jugendhilfe – insbesondere
auf dem Gebiet der familienunterstützenden
Hilfen des SGB VIII – geschaffen wird, die den
Vollzug des Jugendhilferechts zusätzlich ver-
komplizieren könnte. Es verwundert nicht,
wenn sozialpädagogische Fachkräfte sich vor
die Frage gestellt sehen „Was kann die, was
ich nicht kann?“. Leistungsprofile und Hand-
lungsaufträge beider Berufsgruppen müssen
besser geklärt und in ein vernünftiges Ver-
hältnis zueinander gesetzt werden.

Anhand dieser Erfahrungen, Einschätzungen
und Entwicklungsoptionen hat sich deutlich
herauskristallisiert, dass gemeinsame Quali-
tätsstandards festgelegt und infolgedessen
die fachlichen Empfehlungen des Bayeri-
schen Landesjugendamts zur Sozialpädago-
gischen Familienhilfe evidenzbasiert und
zukunftsweisend fortgeschrieben werden
müssen.

Erziehung in Tagesgruppen

Erziehung in einer Tagesgruppe gemäß § 32
SGB VIII ist eine Hilfe zur Erziehung, die als
„teilstationäres“ Angebot zwischen den am-
bulanten und den stationären Hilfen für Kin-
der und Jugendliche angesiedelt ist. Im Fünf-
jahresvergleich zeigt sich eine vergleichs-
weise unspektakuläre Entwicklung in der In-
anspruchnahme. Waren im Jahr 2005 2.427
teilstationäre Hilfeleistungen zu verzeichnen,
sind es 2010 2.577 Fälle. Die moderate Ent-
wicklung hat wohl verschiedene Ursachen.
An einigen Orten wurden Gruppen geschlos-
sen, an anderen ergab sich eine geringfügig
steigende Bedarfsnotwendigkeit. Insgesamt
gab es aufs Ganze gesehen jedoch keine ju-
gendhilfeplanerischen Initiativen in Richtung
Ausbau der Angebote, so dass von einer rela-
tiv konstanten Entwicklung gesprochen wer-
den kann. 
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Werden die Plätze für Behinderte junge Men-
schen hinzu gezählt, kommt man auf ca.
4.000 Plätze in 450 Gruppen in gut 200 teil-
stationären Einrichtungen.
Nach vieljährigen Bemühungen, auch für die-
ses Segment zu Fachlichen Empfehlungen
des Landesjugendhilfeausschusses zu gelan-
gen, die zum Ersten durch die Kinderschutz-
debatte, zum Zweiten durch die Ganztags-
schul-Diskussion und zum Dritten durch die
Inklusionsforderung gespeist waren, konnte
im Berichtsjahr schließlich ein Erfolg ver-
zeichnet werden. Am 6. Oktober 2011 verab-
schiedete der Bayerische Landesjugendhilfe-
ausschuss die „Fachlichen Empfehlungen zur
Erziehung in Tagesgruppen gemäß § 32 SGB
VIII“ (s. S. 85). Bereits im Jahr 2007 war im
Rahmen eines Eckpunktepapiers der Versuch
unternommen worden, die „Szene“ zu sich-
ten und zu strukturieren. So werden nunmehr
unter Berücksichtigung der inklusiven Hand-
lungsmaxime neben der „klassischen“ Ta-
gesgruppe nach § 32 S. 1 SGB VIII und der
Familienpflegevariante nach § 32 S. 2 SGB
VIII auch und gerade der integrierte Einzel-
platz in einer Kindertageseinrichtung und die
integrative Gruppe in einer Kindertagesein-
richtung (vgl. Art. 2 Abs. 1 und Abs. 3 BayKi-
BiG) in den Blick genommen. Ein weiterer
Teil des Beschlusses des Landesjugendhilfe-
ausschusses zielt darauf ab, dass, vergleich-
bar den behinderten Kindern, auch die
erziehungshilfebedürftigen Kinder, so sie in
integrierten Plätzen in Regeleinrichtungen
der Kindertagesbetreuung untergebracht
sind, in den Genuss des derzeit 4,5-fachen
Satzes der kindbezogenen staatlichen Förde-
rung kommen sollten. 
Nicht zuletzt vor dem Hintergrund des anste-
henden Bundeskinderschutzgesetzes bekam
und bekommt diese Verlautbarung einen zu-
nehmenden Stellenwert im Qualitätsdialog
zwischen öffentlicher und freier Jugendhilfe.
Reflektieren die fachlichen Empfehlungen
doch nicht nur auf die Merkmale der Struktur-
qualität, wie die Gruppengrößen und die Per-
sonalbemessung, sondern auch prozess- und
ergebnisqualitative Standards einer gelingen-
den teilstationären Erziehungshilfe, ohne die
seinerzeit vereinbarten Orientierungswerte in
Frage zu stellen.

Erziehung in Tagesgruppen soll als flexibles
und bedarfsgerechtes Angebot die pädagogi-
schen und therapeutischen Möglichkeiten
einer stationären Einrichtung mit den Vortei-
len einer ambulanten Hilfe – das heißt Orien-

tierung an der Lebenswelt des Kindes und
Verbleib in seiner Familie – verbinden. Künf-
tig wird in verschiedener Hinsicht diese Hilfe-
art ihre Leistungsfähigkeit unter Beweis
stellen müssen, da auch sie unter Kosten-
druck steht und von Legitimationsfallen be-
droht ist. Zielgruppen sind in der Regel Kin-
der und Jugendliche ab dem Schulalter mit
signifikanten Entwicklungsverzögerungen
oder Verhaltensauffälligkeiten, zu deren Be-
hebung gezielte sozial- bzw. heilpädagogi-
sche Maßnahmen erforderlich sind. Häufig
korrespondiert die Bedarfslage mit desolaten
Erziehungsbedingungen, die durch eine ge-
zielte Arbeit mit der Familie, wie bspw. durch
Beratung und Unterstützung der Eltern, drin-
gend verbessert werden müsste. Aber das
alles kostet Zeit und Geld. Fachkräfte in den
leistungserbringenden Stellen berichten von
der Gratwanderung in der Balance, die Not
der anvertrauten Kinder zu sehen und anzu-
nehmen und sie doch wieder über Nacht und
übers Wochenende nach Hause, in die Her-
kunftsfamilie, zu entlassen. Auch hier hat die
gesellschaftliche Aufmerksamkeit für die Be-
lange des Kinderschutzes deutliche Spuren
hinterlassen.

Bei der Erbringung der teilstationären Hilfe in
einer Pflegefamilie ist auf eine Abgrenzung
zur Tagespflege nach § 23 SGB VIII als För-
derangebot zu achten. Aus ihrer Funktion als
Hilfe zur Erziehung im Sinne des § 27 SGB
VIII sind für Tagespflege nach § 32 SGB VIII
höhere pädagogische Standards vorauszu-
setzen. Bei Bedarf sind notwendige therapeu-
tische oder heilpädagogische Behandlungs-
maßnahmen in den Familienalltag zu inte-
grieren. Die intensive Arbeit mit der Her-
kunftsfamilie mit dem Ziel einer Verbesse-
rung der dortigen Erziehungsbedingungen
erfordert ein hohes Maß an Toleranz seitens
der Fachkräfte und gegebenenfalls der Pfle-
gefamilie und fachliche Beratung und Beglei-
tung seitens des Jugendamts. 

Für sämtliche Ausgestaltungsformen der Er-
ziehung in Tagesgruppen muss gelten, dass
eine bedarfsgerechte Differenzierung ge-
schaffen wird, die nicht mit Qualitätsverlust
verknüpft wird. So bleiben an dieser Stelle
zwei Erkenntnisse: Auch hier wird es Inklu-
sion nicht zum Nulltarif geben und die Leis-
tungsanbieter und Einrichtungsträger der
teilstationären Erziehungshilfe müssen ihre
fachkonzeptionelle Modernisierungsfähigkeit
unter Beweis stellen.
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Vollzeitpflege

2010 wurden in Bayern 7.187 junge Men-
schen in Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII be-
treut, von diesen waren 3.657 (51 %) Buben
bzw. junge Männer und 3.530 (49 %) Mäd-
chen bzw. junge Frauen. Gegenüber dem
Jahresende 2009 mit 6.727 jungen Menschen
war hier eine Zunahme von knapp 7 % zu ver-
zeichnen. Eine weitere große Anzahl von Kin-
dern und Jugendlichen lebt ohne Wissen und
Zutun der Jugendämter in sogenannten in-
formellen Pflegeverhältnissen zumeist bei
Verwandten.

Kritisch zu beobachten ist ein Trend in zu-
nehmendem Maß für Kinder und Jugendli-
che, für die aufgrund ihrer familiären Situa-
tion eine Fremdplatzierung unumgänglich ist,
eine familiäre Betreuungsform als sowohl
fachlich geeignete wie auch wirtschaftlich
günstige Alternative zur Heimunterbringung
zu bevorzugen. Vergleicht man die Kosten
von Heimerziehung und Pflegekinderhilfe, so
wird deutlich, dass die Pflegekinderhilfe nach
wie vor in gewisser Hinsicht auch ein „Spar-
schwein“ der Kinder- und Jugendhilfe ist: Die
Unterbringung eines Kindes in einer Pflegefa-
milie kostet etwa ein Drittel der Unterbrin-
gung in Heimerziehung.

In der Praxis sind die Anforderungen im Pfle-
gekinderbereich insgesamt nicht nur gestie-
gen, sondern haben sich in verschiedener
Hinsicht auch erheblich verändert. Pflegekin-
der weisen, als Gruppe betrachtet, gravie-
rende Belastungen bzw. Risiken im Hinblick
auf ihre psychische Gesundheit, den Bildungs-
erfolg und ihre soziale Teilhabe auf. Sie wer-
den später und zudem häufig stark beein-
trächtigt bzw. mit ihrer belasteten Biografie
im „Gepäck“ in Pflegefamilien vermittelt. Die
Problemlagen von Pflegekindern sind zudem
komplexer geworden. Ihr erzieherischer Be-
darf verlangt nicht mehr nur das Angebot des
Zusammenlebens in einer anderen Familie,
wo sie „wie ein eigenes Kind“ aufgenommen
werden, sondern erfordert meist einen päda-
gogisch gestalteten und reflektierten Hilfe-
prozess über einen langen Zeitraum. Damit
erhalten die Ansprüche an Pflegeeltern eine
völlig neue Qualität und fordern von den
Fachkräften einen erhöhten Beratungs- und
Unterstützungsbedarf. 

Die Anforderungen haben auch deshalb zu-
genommen, weil die Herkunftsfamilien bzw.
teilweise die Pflegekinder und auch die Pfle-

gekinderhilfe mehr Wert auf den Kontakter-
halt und dessen Sicherung legen. Nicht zu
vergessen sind an dieser Stelle auch die In-
tentionen des Gesetzgebers, durch vielfältige
Unterstützungsbemühungen – insbesondere
Beratungs- und Bildungsmaßnahmen – die
Erziehungsfähigkeit der Herkunftsfamilie in
einer fachlich und von der Zeitperspektive
des Kindes aus gesehen vertretbaren Frist so-
weit zu rekonstruieren bzw. zu verbessern,
dass eine Rückkehr des Kindes möglich wird.

Die Jugendhilfe reagierte auf das sich verän-
dernde Anforderungsprofil an Pflegefamilien
und die fachliche Begleitung aller Beteiligten
bislang recht uneinheitlich. Zwar gibt es bun-
desrechtliche Vorgaben aus dem BGB und
SGB VIII und handlungsleitende Konzeptio-
nen auf Landes- und kommunaler Ebene,
doch im SGB VIII fehlt bisher die Beschrei-
bung verbindlicher Qualitätsmerkmale für die
Pflegekinderhilfe. Dementsprechend ist die
Realität der Pflegekinderhilfe sowohl auf der
strukturellen als auch auf der fachlichen
Ebene durch starke Disparitäten geprägt hin-
sichtlich Art und Umfang einer hilfreichen
Pflegeelternberatung. Dies zeigt sich in der
Praxis manchmal durch eine gewisse Belie-
bigkeit in der örtlichen Ausgestaltung der
Qualität der Pflegekinderarbeit sowie in den
Handlungsorientierungen der Fachkräfte.
In einer Reihe von Kommunen ist ein großes
Bemühen um eine Qualitätsentwicklung in
der Pflegekinderarbeit zu verzeichnen. Ant-
worten auf die neuen Anforderungen an die
Pflegekinderarbeit werden hier u. a. in einer
Ausdifferenzierung der Pflegeformen und in
einer Neudefinition der Zuständigkeiten für
den Pflegekinderbereich gesehen.

Zunehmend werden auch Freie Träger als
Dienst eingesetzt, der alle Aufgabenbereiche
der Pflegekinderhilfe übernimmt – ausge-
nommen jugendamtliche Hoheitsaufgaben
wie Inobhutnahme, Federführung bei der Hil-
feplanung sowie Genehmigung von Leistun-
gen. Diese Entwicklung von Pflegekinderhilfe
in freier Trägerschaft verläuft allerdings nicht
immer reibungslos, was in der Praxis zu der
Notwendigkeit geführt hat, Leistungs- und
Qualitätsvereinbarungen in Kooperation mit
dem Jugendamt zu entwickeln, in denen ins-
besondere Aufgabengebiete und Standards
klar benannt werden müssen.

Eine weitere Herausforderung im Pflegekin-
derbereich ist nach wie vor die Suche nach
geeigneten Pflegeeltern, um auf die gestiege-
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nen Fallzahlen entsprechend adäquat reagie-
ren zu können. Personen, die bereit sind, ein
(anderes) Kind in ihrer Familie zeitlich befris-
tet oder auf Dauer zu erziehen, zeigen ein
hohes soziales und gesellschaftliches Enga-
gement. Aufgrund der komplexen Problemla-
gen der Pflegekinder, aber sicher auch der
geringen finanziellen Anerkennung, sind Be-
werbungen um Pflegekinder eher rückläufig
und die Ansprüche jener, die sich noch fin-
den lassen, sind höher geworden. Es wird
deutlich, dass die Leistungen, die Pflegeel-
tern erbringen, ein knappes Gut sind, das
nicht einfach unbegrenzt zur Verfügung steht.
Die Gewinnung von Pflegeeltern ist ein Dau-
erposten, der nur als ununterbrochene Auf-
gabe – gekoppelt mit einer guten und zuver-
lässigen Zusammenarbeit nach dem Beginn
eines Pflegeverhältnisses – zu betrachten ist. 

Aus der Perspektive der Pflegekinderdienste
im Jugendamt können diese besonderen An-
sprüche jedoch nur durch ein hohes Maß an
Fachlichkeit und mit den nötigen zeitlichen
Ressourcen bewältigt werden. Demgegen-
über steht ein Mangel an personellen und
zeitlichen Ressourcen zur Weiterentwicklung,
zieht man die Sparmaßnahmen der öffentli-
chen Träger in Betracht. In drei Viertel der Ju-
gendämter werden von einer Fachkraft mehr
als 50 Fälle betreut. Es gibt sogar Kommunen
mit einer Arbeitsbelastung von weit über 100
Fällen pro Mitarbeiter in den Pflegekinder-
diensten. Das heißt in der Praxis konkret: Be-
wältigen von Krisensituationen wird zum
Hauptanteil der Arbeit; an laufende Beglei-
tung von Pflegekindern, Pflegeeltern und Her-
kunftseltern ist kaum zu denken, an Innova-
tion und Weiterentwicklung von Konzepten
ebenso wenig. Ressourcen für Herkunftsel-
ternarbeit und deren Beratung und Beglei-
tung, bspw. zur Vor- und Nachbereitung von
Umgangskontakten oder für Gruppenange-
bote, stehen kaum zur Verfügung, geschwei-
ge denn für die Begleitung von Rückführun-
gen. Ob insgesamt ausreichend personelle
Ressourcen für die Werbung, die qualifizierte
Einschätzung der Eignung und Vorbereitung
von Pflegeeltern zur Verfügung stehen, mag
dahingestellt sein.

Wichtige Basis einer qualifizierten Pflegekin-
derhilfe sind sowohl die Qualifikation und die
Erfahrung als auch die Fallbelastung von zu-
ständigen Fachkräften. Qualität in der fachli-
chen Arbeit der Pflegekinderdienste braucht
strukturelle Voraussetzungen – eine davon ist
die Begrenzung der Fallzahlen. Und darüber

hinaus ist das fachliche Profil der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter von Pflegekinder-
diensten eine wesentliche Ressource der Ar-
beit.

Heimerziehung

In Bayern erhielten am 31.12.2010 5.851 Kin-
der, Jugendliche und junge Erwachsene eine
stationäre Jugendhilfe gemäß § 34 SGB VIII.
Davon waren 3.390 Jungen und 2.461 Mäd-
chen. Gegenüber dem Vorjahr (6.191 Hilfen)
ist diese Zahl leicht gesunken. Sie ist aber
noch höher als die der Jahre 2007 (5.220) und
2008 (5.575). In den Jahren 2005 (6.658) und
2006 (7.152) wiederum waren deutlich mehr
junge Menschen in der stationären Jugend-
hilfe untergebracht als zuletzt. 
Heimerziehung wird wohl später eingeleitet
als die meisten anderen Hilfearten. Der Al-
tersschwerpunkt der Mädchen und Jungen
liegt im Jugendalter und ist damit lediglich
mit dem der Erziehungsbeistandschaft/Be-
treuungshelfer gemäß § 30 SGB VIII ver-
gleichbar. 

Die Erklärungsansätze zu den schwankenden
Fallzahlen der letzten Jahre beziehen sich in
der Regel auf die jeweils aktuelle Debatte um
den Kinderschutz. Die Fallzahlen scheinen zu
steigen, wenn spektakuläre Einzelfälle von zu
Schaden gekommenen Kindern die Öffent-
lichkeit erschüttern. Zusammengefasst lautet
die Hypothese der Medien dann oft: Das Ju-
gendamt hätte schneller intervenieren und
eben im Heim unterbringen müssen. Die
Fachkräfte der Jugendhilfe und insbesondere
die des öffentlichen örtlichen Trägers wissen
nur zu gut, dass solche Darstellungen in den
überwiegenden Fällen verkürzt, wenn nicht
falsch sind. Dennoch wirkt sich die Kinder-
schutzdebatte damit auf besondere Weise auf
die Steuerung der stationären Hilfe aus.

Gleichzeitig ist die Heimerziehung nach wie
vor die mit Abstand teuerste Erziehungshilfe.
Im Jahr 2010 gab die öffentliche Hand in Bay-
ern rund 287 Millionen Euro für sie aus; mehr
als die Hälfte der gesamten Ausgaben für die
Hilfen zur Erziehung (die Ausgaben für Hilfen
für junge Volljährige sind hier nicht berück-
sichtigt). Aus diesem Grund ist die Heimerzie-
hung von der Diskussion um die Kosten-
entwicklung der Jugendhilfe besonders be-
troffen. Der Slogan „ambulant vor stationär“
hat es zur Berühmtheit gebracht. Die Umset-
zung dieses Prinzips hat die Fallzahlen der
Heimerziehung allerdings nicht senken kön-
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nen. Selbstverständlich kann niemand mit
Bestimmtheit sagen, wie sich die Fallzahlen
entwickelt hätten, hätte es nicht den Ausbau
der ambulanten und der Frühen Hilfen gege-
ben. 
Möglicherweise werden ja die gegenwärtigen
Investitionen in den präventiven Bereich mit-
telfristig auch zahlenmäßig sichtbar. 

Pauschale Diskussionen um den Kinderschutz
und die angebliche Kostenexplosion der Ju-
gendhilfe nutzen weder den verantwortlichen
Fachkräften, noch den jungen Menschen, die
eine stationäre Hilfe erhalten, besonders viel.
Der aktuell festzustellende Trend zu einer
Versachlichung der Debatte führt dagegen in
die richtige Richtung: Wie können stationäre
Erziehungshilfen abhängig vom festzustellen-
den Bedarf des Einzelfalls so ausgestaltet
werden, dass sie wirksam sind, junge Men-
schen also in ihrer Entwicklung fördern, die
Bedingungen in den Herkunftsfamilien ver-
bessern helfen, erfolgreiche Schulbesuche
unterstützen und auf Beruf und eine eigen-
ständige und -verantwortliche Lebensführung
vorbereiten? 
Die fachliche Diskussion dieser Fragen er-
scheint zuweilen paradox: Einerseits liegen
heute Antworten und Erfahrungsschätze vor.
Andererseits scheinen sich die Fragen immer
wieder neu zu stellen. Die Heimerziehung hat
seit Mitte der 70er Jahre bemerkenswerte
Entwicklungsschritte vollzogen. Das Kinder-
und Jugendhilfegesetz, das im Berichtszeit-
raum seinen 20. Geburtstag feierte, hat vor
allem mit der konsequenten Normierung und
Betonung von Beteiligungsrechten der jun-
gen Menschen und ihrer Familien seinerseits
den weiteren Entwicklungsprozess befördert.
Zuletzt haben wissenschaftliche Erkenntnisse
wie bspw. die der Bindungsforschung wich-
tige Beiträge leisten können.
Doch trotz der vorhandenen Wissensbestän-
de und Erfahrungsschätze stehen auch heute
die Fachkräfte vor immensen Herausforde-
rungen bei der Planung, Steuerung und
Durchführung von stationären Hilfen. Es gilt,
sowohl den Alltag in der Einrichtung, in der
Gruppe, so zu gestalten, dass sich die Mäd-
chen und Jungen gut aufgehoben und sicher
fühlen, als auch eine ganze Reihe von Schnitt-
stellen zu organisieren. Im Mittelpunkt der
Arbeit stehen dabei zwischenmenschliche Be-
ziehungen, die aufgebaut und gepflegt wer-
den wollen. Vor allem die so wichtigen Be-
ziehungen der Kinder und Jugendlichen zu
ihren Familien, zu Eltern, Geschwistern,
Großeltern und anderen Bezugspersonen

haben heute endlich den Stellenwert, den sie
verdienen. Möglicherweise läuft aber auch
heute noch die Arbeit mit den Herkunftsfami-
lien Gefahr, im verdichteten Arbeitsalltag zu
kurz zu kommen.
Die Beziehungsgestaltung der Fachkräfte zu
den jungen Menschen ist ebenfalls eine stete
Herausforderung. Insbesondere die Fach-
kräfte im Gruppendienst müssen ein gutes
und belastbares Gleichgewicht aus menschli-
cher Nähe und Wärme und professioneller
Distanz finden. Dies gilt natürlich für die ge-
samten Hilfen zur Erziehung, für die Heimer-
ziehung (und die Vollzeitpflege) aber beson-
ders, da Hilfen hier zu Lebensorten werden. 
Diese Orte sollen nicht vom Rest der Welt ab-
geschottet sein, wie das zum Teil in der Ver-
gangenheit der Fall war. Stationäre Jugend-
hilfeeinrichtungen wollen heute ein offener
und vitaler Teil des Sozialraums sein. Sie fei-
ern diesbezüglich auch bemerkenswerte Er-
folge – für die jedoch hohe Investitionen not-
wendig sind. Die Jugendhilfe ist hier auf eine
noch breitere gesellschaftliche Unterstützung
angewiesen.
Die heutige stationäre Jugendhilfe verfügt
über eine ausgeprägte Kooperationsstruktur,
Kooperationen z. B. zur Schule, zur Gesund-
heitshilfe und zur Arbeitsverwaltung. Auch
diese Beziehungen müssen stets auf neue
aufgebaut und gepflegt werden. Sie sind von
hoher Bedeutung, da sie erst eine umfas-
sende Förderung der Mädchen und Jungen
ermöglichen. Die Jugendhilfe muss dabei
weiter daran arbeiten, dass sie Kooperations-
partnerin auf Augenhöhe ist und bleibt, und
nicht Ausfallbürge oder gar Befehlsempfän-
gerin wird.
Und schließlich wollen und sollen die Jungen
und Mädchen bei all dem mitreden, und nicht
nur das. Auf der guten Basis des Kinder- und
Jugendhilfegesetzes und befördert durch die
UN-Kinderrechtskonvention wird die Heimer-
ziehung seit einer Weile von einer lebhaften
Diskussion um Partizipation/Beteiligung von
Kindern und Jugendlichen begleitet. Sie wird
durch das anstehende Bundeskinderschutz-
gesetz weiter unterstützt, das nun gesetzlich
normieren wird, dass in Einrichtungen geeig-
nete Verfahren der Beteiligung und Be-
schwerde Anwendung finden. Die bitteren
Erkenntnisse der beiden Runden Tische
„Heimerziehung“ und „sexuelle Kindesmiss-
handlung“ (man sollte besser von sexueller
Gewalt sprechen) finden hier ihren Nieder-
schlag. 
Der Bayerische Landesjugendhilfeausschuss
hat im März 2010, lange vor dem Bundeskin-
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derschutzgesetz, entschieden, dass er die
Entwicklungen der Partizipation von Mäd-
chen und Jungen in der Heimerziehung kon-
kret unterstützen und eine Struktur der
Beteiligung auf Landesebene aufbauen
möchte. Der dazu eingerichtete Ad-hoc-Aus-
schuss hat im Berichtsjahr ein entsprechen-
des Konzept entwickelt und mit „IPSHEIM“,
der Initiative Partizipation in der Heimerzie-
hung, eine große und erfolgreiche Auftakt-
veranstaltung für engagierte junge Menschen
in Heimerziehung und die sie unterstützen-
den Fachkräfte durchgeführt (vgl. Mittei-
lungsblatt Nr. 5/11). Zum Redaktionsschluss
dieses Berichts hat der Landesjugendhilfe-
ausschuss das Konzept bereits beschlossen:
im Jahr 2013 soll ein Landesheimrat Bayern
gewählt werden. Die Vorbereitungen dazu
finden im Jahr 2012 im Rahmen der Folge-
veranstaltung „IPSHEIM II“ statt. 

Intensive Sozialpädagogische Einzelbetreu-
ung

Trotz des großen Wandels und der deutlich
sichtbaren Veränderungen der Intensiven So-
zialpädagogischen Einzelbetreuung seit ihrer
Anfangsgeschichte kehrt in dieses Kapitel der
Hilfen zur Erziehung langsam Ruhe ein (vgl.
Bayerisches Landesjugendamt, Mitteilungs-
blatt 2/2011, S. 19 – 24). Zum vierten Mal in
Folge sind die Fallzahlen dieser Maßnahme-
form in Bayern gesunken. Waren es 2009
noch 258, wurden 2010 nur noch 219 neue
Fälle begonnen. Auch bundesweit ist der
Trend weiterhin rückläufig.
Der große Bruch in der Entwicklung der Fall-
zahlen im Jahr 2005 ergab sich aus den da-
mals veränderten rechtlichen Rahmenbe-
dingungen durch das KICK. Seitdem hat sich
diese Hilfeform auf einem signifikant niedri-
geren Niveau eingependelt. 

Die Kostenentwicklung hingegen hat einen
anderen Verlauf genommen. Der Trend zeigt
zwar keine massiven Ausschläge, jedoch in
Relation zu den sinkenden Fallzahlen bleiben
die Kosten für die kommunalen Jugendämter
auf einem hohen Niveau.

Eine Auswertung zeigt, dass die einzelnen
durchgeführten Hilfemaßnahmen 2010 im
Vergleich zum Jahr 2003 eindeutig teurer ge-
worden sind. Vermutlich hängt dies unter an-
derem mit einer beobachtbaren Verschie-
bung hin zu einer Zielgruppe immer jünger
werdender Kinder zusammen, welche einen
intensiveren Betreuungsbedarf aufweisen.

Nach wie vor war und ist das Bayerische Lan-
desjugendamt gerne behilflich, den örtlichen
Trägern der Jugendhilfe bei fachlichen Ein-
schätzungsfragen und bei der Benennung ge-
eigneter Träger zur Seite zu stehen. Die
Beratung kann jedoch nur so qualifiziert erfol-
gen, wie das Bayerische Landesjugendamt
auch Rückmeldungen über Hilfeverläufe er-
hält und diese Erkenntnisse in zukünftige Be-
ratungsprozesse einspeisen kann. Insofern
bitten wir einmal mehr, besondere Erfahrun-
gen mit Trägern – besonders gute wie beson-
ders schlechte – an unseren Ansprechpartner
zurück zu koppeln, damit wir die zukünftige
Beratung auf einem aktuellen und hohen Ni-
veau erhalten können. 

Hilfe für junge Volljährige, Nachbetreuung

Die Hilfe für junge Volljährige, Nachbetreu-
ung erfüllt einen eigenen Leistungstatbe-
stand nach dem Achten Buch Sozialgesetz-
buch. Erst nachdem die Tatbestandsmerk-
male nach § 41 Abs. 1 SGB VIII bejaht wur-
den, kann die Leistung in Form der §§ 27 Abs.
3 und 4 sowie 28 bis 30, 33 bis 36, 39 und 40
SGB VIII erbracht werden (vgl. § 41 Abs. 2
SGB VIII). 

Die Inanspruchnahme der Leistungen nach 
§ 41 SGB VIII ist in Bayern seit 2005 tenden-
ziell leicht angestiegen. Laut Statistischem
Landesamt haben im Jahr 2010 am Stichtag
31.12. in der Kategorie „18 oder älter“ 4.687
junge Menschen eine Hilfe bzw. Beratung er-
halten. Diese Zahl entspricht einem Anteil
von ca. 8 % an der Gesamtzahl der erzieheri-
schen Hilfen in Bayern. Eine eigene statisti-
sche Kategorisierung der nach § 41 SGB VIII
erbrachten Hilfeleistungen erfolgt nicht. Der
Vergleich mit Vorjahreswerten wird zusätzlich
dadurch erschwert, dass sich 2007 die Zähl-
weise in der Landesstatistik im Nachgang zu
KICK (2005) verändert hat (s. oben). Es wer-
den nunmehr Personen, nicht tatsächliche
Hilfeleistungen („Fälle“) erfasst. 

Obwohl die jungen Volljährigen nach dem
SGB VIII bzw. die Heranwachsenden nach
dem JGG – die ebenfalls in den „Genuss“
von Leistungen der Jugendhilfe kommen
können, sofern auf sie Jugendstrafrecht an-
gewandt wird – nur einen vergleichsweise
geringen Teil der Leistungsempfänger reprä-
sentieren, stehen sie dennoch im Fokus kom-
munalpolitischer Sparbemühungen und be-
dürfen scheinbar einer besonderen Rechtfer-
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tigung, wenn es um Leistungsanträge und
deren Bewilligung geht. Fachkräfte der Ju-
gendhilfe, die für eine Leistung nach § 41
SGB VIII votieren, stehen mutmaßlich unter
besonderem Legitimationsdruck.

Das Bayerische Landesjugendamt hat in sei-
nem Mitteilungsblatt (Nr. 5) im Oktober 2011
eine Bestandsaufnahme zum Vollzug des § 41
SGB VIII vorgenommen. In diesem Beitrag
werden u. a. die besonderen Herausforderun-
gen in der Prozessgestaltung der Hilfe nach 
§ 41 SGB VIII beschrieben. Thematisiert wird
auch, warum die in den letzten Jahren zu be-
obachtende Akzentuierung der Jugendhilfe
im Bereich Früher Hilfen nicht ausreicht, um
auch den komplexer werdenden Herausfor-
derungen im Jugendalter und der Postado-
leszenz zu begegnen.

Handlungserfordernisse für die Zukunft erge-
ben sich für die Fachkräfte der Jugendhilfe
vor allem bei der Feststellung des individuel-
len Bedarfs junger Volljähriger (Stichwort:
Sozialpädagogische Diagnose) und in der Hil-
feplanung. 
In der Ausgestaltung ambulanter Angebote
für junge Volljährige ist nun besonders da-
rauf zu achten, dass die Perspektive einer
„Hilfe für die Persönlichkeitsentwicklung und
zu einer eigenverantwortlichen Lebensfüh-
rung“ (vgl. § 41 Abs. 1 SGB VIII) nicht aus
den Augen verloren und in den Leistungspro-
filen der Anbieter besonders beachtet wird.
Dabei gilt es grundsätzlich, das Streben jun-
ger Volljähriger nach Autonomie zu unter-
stützen, sie in ihrer Doppelfunktion als
Leistungsberechtigte und Leistungsempfän-
ger wahrzunehmen und gleichzeitig die not-
wendigen Strukturen zu schaffen, auch Rück-
schritte bzw. ein Scheitern zuzulassen. Dem-
gegenüber ist es unerlässlich, dass sich alle
Verfahrensbeteiligten auf operationale Krite-
rien in der Frage der Zielerreichung verstän-
digen.

Im Unterschied zur Hilfe zur Erziehung sind
junge Volljährige auch nach Beendigung der
Hilfeleistung gemäß § 41 SGB VIII bei der
Verselbstständigung „im notwendigen Um-
fang“ zu beraten und zu unterstützen (s. § 41
Abs. 3 SGB VIII). Die sogenannte Nachbetreu-
ung ist sinnvollerweise im Hilfeplan festzu-
schreiben und zeitlich zu begrenzen.
Volljährige „für voll zu nehmen“ bedeutet
nämlich auch, dass ihnen abverlangt wird, zu
einem gewissen Zeitpunkt dann doch auf ei-
genen Beinen zu stehen.

Eingliederungshilfe für seelisch behinderte
Kinder und Jugendliche

Die als Folge seelischer Behinderung gefor-
derten Hilfeleistungen im Kontext der Kinder-
und Jugendhilfe bergen immer wieder Über-
raschungen. Auch im Jahr 17 nach Einfüh-
rung des Tatbestands in das SGB VIII zei-
gen sich neue, zum Teil skurrile Entwicklun-
gen. Seien es die massiv zunehmenden An-
träge auf Schulbegleitung in allen Schularten
oder immer wieder neue Gerichtsurteile, wel-
che – aus unserem Jugendhilfeverständnis
heraus – eindeutige Fälle anderer Rehabilita-
tionsträger den örtlichen Jugendämtern zu-
ordnen. Getoppt werden die Einzelfallent-
scheidungen von den auf allen Ebenen ge-
führten Diskussionen um die Einführung
einer Großen Lösung unter dem Dach der
Kinder- und Jugendhilfe. Hier wird eine
grundsätzliche Neuausrichtung angestrebt,
über deren Reichweite und Wirkungsweisen
wir bislang nur annähernde Vorstellungen
entwickeln können. 

Trotz all dieser Entwicklungen bleibt auf der
Einzelfallebene der § 35a SGB VIII das Sor-
genkind der Jugendämter. Steigende Fallzah-
len (bestehende Hilfen jeweils zum 31.12.:
2010: 7.843; 2009: 7.318; 2008: 6.821) verbun-
den mit steigenden Kosten (hier: Minderjäh-
rige, gerundet 2010: € 170 Mio.; 2009: € 156
Mio.; 2008: € 136 Mio.) tragen in Bayern nicht
gerade wesentlich zur Beruhigung der Ver-
antwortlichen in den Kommunen bei. Um die-
sem Trend entgegenzuwirken, sind eine enge
Fallsteuerung und gezielte Hilfeplanung in
jedem Einzelfall unumgänglich, auch um
fachfremden Wünschen und Begehrlichkeiten
wirksam Einhalt gebieten zu können. 

Das Bayerische Landesjugendamt erreichen
in diesem Zusammenhang auch immer wie-
der Anfragen, wie mit Anträgen auf Anerken-
nung leistungserbringender Fachkräfte für
den ambulanten Bereich der Eingliederungs-
hilfe umgegangen werden kann. Hierzu ver-
weisen wir einmal mehr auf das AMS vom
31.01.2007, welches nach wie vor Gültigkeit
hat. Eine generelle Anerkennung kann da-
nach in keinem Einzelfall ausgesprochen wer-
den, da hierzu die Rechtsgrundlage fehlt. Die
Entscheidung über Beauftragung und Fest-
stellung der Eignung von Leistungserbrin-
gern für die Eingliederungshilfe gemäß § 35a
SGB VIII erfolgt nach dieser Veröffentlichung
ausschließlich durch das jeweils örtlich zu-
ständige Jugendamt und für den jeweiligen
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Einzelfall. Für die Leistungserbringung sind
von den Fachkräften, neben der beruflichen
Grundqualifikation, Nachweise über ihre Eig-
nung und Aus- bzw. Fortbildungen in zwei
Bereichen zu erbringen: Zum einen ist die
Eignung für die Behandlung der Beeinträchti-
gung der alterstypischen seelischen Gesund-
heit notwendig, zum anderen die Eignung für
eine Behandlung eines deutlichen sozialen In-
tegrationsrisikos. Eine generelle Eignung der
leistungserbringenden Fachkräfte kann also
nicht vorausgesetzt oder attestiert werden. 

Strukturelle Herausforderungen

Die Weiterentwicklung der Hilfen zur Erzie-
hung und deren Steuerung werfen nicht nur
hilfeartspezifische Fragen auf, sondern auch
solche grundsätzlicher Natur. Im Folgenden
werden einige Überlegungen zusammenge-
fasst, die uns im Berichtszeitraum begleitet
haben.

Hilfe versus Kontrolle

Anders als Anfang der 90er Jahre wird der
Kontrollaspekt helfenden Handelns wieder
höher bewertet. Seit der Einfügung des § 8a
SGB VIII und erst recht mit dem Bundeskin-
derschutzgesetz haben sich die Gewichtun-
gen der Paradigmen Prävention,  Dienst-
leistungsorientierung und Wächteramtsfunk-
tion der Jugendhilfe und des Jugendamts
tendenziell verschoben. Eine Standortbestim-
mung tut not. Mehrere Anfragen haben das
Landesjugendamt erreicht, wie mit Fällen „la-
tenter Kindeswohlgefährdung“ umzugehen
sei. Natürlich geht es nicht an, ganze Bevöl-
kerungsgruppen unter Generalverdacht zu
stellen. Mangelnde Problemeinsicht und feh-
lende Kooperationsbereitschaft dürfen aber
nicht Anlass sein, Akten zu schließen oder
untätig zu bleiben. Das Spannungsfeld zwi-
schen Bedarf und Bedürfnis ist mitunter
schwer auszuhalten. Dran bleiben, Unterstüt-
zungsangebote mit einladender und überzeu-
gender Beharrlichkeit immer wieder an die
Zielgruppe heranzutragen, ohne diese zu be-
schämen und zu beschimpfen, kann sehr an-
strengend sein und verlangt viel Fingerspit-
zengefühl. Familienbildungsangebote, Erzie-
hungsberatung und Frühe Hilfen dürfen nicht
gegen Erziehungshilfen notfalls im Zwangs-
kontext bzw. mit familienrichterlicher Unter-
stützung ausgespielt werden. Sie sind zwei
Seiten derselben Kindeswohlmedaille. Wo
die KoKi aufhört und der ASD anfängt, diese
Frage hat uns über das ganze Jahr begleitet.

Antworten finden sich in einer guten Organi-
sations- und Personalentwicklung und einem
verbindlich definierten Übergangsmanag-
ment, wie es im KoKi-Handbuch beschrieben
wird (s. S. 58). 

Sozialraumorientierung

Hilfen zur Erziehung dürfen nicht gegen sozi-
alräumliche Angebote ausgespielt werden.
Sozialraumbudgets sind die Kehrseite des
Hinte`schen Hinweisschilds „Vom Fall zum
Feld“. Den weiteren Weg „Vom Feld zum
Geld“ kennen die cleveren Geschäftsführer
mächtiger Wohlsfahrtsverbände genauso gut
wie die niedergelassenen Therapeuten die
„angebotsorientierte Bedarfssteuerung“.
Wenn Sozialraumorientierung bedeutet, dass
ein freier Träger auf der Grundlage eines Ver-
trags mit dem öffentlichen Träger vorrangig,
wenn nicht exklusiv, berechtigt und verpflich-
tet ist, in einem definierten Sozialraum alle
Fälle zu übernehmen und darüber hinaus fall-
übergreifend zu arbeiten (Vernetzung, Er-
schließung von Ressourcen, Mobilisierung
bürgerschaftlichen Engagements usw.), ent-
steht ein Wettbewerb, der die Trägerland-
schaft, aber auch das Verhältnis zwischen
öffentlichen und freien Trägern massiv beein-
flussen kann.
Eine neben den individuellen auch die wohn-
ortnahen Risiken und Ressourcen im sozialen
Nahraum beachtende Ausgestaltung der Kin-
der- und Jugendhilfe zählt durchaus zu den
interessanten Ansätzen einer proaktiven Ju-
gendhilfeplanung (vgl. § 80 SGB VIII). Fall-
übergreifende Arbeit, notwendiger Bestand-
teil sozialräumlichen Handelns, fordert Fach-
kräfte und Laienhelfer heraus. Voraussetzung
für eine schnelle und wirksame Mobilisierung
von Ressourcen für den Aufbau und die
Pflege von Netzwerken ist, dass sie im Sozial-
raum eingebunden sind, vertraut mit Institu-
tionen, Vereinen und signifikanten Personen.
Das kommt nicht von selbst, kostet vor allem
Zeit, erfordert aber auch die entsprechenden
Einstellungen und Handlungsmuster seitens
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
kommunalen Sozialverwaltung. 
Die Realisierung sozialräumlicher Steue-
rungskonzepte scheint möglich, auch wenn
platte fiskalische Hoffnungen enttäuscht wer-
den müssen. §§ 27 ff., 36 und 79 ff. SGB VIII
ermöglichen zweifelsohne „sozialräumliche
Hilfeangebote“. Wenn „Sozialraumbudgetie-
rung“ gemeint ist, sollte dies auch so ge-
nannt werden. Die Aussage, dass Sozial-
raumbudgetierung „fachlich wünschens-
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wert“ sei, kann von Bayern nicht mitgetragen
werden. Denn es besteht die Gefahr, dass die
Träger der öffentlichen Jugendhilfe ihrer
Steuerungsverantwortung nicht mehr in aus-
reichendem Maße gerecht werden. 

Flexibilisierung

Wieder so ein Zauberwort, das uns des Öfte-
ren begegnet ist. Werden ambulante Erzie-
hungshilfen nicht selten als „Allheilmittel“
verkannt (Frindt 2010), so versprechen die so
genannten flexiblen Hilfen, passgenau und
zeitnah auf mitunter rasch wechselnde Be-
darfslagen einzugehen. Die Handlungsmaxi-
men der Lebenswelt- und Alltagsorientierung
sowie der Individualisierungsgrundsatz der
Kinder- und Jugendhilfe sprechen auch da-
für, Hilfen nicht (nur) dann als notwendig und
geeignet zu erkennen, wenn sie im Leistungs-
katalog des SGB VIII „versäult“ sind, sondern
solche je nach Bedarf neu auszugestalten, ja
zu erfinden – der § 27 Abs. 2 gibt ja viel Raum
auch für „kreative Buchhaltung“. 
Bei aller Wertschätzung dieser konzeptionel-
len Suchbewegung hat das Bayerische Lan-
desjugendamt jedoch stets davor gewarnt, 
z. B. Erziehungsbeistandschaft und Sozialpä-
dagogische Familienhilfe einfach in einen
Topf zu werfen. Die Verwischung der Leis-
tungsprofile könnte fatale Folgen haben.
„Flexibilisierung nach Kassenlage“ kann
fachlich nicht gewollt sein. Vielmehr muss
eine differenzierte Bedarfsfeststellung zu
einer konkretisierten Zielstellung der Hilfe
führen, sodass über kurz oder lang fallüber-
greifend so etwas wie eine evidenzbasierte
Indikationsstellung unterschiedlicher Hilfear-
ten erfolgen kann, wie wir sie aus dem medi-
zinischen Bereich längst kennen und das
EVAS-Projekt es zumindest versucht (vgl.
dazu die Veröffentlichungen des Instituts für
Kinder- und Jugendhilfe in Mainz – IKJ). Die
Zusammenführung der ambulanten Erzie-
hungshilfen (auf regionaler Ebene) erscheint
nur dann erfolgreich, wenn die notwendige
enggeführte Hilfeplanung am Einzelfall nicht
zu einer expansiven angebotsorientierten
Systemsteuerung führt.

Zivilgesellschaftliche Elemente

Chantal in Hamburg war ein so tragisches
wie schlimmes Beispiel. Haben der Fall und
die Berichterstattung in den Medien doch ein
übles Licht auf die verantwortlichen Fach-
kräfte und die Pflegepersonen insgesamt ge-
richtet, die das in der weit überwiegenden

Mehrzahl wirklich nicht verdient haben. Ge-
rade weil mit der Unterbringung eines Kindes
oder Jugendlichen über Tag und Nacht in
einer Pflegefamilie eine besondere Qualität
der Hilfeleistung in Anspruch genommen
wird, obliegt der fallsteuernden Behörde
auch eine besondere Verantwortung in der
Auswahl und Begleitung der (hier ehrenamtli-
chen) Leistungserbringung. Wir haben die
Frage nach einem Outsourcing des Pflegekin-
derwesens immer kritisch betrachtet und mit
den Arbeitshilfen zur Praxis der Vollzeit-
pflege, zur Eignungsüberprüfung von Bewer-
bern in der Vermittlung von Adoptiv- und
Pflegekindern seit den 90er Jahren versucht,
die Wahrnehmung der fachlichen und rechtli-
chen Verantwortung der öffentlichen Jugend-
hilfe zu unterstützen. Suchtgefährdete und
suchtkranke Bewerber kriegen nach diesen
fachlichen Regeln der Kunst einer professio-
nellen Vermittlung in Bayern keine Chance,
ein Kind über Tag und Nacht aufzunehmen. 
In der Weiterentwicklung der Hilfen zur Erzie-
hung wie auch im Ausbau der so genannten
Frühen Hilfen und in den Familienbildungsar-
rangements wird die Erschließung und Nut-
zung zivilgesellschaftlicher Elemente aber
nach wie vor und in Zukunft ganz besonders
eine bedeutsame Strategie der „Fortschrei-
bung des Sozialstaats“ darstellen. Eine sorg-
fältige Eignungsprüfung, eine gute fachliche
Begleitung und ein achtsames Monitoring
der Entwicklung von Pflegeverhältnissen ge-
hören dazu, ohne Pflegepersonen unter Ge-
neralverdacht zu stellen.

Schnittstellen

Fragen und Probleme in der Zusammenarbeit
mit der Schule, der Gesundheitshilfe, den Fa-
miliengerichten, der Arbeitsverwaltung und
den (überörtlichen) Sozialhilfeträgern beglei-
teten uns auch in diesem Berichtsjahr. Syner-
gien wie Stolpersteine eines gelingenden
Schnittstellenmanagements verbergen sich
hinter dem Wort Kooperation. Dabei geht es
um Voraussetzungen, Verfahren und Verein-
barungen. Unabdingbare Voraussetzung ist
die wechselseitige Kenntnis und Anerkennt-
nis der jeweiligen gesetzlichen Grundlagen,
Handlungsaufträge, Zuständigkeiten und Ver-
fahrensweisen – wie es immer so schön heißt
„auf Augenhöhe“. Das ist, wenn Jugend-
amtssozialarbeiter auf Richter oder Ordina-
rien für Jugendpsychiatrie oder Schuldirek-
toren treffen, nicht immer so einfach. Am Bei-
spiel der Koordinierenden Kinderschutzstel-
len im Netzwerk Frühe Kindheit (KoKi) ließ
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und lässt sich aber gut zeigen, dass man Ko-
operation lernen, gestalten und transparent
machen kann. Einige Eckpunkte gelingender
Kooperation, sei es im Übergabemanage-
ment zwischen KoKi und ASD, zwischen Ju-
gendhilfe und Psychiatrie oder im Feld der
zuständigen Leistungserbringung für seelisch
behinderte Kinder und Jugendliche, lassen
sich festhalten: Kooperation ist Leitungsauf-
gabe. Kooperation benötigt klare Regeln und
Grenzen. Kooperation hat immer eine fallbe-
zogene und eine strukturelle Komponente.
Kooperation benötigt Haltung und Hand-
werkszeug. Kooperation basiert auf gelten-
den Rechtsgrundlagen und nicht auf der
Tagesform einzelner Beteiligter. Sie darf die
Leistungsbegünstigten nicht aus dem Auge
verlieren. Kooperation muss nachhaltig ge-
pflegt werden. Kooperation nutzt Gelegenhei-
ten, voneinander zu lernen. Schließlich ist
Kooperation nicht Selbstzweck, sondern
zweckbestimmt, zeit- und zielgerichtet.
Grundsätze und Maßstäbe für die Gewähr-
leistung und Bewertung der Qualität der Zu-
sammenarbeit mit anderen Institutionen sind
namentlich in § 79a S. 1 Nr. 4 SGB VIII aufge-
führt. Der Gesetzgeber des Bundeskinder-
schutzgesetzes fordert, hier fachliche Stand-
ards zu entwickeln und zu pflegen.

Kooperationsprozesse und Fallsteuerung und
Infrastrukturentwicklung müssen in einem
vernünftigen Dialog zwischen öffentlicher
und freier Jugendhilfe in erster Linie in den
kommunalpolitischen Entscheidungsgremien
diskutiert und entschieden werden und nicht
in der Verwaltung des Bayerischen Landesju-
gendamts. 

So steht am Ende dieses nachdenklichen Bei-
trags zum Jahresbericht aus dem Team Hil-
fen zur Erziehung die Erkenntnis, dass die
Wiedergewinnung kommunalpolitischer
Handlungsfähigkeit zur Ausgestaltung von
Jugendhilfeleistungen nicht über eine Ände-
rung des Kinder- und Jugendhilferechts füh-
ren kann, sondern über die Qualifizierung der
fachlichen Steuerungsprozesse und den Mut
der politischen Entscheidungsträger, Jugend-
hilfe und ihre Kosten nicht als permanentes
Ärgernis, sondern als Zukunftschance zu ver-
stehen, das Soziale vor Ort gerecht auszuge-
stalten.

Kurz gefasst

Beratungsangebote für Eltern mit Schrei-
babys 

Zu den Angeboten sogenannter „Früher Hil-
fen“ zählen – neben den KoKis – insbeson-
dere auch die Beratungsangebote für Eltern
mit Schreibabys. Dieses Angebot soll Eltern,
die mit der Versorgung und Erziehung ihrer
Säuglinge überfordert sind, rechtzeitig errei-
chen und Hilfen anbieten, die auch akzeptiert
werden. Denn die Angst vor Diskriminierung
und Stigmatisierung sowie vor Kontrolle
kann gerade die Familien, die Unterstützung
besonders nötig haben, von der Inanspruch-
nahme geeigneter Hilfeleistungen abhalten.

Das Sozialministerium unterstützt seit 2008
im Rahmen der Jugendhilfe nach § 16 SGB
VIII die Weiterentwicklung und die Koordina-
tion eines bedarfsgerechten, wohnortnahen,
regelhaften und flächendeckenden Netzes
von Beratungsangeboten für Eltern mit
Schreibabys. Bei dem Konzept handelt es
sich um eine Ergänzung der  bestehenden
Angebote und Spezialambulanzen im Ge-
sundheitswesen für Eltern mit Schreibabys.
Zum Aufbau des flächendeckenden Bera-
tungsnetzes wurden insgesamt 95 Fachkräfte
aus Erziehungsberatungsstellen, Familienbil-
dungsstätten und Beratungsstellen für
Schwangerschaftsfragen an der Deutschen
Akademie für Entwicklungsförderung und
Gesundheit des Kindes und Jugendlichen 
e. V. in München fortgebildet.
Für den Aufbau der Beratungsangebote stan-
den insgesamt eine Million Euro zur Verfü-
gung.

Dank der staatlichen Förderung bieten mitt-
lerweile 46 Standorte eine spezielle Beratung
für Eltern mit Schreibabys an. Die Beratungs-
stellen helfen schnell und effektiv. Eltern ler-
nen, die schwierigen Alltagssituationen zu
begreifen, eigene Lösungsansätze zu entwi-
ckeln und Konfliktsituationen selbstständig zu
meistern. Das Ziel des staatlichen Förderkon-
zepts – eine wohnortnahe und kompetente
Beratung für Eltern in ganz Bayern – ist damit
erreicht. Eltern können sich über ein Bera-
tungsangebot in ihrer Nähe auf der Internet-
seite www.familienbildung.bayern.de oder
bei ihrem örtlichen Jugendamt informieren.

Für die fachliche Koordinierung der gesam-
ten Standorte wurde das ZBFS – Bayerisches
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Landesjugendamt (Bekanntmachung vom 
11. November 2008) beauftragt. Insbesondere
Vernetzungsarbeit, Öffentlichkeitsarbeit und
die Planung von Vertiefungsaktivitäten gehö-
ren zu den Aufgaben der Koordinierungs-
stelle. Dies geschieht in enger Zusammenar-
beit mit dem Sozialministerium und mit um-
fassender Unterstützung durch die Jugend-
und Familientherapeutische Beratungsstelle
der Stadt Regensburg.

Im Rahmen der fachlichen Koordinierung der
Standorte veranstaltete das ZBFS – Bayeri-
sches Landesjugendamt in Kooperation mit
der Jugend- und Familientherapeutischen Be-
ratungsstelle der Stadt Regensburg am 10.
November 2011 in Nürnberg einen ersten ge-
meinsamen Fachtag „Beratungsangebote für
Eltern mit Schreibabys“, um die Vernetzungs-
arbeit noch stärker zu unterstützen (die bishe-
rige Aufteilung in Fachtag Nord und Fachtag
Süd wurde aufgegeben). An dem Fachtag
nahmen insgesamt 53 Fachkräfte des Projekts
teil. 

Als Hauptthema stand diesmal die Schnitt-
stelle zu Schwangerenberatung, Hebamme
und KoKi im Fokus dieser Veranstaltung.
Schwerpunkt am Vormittag waren die Fach-
referate „Was macht eigentlich … eine Bera-
tungsstelle für Schwangerschaftsfragen / eine
Hebamme / eine Koordinierende Kinder-
schutzstelle, wenn ihr Eltern mit Schreibabys
begegnen?“. Mit Doris Schiller von Donum
Vitae e. V. Regensburg, der Hebamme Birgit
von Schuh aus Nürnberg und Melanie Aull
von der Koordinationsstelle Frühe Hilfen in
Erlangen konnten kompetente Referentinnen
gewonnen werden, denen es gelungen ist,
den Teilnehmerinnen und Teilnehmern einen
sehr lebendigen und lebensnahen Einblick in
die Aufgaben ihrer jeweiligen Profession und
in ihre praktische Arbeit zu vermitteln.
Am Nachmittag bestand in drei thematischen
Foren die Möglichkeit, sich mit den Referen-
tinnen über die jeweiligen Leistungsprofile
auszutauschen und die Gestaltung von Über-
gängen sowie mögliche Eckpunkte einer Ko-
operation herauszuarbeiten.

Als ein Fazit dieses Fachtags kann sicher her-
vorgehoben werden: Voraussetzung für eine
gelungene Vernetzung ist, zum einen die Ar-
beitsweisen sowie die Grenzen der Koopera-
tionspartner gut zu kennen und zum anderen
auch voneinander zu lernen – damit Zusam-
menarbeit nicht als mögliche „Konkurrenz“
empfunden wird.

Damit die Fachkräfte auch zukünftig „up to
date“ bleiben und untereinander Erfahrungen
austauschen können, fördert das Sozialminis-
terium künftig jährlich einen Fortbildungs-
und einen Fachtag im Wechsel.

Das heißt, 2012 wird es einen Fortbildungs-
tag für die Fachkräfte des Projekts geben, der
von der Deutschen Akademie für Entwick-
lungsförderung und Gesundheit des Kindes
und Jugendlichen e. V. in München veran-
staltet wird. Der nächste gemeinsame Fach-
tag findet dann wieder 2013 statt.  

Fachtagung zur Sozialpädagogischen Famili-
enhilfe 

Die Sozialpädagogische Familienhilfe (SPFH)
hat sich seit den 1980er Jahren als aufsu-
chende Unterstützungsform rasant entwickelt
und ist heute eine etablierte und die mit am
häufigsten gewährte ambulante Hilfeart.
Gleichzeitig sind die Erwartungen an die Kin-
der- und Jugendhilfe insgesamt – denken wir
nur an die Kinderschutzdebatte rund um § 8a
SGB VIII – erheblich gestiegen. Dementspre-
chend hat sich die Praxis der SPFH in den
letzten Jahren in verschiedene Richtungen
weiterentwickelt – und dieser Prozess ist kei-
neswegs abgeschlossen.

Um herauszufinden, wo die SPFH derzeit
steht, an welchen Stellen die Fachkräfte Un-
terstützung benötigen und wo die SPFH hin-
steuert, lud das Landesjugendamt vom 24.
bis 25. Oktober 2011 langjährige und praxis-
erfahrene Fachkräfte der SPFH zu einer Fach-
tagung zum Thema „Standortbestimmung
und Entwicklungsaufgaben der SPFH“ nach
Augsburg ein. Im Rahmen dieser Veranstal-
tung wurde folgenden Fragestellungen nach-
gegangen: Wo steht die SPFH heute?
Welchen Stellenwert hat sie und wie sieht ihr
Leistungsprofil in der Praxis im Rahmen der
Hilfen zur Erziehung aus? Was kann SPFH
leisten und wo sind ihre Grenzen? Wohin
steuert die SPFH? 

Themenschwerpunkte waren unter anderem:
- Profil der SPFH
- Konzepte – Standards
- Eingangsdiagnostik und ergebnisorientier-

tes Arbeiten
- Grenzen der SPFH als aufsuchende Hilfe 

zur Erziehung
- Schnittstellenmanagement – Koordination 

(Abgrenzung zu Hebammen, Familienhelfe-
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rinnen und -helfern, hauswirtschaftlichen 
Hilfen etc.)

- Hilfe versus Kontrolle (§ 8a SGB VIII) – Do-
kumentation

- Verhältnis von öffentlicher und freier Trä-
gerverantwortung (Kooperation, Steue-
rung).

Im ersten Teil der Veranstaltung trug Elisa-
beth Pröstler, seit 1984 beim Amt für Jugend
und Familie Weilheim-Schongau in der SPFH
tätig, mit ihrem Bericht „Wie hat sich die
SPFH in den letzten 15 Jahren entwickelt?“
anschaulich zur Standortbestimmung der
SPFH aus dem Blickwinkel der Praxis bei.

Im zweiten und dritten Teil der Fachtagung
kam die Wissenschaft zu den Themenberei-
chen „SPFH im Wandel – aus Sicht der For-
schung“ und „Wirkung und Erfolg“ zu Wort.
Prof. Dr. Matthias Müller, Hochschule Neu-
brandenburg, und Dr. Christian Erzberger,
GISS, Bremen konnten hierfür als namhafte
Experten gewonnen werden. Mit ihren Vor-
trägen „SPFH: Jenseits von Tipps und Tricks“
und „Es liegt im Auge des Betrachters: Die
Wahrnehmung der SPFH durch Profis und Fa-
milien“ steuerten sie spannende und hilfrei-
che Inputs zum Stand der Forschung, zu in-
haltlich-methodologischen Aspekten sowie
Aspekten einer wirkungsorientierten Steue-
rung dieser exponierten Hilfeart bei.

Anhand der Erfahrungen, Einschätzungen
und Entwicklungsoptionen der 43 teilneh-
menden Praktikerinnen und Praktiker hat sich
im Verlauf der Veranstaltung deutlich heraus-
kristallisiert, dass gemeinsame Qualitätsstan-
dards festgelegt und infolgedessen die
Fachlichen Empfehlungen des Bayerischen
Landesjugendamts zur Sozialpädagogischen
Familienhilfe evidenzbasiert und zukunftswei-
send fortgeschrieben werden müssen.

Sozialpädagogische Diagnose und Hilfeplan 

Die beiden seit vielen Jahren bekannten Ver-
öffentlichungen des Bayerischen Landesju-
gendamts wurden im Jahr 2011 neu bear-
beitet, aktualisiert und zusammengeführt. Die
bisherigen Broschüren wurden insbesondere
auf Anwenderfreundlichkeit hin überprüft
und notwendige Anpassungen vorgenom-
men, ohne dabei jedoch die Grundstruktur
der erfolgreich evaluierten Ursprungsfassung
wesentlich zu verändern. Eine landesjugend-
amtsinterne, sachgebietsübergreifende Ar-

beitsgruppe hat hierfür die bisherigen Tabel-
len und Formularvorschläge nochmals
sprachlich überarbeitet sowie aufeinander
bezogen. Kernelement der neuen Sozialpäda-
gogischen Diagnosetabellen ist die direkte
Gegenüberstellung der 80 Risiken und Res-
sourcen, welche sowohl für die Prüfung ge-
wichtiger Anhaltspunkte einer Gefährdung
des Kindeswohls als auch zur Abklärung der
Leistungsvoraussetzungen einer Hilfe zur Er-
ziehung elementar sind. Die Empfehlungen
zur Umsetzung des Schutzauftrags nach § 8a
SGB VIII des Bayerischen Landesjugendhilfe-
ausschusses bilden dabei nach wie vor die
Grundlage für die Einschätzung durch die so-
zialpädagogische Fachkraft. Neben den Ta-
bellen wurden auch die Konkretisierungen
und alterspezifischen Beispiele der neuen
Struktur angepasst. 

Doch wie geht es nun weiter? Im Jahr 2012
plant das Bayerische Landesjugendamt, aus
den überarbeiteten Modulen eine anwender-
freundliche elektronische Version zu erstel-
len, die allen bayerischen Jugendämtern zur
Verfügung gestellt wird. Die Anwender-
freundlichkeit zeichnet sich durch den Bezug
der bisher getrennt laufenden Verfahren aus.
Erkenntnisse und Angaben aus der Sozialpä-
dagogischen Diagnostik sollen sich direkt in
dem Hilfeplan wiederfinden. Ein mehrfaches
Einfügen bereits erhobener Daten, Feststel-
lungen und Erkenntnisse entfällt damit. Auch
die AKDB wird ihre elektronische Version
OK.JUG auf diese neuen Tabellen und For-
mulare ausrichten und ihren Kunden zur Ver-
wendung anempfehlen. Alle anderen Ju-
gendämter können sich bei Interesse bis zur
Fertigstellung der elektronischen Version die
PDF-Datei per E-Mail unter
harald.britze@zbfs-blja.bayern.de zusenden
lassen. 

Schulbegleitung als Leistung der Jugend-
hilfe?

Für beinahe alle bayerischen Jugendämter
gab es im abgelaufenen Kalenderjahr eine
deutliche Steigerung der Fallzahlen und der
Kostenentwicklung im Segment der Schulbe-
gleiter zu verzeichnen. Anlass und Grund ge-
nug für das Bayerische Landesjugendamt,
hier genauer hinzusehen. In einer Umfrage
wurden die Jugendämter um ihre Einschät-
zungen zu den Veränderungen gebeten. Hier
die wesentlichsten Ergebnisse:
Die Fallzahlenentwicklung geht in ganz Bay-
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ern stark nach oben, fast jede Kommune ist
hiervon betroffen. Zum Teil ist eine Erhöhung
der Fallzahlen um den Faktor 10 zu beobach-
ten. Auch die dafür aufgewendeten öffentli-
chen Mittel divergieren stark. So variieren die
Jahreskosten pro Fall von € 4.400,00 bis hin
zu € 30.000,00. Auch die Kosten pro Stunde
weichen stark voneinander ab, hier wurden
Summen von € 10,00 pro Stunde plus Fahrt-
kosten bis hin zu € 30,00 genannt. Eine zu-
sätzliche fachliche Begleitung der Schulbe-
gleitung schlägt mit rund € 35,00 bis hin zu
knapp € 60,00 zu Buche. In fast allen Fällen
zeigt sich jedoch, dass Schulbegleitung eine
langfristig zu erbringende Leistung ist und in
Einzelfällen auch zusätzlich zu einer bereits
gewährten stationären Unterbringung not-
wendig wird. Dabei ist jedoch nur in der Min-
derzahl der Fälle eine Begleitung durch
pädagogische Fachkräfte notwendig. 

Die für Schulbegleitung infrage kommende
Klientel reicht von Kindern mit Autismus über
Kinder mit ADHS, oppositionellem Verhalten
bis hin zu verschiedensten anderen psycho-
sozialen Auffälligkeiten. Dabei sind sowohl
Anträge für die Begleitung in Regelschulen
als für die Begleitung in Sonderpädagogi-
schen Förderzentren bis hin zu Förderschulen
für den Bereich emotionale und soziale Ent-
wicklung zu verzeichnen. In einigen Jugend-
ämtern bestehen große Befürchtungen wenn
die heutigen Kinder von der Kindertagesbe-
treuung mit Förderfaktor 4,5 nach dem BayKi-
BiG in die Schule kommen, da diese voraus-
sichtlich fast alle eine Schulbegleitung benö-
tigen werden, zum Teil zu Lasten der örtli-
chen Jugendhilfeträger. Die Anträge werden
oft auf Betreiben von Lehrern, Schulleitern,
Kindergärten, Bürgermeistern durch die El-
tern gestellt, auch wenn gar keine Leistungs-
voraussetzungen gemäß § 35a SGB VIII
gegeben sind. Häufig kommen die Anträge
auch auf Empfehlung der Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie zustande. 

Somit handelt es sich um ein drängendes
Problem für die bayerischen Jugendämter.
Hier ist eine grundlegende Diskrepanz zwi-
schen der Inklusionsprogrammatik der staat-
lichen Schulverwaltung und der damit
korrelierenden, wachsenden Inanspruch-
nahme in der Kinder- und Jugendhilfe zu ver-
zeichnen. Schwierigkeiten bereitet die
Schulbegleitung den Jugendämtern, wenn
sie von Beratern bei den Personensorgebe-
rechtigten als „Rechtsanspruch an sich“ dar-
gestellt wird. Oftmals erzeugen die

Vorberatungen anderer Personen, z. B. von
Ärzten, Schulen, Verbänden etc. feste Erwar-
tungen bei den Personensorgeberechtigten
und schränken den fachlichen Handlungs-
und Ermessensspielraum der Kinder- und Ju-
gendhilfe enorm ein. Die Beratung der Eltern
durch verschiedene Berufsgruppen und Insti-
tutionen muss deshalb nach einvernehmli-
chen Grundsätzen und Zielen erfolgen.
Hierfür sind übergreifende Handlungs- und
Beratungskonzepte notwendig, da ansonsten
nicht nur das Image der Jugendhilfe leidet,
sondern auch die individuelle Fallsteuerung
außen vor bleibt. Zur Qualitätssicherung sind
deshalb kinder- und jugendpsychiatrische
Gutachten, Gutachten der Schule zu bisheri-
gen Förderverfahren, Hospitation zur Be-
darfsfeststellung und eine enge
Hilfeplansteuerung durch die zuständige Ju-
gendbehörde unverzichtbar.

Regionale Kooperationsvereinbarungen zwi-
schen Jugendämtern und Leistungserbrin-
gern gibt es bislang kaum. Ebenso wenig
existiert ein einheitliches Profil der Aufgaben-
stellungen eines Schulbegleiters. Deshalb
wird sich das Bayerische Landesjugendamt
im Jahr 2012 weiter der Thematik annehmen
und strebt eine Veröffentlichung zum Thema
„Schulbegleitung als Leistung der Kinder-
und Jugendhilfe“ an. 

Kinder- und Jugenddelinquenz

Eindeutige Strömungen waren im Arbeitsbe-
reich Kinder- und Jugenddelinquenz im Jahr
2011 nicht auszumachen. Die Themen, die an
das Bayerische Landesjugendamt herange-
tragen wurden, behandelten vorrangig die
Verbesserung der Zusammenarbeit von Ju-
gendhilfe und Justiz bzw. Strafverfolgungs-
behörden oder anderen Kooperationspart-
nern. So hatte das Bayerische Landesjugend-
amt bspw. die Einführung des so genannten
„Neuköllner Modells“ in Bayern zu bewerten,
das eine schnellere Verfahrenserledigung im
Jugendstrafverfahren verspricht, den Verfah-
rensbeteiligten aber gleichzeitig eine enge
Abstimmung ihrer Arbeitsprozesse abver-
langt. Darüber hinaus sind „Fallkonferenzen“
als besondere Form des Runden Tisches in
aller Munde. Das Bayerische Landesjugend-
amt begrüßt grundsätzlich die vielfältigen Be-
strebungen der Verfahrensbeschleunigung
und -vereinfachung im Jugendstrafrecht.
Dabei dürfen die fachlichen Standards der
Kinder- und Jugendhilfe in der Mitwirkung in
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Verfahren nach dem Jugendgerichtsgesetz
aber nicht zu kurz kommen.

Ein anderes Thema, das es im Nachgang zu
den Prozessen der so genannten „U-Bahn-
Schläger“ fachlich zu diskutieren galt, war die
neuerliche Gesetzesinitiative einzelner Bun-
desländer zur Verschärfung des Jugendstraf-
rechts (Stichwort: „Warnschussarrest“). Das
Bayerische Landesjugendamt riet in diesem
Zusammenhang einmal mehr zur Besonnen-
heit und Versachlichung der Debatte rund um
die Bekämpfung von Jugendkriminalität. 

Ein Ad-hoc-Ausschuss des Landesjugend-
hilfeausschusses befasste sich 2011 unter
Vorsitz von Frau Bezirksrätin Martina Neu-
bauer mit der Neufassung der seinerzeit weg-
weisenden Fachlichen Empfehlungen zur Mit-
wirkung der Jugendhilfe in Verfahren nach
dem Jugendgerichtsgesetz. In diesem Aus-
schuss wirken unter fachlicher Begleitung
durch das Bayerische Landesjugendamt ver-
schiedene Experten aus dem Bereich der Kin-
der- und Jugendhilfe, der Wissenschaft und
Forschung sowie der Strafverfolgung aktiv
mit. Darüber hinaus sind in diesem Gremium
sowohl das Bayerische Staatsministerium für
Arbeit und Sozialordnung, Familie und
Frauen als auch das Bayerische Staatsminis-
terium der Justiz und für Verbraucherschutz
vertreten und an der Entwicklung beteiligt.
Die Veröffentlichung dieser Fachlichen Emp-
fehlungen ist nach Beschlussfassung durch
den Landesjugendhilfeausschuss im Herbst
2012 vorgesehen. 

Praktikum

Das Sachgebiet „Hilfen zur Erziehung“ des
Bayerischen Landesjugendamts durfte sich
im Sommer 2011 kurzzeitig über Verstärkung
freuen. Frau Jennifer Burghardt absolvierte
als Studentin der Universität Eichstätt-Ingol-
stadt, Fakultät Soziale Arbeit, im Rahmen
ihres Masterstudiengangs ein sechswöchiges
Praktikum. Unter der Anleitung von Hans Hill-
meier unterstützte sie schwerpunktmäßig
den Arbeitsbereich Kinder- und Jugenddelin-
quenz. Als „Gesellenstück“ entwickelte sie
gemeinsam mit dem zuständigen Sachbear-
beiter, Florian Kaiser, ein sozialarbeiterisches
Modell zur Prüfung und Beantwortung der
Frage der Anwendung von Jugendstrafrecht
auf Heranwachsende. Sie hat nicht nur durch
ihre freundliche Art und ihr interessiertes Mit-
wirken das Sachgebiet bereichert, sondern
auch durch ein Arbeitsergebnis, das im Ad-

hoc-Ausschuss des Landesjugendhilfeaus-
schusses Anerkennung und Berücksichtigung
gefunden hat. Wir wünschen ihr für ihren
weiteren beruflichen Weg ‚Alles Gute’! 

Brüssel IIa-Verfahren 

Im Folgenden wird zum Arbeitsbereich
„Grenzüberschreitende Unterbringung in
Deutschland – Konsultationsverfahren nach
§§ 45 ff. IntFamRVG“ berichtet (Zwischen-
zeitlich, am 14.03.2012, fand in Bonn im Bun-
desamt für Justiz ein interessanter Erfah-
rungsaustausch der Landesjugendämter zu
Anwendungs- und Auslegungsfragen in der
grenzüberschreitenden Unterbringung von
Kindern und Jugendlichen nach der so ge-
nannten Brüssel IIa-Verordnung und dem
Haager Kinderschutzübereinkommen – KSÜ,
statt, über das nach Vorliegen der Gesprächs-
ergebnisse eigens berichtet wird).

In Bayern ist für die Erteilung der Zustim-
mung zur grenzüberschreitenden Unterbrin-
gung von Kindern und Jugendlichen nach
der Brüssel IIa-Verordnung das Bayerische
Landesjugendamt zuständig (§ 45 Int-
FamRVG).

Dieses ist überwiegend mit Ersuchen der
österreichischen Behörden befasst. Die Zu-
sammenarbeit mit den österreichischen Be-
hörden erfolgt überwiegend zufrieden-
stellend, was auch durch den telefonischen
Kontakt zu den Mitarbeitern der österrei-
chischen Landesregierungen und/oder Be-
zirkshauptmannschaften befördert wird. Die
österreichischen Behörden sind gut in die
Materie eingearbeitet und berücksichtigen
weitgehend die Anforderungen des Verfah-
rens. Probleme gibt es immer wieder im Be-
reich des Krankenversicherungsschutzes. 

Das Konsultationsverfahren gemäß § 46 Int-
FamRVG erfolgt nach einem festgelegten 
Ablaufschema:
1) 
- Vorgang nach Merkmalen prüfen, ob es 

sich um Brüssel IIa-Verordnung oder KSÜ 
handelt,

- danach erfolgt die Durchsicht der eingehen-
den Unterlagen.
- Amtssprache Deutsch,
- Vollständigkeit,
- Plausibilitätskontrolle des Verfahrens und

der vorgetragenen Inhalte,
- Nachvollziehbarkeit aus fachlicher Sicht,
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- beabsichtigte Dauer der Maßnahme,
- bei Bedarf erfolgt Rücksprache mit den An-

tragstellern/Behörde im Ausland, betroffe-
ner Einrichtung/Pflegefamilie, Jugendamt 
in Bayern (insbesondere Nachfrage nach 
den Eignungsvoraussetzungen), ggf. Heim-
aufsicht.

2) 
Die Stellungnahme der für den Ort der Unter-
bringung zuständigen Ausländerbehörde
wird eingeholt (§ 46 Abs. 4 IntFamRVG). Als
Anlagen werden die Kostenübernahmeerklä-
rung, der Krankenversicherungsnachweis,
sowie ggf. Angaben zur Legalbewährung
überreicht. Abdrucke des Schreibens gehen
an das zuständige Jugendamt, die Einrich-
tung/Pflegefamilie sowie die für die Heimauf-
sicht zuständigen Stellen bei den Bezirksre-
gierungen in Fällen der beabsichtigten Heim-
unterbringung.

3) 
Nach dem Eingang der Stellungnahme er-
folgt die abschließende Prüfung der Zustim-
mungsvoraussetzungen:
- Kindeswohl
- Gründe für die Unterbringung
- Anhörung des Kindes/Jugendlichen
- Zustimmung der Einrichtung/Pflegefamilie
- Stellungnahme der zuständigen Ausländer-

behörde
- Kostenübernahmeerklärung
- Nachweis über den Krankenversicherungs-

schutz
- Legalbewährung
- geschlossene Unterbringung, ja/nein, evtl. 

Gerichtsbeschluss im Herkunftsland und 
Zulässigkeit in Deutschland (§ 1631b BGB)

4)  
Antrag auf Genehmigung der Zustimmung
durch das Familiengericht beim Amtsgericht
München (§ 47 IntFamRVG)

5)  
Die Zustimmung erhält die anfragende aus-
ländische Behörde mit der Bitte um Benach-
richtigung bei Änderung oder Beendigung
des Hilfeverlaufs. 
Abdrucke erhalten das für den Ort der Maß-
nahme zuständige Jugendamt, die Heimauf-
sicht, die Einrichtung/Pflegefamilie, das
Bundesamt für Justiz.

Aus dem Verfahren ergeben sich immer wie-
der strittige Fragen oder aber unklare Sach-
verhalte, die sich wie folgt zusammenfassen
lassen:
Erforderlichkeit einer Zustimmung bei Ver-
wandtenpflege sowie Umzugs- und Vor-
mundschaftsfällen, zur geschlossenen
Unterbringung und den speziellen diesbezüg-
lichen Anforderungen (§ 46 Abs. 2 Int-
FamRVG), zur Kafala und der Zustimmung
nach Artikel 33 KSÜ, zu den Anforderungen
an das Ersuchen durch eine ausländische Be-
hörde, zur Kostentragung (§ 46 Abs. 1 Nr. 6
IntFamRVG) und Krankenversicherung, zum
Ausländerrecht (46 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 4
IntFamRVG), zur Kindesanhörung (§ 46 Abs. 1
Nr. 3 IntFamRVG).

Beim Krankenversicherungsschutz stellen
sich die österreichischen Gebietskrankenkas-
sen auf den Standpunkt, dass die Anmeldung
bei einer deutschen Partnerkrankenkasse erst
erfolgen kann, wenn sich das Kind  bereits in
Deutschland aufhält.
Solange die Übernahme der eventuell anfal-
lenden Krankenkosten nicht geklärt ist, kann
nach Auffassung des Bayerischen Landesju-
gendamts eine Zustimmung aber nicht erfol-
gen.

Fragestellungen im Kontext der Erfüllung des
Haager Übereinkommens zum Kinderschutz –
KSÜ:
Seitens der Ausländerbehörde wurde proble-
matisiert, dass keine in Marokko zuständige
Behörde einen begründeten Vorschlag an die
im Bundesgebiet zuständige Stelle übermit-
telt habe. Das Königreich Marokko hat je-
doch, obwohl schon länger Vertragsstaat
(seit 2002) als die Bundesrepublik Deutsch-
land, noch keine zuständige Behörde be-
nannt. Die Benennung einer zuständigen Be-
hörde unterliegt der Souveränität dieses
Staates. In einem Fall der grenzüberschrei-
tenden Aufnahme eines Pflegekindes gab
und gibt es anhaltende Probleme. Zugunsten
des betroffenen Kindes und der Pflegefamilie
ist zu hoffen, dass es zeitnah und rechtlich
vertretbar gelingt, der komplexen Materie
Herr zu werden. Das Auswärtige Amt und die
Auslandsvertretungen tun sich offenbar nicht
leicht, der Priorisierung von Kindeswohlge-
sichtspunkten beizutreten und die entspre-
chenden Voraussetzungen, z. B. einreise-
rechtlich, im Vollzug zu schaffen. 
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Im Bayerischen Landesjugendamt ist Peter
Sabella für die Materie zuständig:

Tel.: 089 1261 2249, 
Email: peter.sabella@zbfs-blja.bayern.de 

Das Bayerische Landesjugendamt hat im Jahr 2011 folgende F�lle bearbeitet

lfd. Nr. Land Geburtsjahr Hilfeart Ergebnis

1 A 2003 Pflegefamilie Zustimmung erteilt
2 A 1996 Einrichtung Ma§nahme abgebrochen
3 A 1998 Einrichtung Zustimmung erteilt
4 A 1995 Einrichtung Ma§nahme abgebrochen
5 A 2002 Einrichtung Zustimmung erteilt
6 A 2004 Einrichtung Zustimmung  erteilt
7 A 1997 Einrichtung Zustimmung erteilt
8 A 2006 Pflegefamilie Zustimmung erteilt
9 A 1998 Einrichtung Zustimmung erteilt
10 A 1997 Einrichtung Zustimmung erteilt
11 A 2002 Einrichtung Zustimmung erteilt
12 A 1996 Einrichtung Zustimmung erteilt
13 A 1994 Einrichtung Weiterleitung an NRW
14 Lux 1993 Einrichtung Ma§nahme beendet
15 A 1995 Einrichtung Zustimmung erteilt
16 A 2001 Einrichtung Zustimmung erteilt
17 A 1999 Einrichtung Zustimmung erteilt
18 A 2001 Einrichtung Zustimmung erteilt
19 A 1998 Einrichtung Zustimmung erteilt
20 A 1997 Einrichtung offen
21 A 1997 Einrichtung offen

Koordinierende Kinderschutzstellen (KoKi) –
Netzwerk frühe Kindheit

Nach dem erfolgreichen Anlaufen des Regel-
förderprogramms KoKi in den Jahren 2009
und 2010 konnte im Jahr 2011 eine flächende-
ckende Etablierung der Koordinierenden Kin-
derschutzstellen in Bayern (KoKi) erreicht
werden.

Die KoKi-Fachkräfte, deren Hauptaugenmerk
darauf liegt, belastete Familien durch die Eta-
blierung und nachhaltige Verankerung eines

interdisziplinären Netzwerks Frühe Kindheit
zu unterstützen, erfüllen rein präventive Auf-
gaben. Die Fachkräfte haben nicht nur für die
Partner im Netzwerk, sondern auch für Eltern
eine Navigationsfunktion inne. Hier ist es
wichtig, Übergänge an Schnittstellen zu un-
terstützen und gegebenenfalls zu begleiten. 

Für die Einbindung der KoKi in das Jugend-
amt und deren umfangreiches Aufgabenge-
biet wurden fachliche Empfehlungen in Form
eines Handbuches erstellt. Ziel dieses Hand-
buchs ist es, allen bisher aufgetretenen Frage-
stellungen und Problemen der KoKi-Fachkräf-
te Rechnung zu tragen. Vor dem Hintergrund
der Umsetzung des Bundeskinderschutzge-
setzes wird dieses Handbuch voraussichtlich
im Laufe des Jahres 2012 erscheinen.

Insgesamt 204 Fachkräfte haben bis zum Jah-
resende an der umfangreichen Qualifizie-
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rungsmaßnahme der Universitätsklinik Ulm,
Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie und
Psychotherapie, die im Herbst 2011 ausgelau-
fen ist, teilgenommen. Auch die Organisati-
onsberatungen, die in der Implementierungs-
phase ein weiterer Baustein im Qualifizie-
rungsprogramm des Bayerischen Landesju-
gendamts waren, konnten in 2011 erfolgreich
abgeschlossen werden. Für alle KoKi-Fach-
kräfte fanden im ersten Halbjahr Fachtage in
den jeweiligen Regierungsbezirken statt.
Schwerpunkte dieser Fachtage waren: Offene
Fragestellungen aus der laufenden KoKi-Ar-
beit, Familienpaten als Netzwerkpartner
sowie Elternbriefe und Eltern im Netz als me-
diale Präventionsangebote. Auch für die
neuen KoKi-Fachkräfte fand im März ein
Fachtag mit den Themenschwerpunkten Auf-
trag und Ziele der KoKi, Sachberichte, Auf-
taktveranstaltungen sowie Presse- und
Öffentlichkeitsarbeit statt.
Um auch künftig bei Stellennach- und Neube-
setzungen die Fachkräfte ausreichend zu qua-
lifizieren, ist es gelungen, in 2012 zwei ein-
wöchige „Kompaktfortbildungen“ für neue
KoKi-Fachkräfte einzuplanen. Ebenfalls wird
im nächsten Jahr wieder pro Regierungsbe-
zirk ein Fachtag zu den Themen Bundeskin-
derschutzgesetz und Kinderschutzkonzeption
stattfinden.

Wie sich die Einführung des neuen Bundes-
kinderschutzgesetzes auf die Arbeit der KoKi
auswirkt, wird uns im nächsten Jahr intensiv
beschäftigen.

Runder Tisch Heimerziehung in den 50er und
60er Jahren

Bezüglich der Thematik „Heimerziehung in
den 50er und 60er Jahren“ stand das Jahr
2011 vor allem unter dem Zeichen der politi-
schen Beratung der Empfehlungen des Run-
den Tisches Heimerziehung. Dieser hatte im
Dezember 2010 seinen Abschlussbericht vor-
gelegt, der am 19. Januar 2011 dem Deut-
schen Bundestag vorgestellt wurde (zu den
Inhalten und der kontroversen Diskussion
rund um den Runden Tisch vgl. Rösler, Ste-
fan; Hillmeier, Hans: Runder Tisch Heimerzie-
hung in den 50er und 60er Jahren – Lehren
für die Zukunft. In: Jahresbericht ZBFS –
Bayerisches Landesjugendamt 2010). Antje
Vollmer, ehemalige Bundestagsvizepräsiden-
tin und Moderatorin des Runden Tisches, und
Bundestagspräsident Norbert Lammert
waren sich einig, dass bis Ende des Jahres

2011 der vom Runden Tisch empfohlene
„Entschädigungsfonds“ für ehemalige Heim-
kinder eingerichtet werden soll. Damit began-
nen die – wie sich herausstellen sollte –
komplizierten und anspruchsvollen Beratun-
gen des Bundes, der Länder und der Kirchen
um eine möglichst schnelle und geeignete
Umsetzung der Empfehlungen. Mit Beschluss
des Bundestags vom 08.06.2011 wurde die
Bundesregierung „offiziell“ aufgefordert, mit
den betroffenen Ländern und den Kirchen
zeitnah für eine Umsetzung zu sorgen. Zu be-
achten seien insbesondere die Realisierung
rehabilitativer Maßnahmen, finanzieller Maß-
nahmen zugunsten einzelner Betroffener
ohne Anrechnung auf Renten und Transfer-
leistungen, finanzieller Maßnahmen für über-
individuelle Aufarbeitung, Prävention und
Zukunftsgestaltung sowie die Einrichtung re-
gionaler Anlauf- und Beratungsstellen für Be-
troffene.
Der Runde Tisch stellte im Februar 2011 seine
Arbeit ein. Eine bundeszentrale Anlaufstelle
für ehemalige Heimkinder wurde gemäß des
Abschlussberichts ab März 2011 bei der Ar-
beitsgemeinschaft für Kinder- und Jugend-
hilfe (AGJ), die auch schon die Geschäfts-
führung des Runden Tisches geleistet hatte,
eingerichtet. 

Die Bayerische Staatsregierung hat durch das
federführende Sozialministerium im Rahmen
ihrer Strategieentwicklung und Mitwirkung
an der Umsetzung der Empfehlungen des
Runden Tisches die Träger der Jugendhilfe
und insbesondere das Bayerische Landesju-
gendamt sowie engagierte ehemalige Heim-
kinder eng beteiligt. 
Nachdem feststand, dass sich alle betroffe-
nen Länder an der Umsetzung beteiligen,
stand die Frage im Vordergrund, wie das
Land Bayern die hohen Anforderungen an die
in den Ländern aufzubauenden Anlauf- und
Beratungsstellen umsetzen wird. Zunächst
gingen die Beteiligten davon aus, dass sich
für das große Bundesland Bayern eine dezen-
trale Struktur von mehreren Anlaufstellen an-
bieten würde. Ehemalige Heimkinder plädier-
ten jedoch für eine zentrale Anlaufstelle, die
fachlich und personell dafür umso besser
ausgestattet sein sollte und den Betroffenen
bei Bedarf auch Hausbesuche anbieten
müsse. Das Sozialministerium folgte dieser
Argumentation. Insofern ist die Struktur und
Konzeption der aufzubauenden bayerischen
Anlaufstelle unter maßgeblicher Berücksichti-
gung der Vorstellungen und Erwartungen der
Betroffenen entstanden. 
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Das Bayerische Landesjugendamt ist bereits
seit Jahren in Kontakt mit ehemaligen Heim-
kindern. Anfang des Jahres 2010 sind das
Landesjugendamt und die Regierungen zu-
dem von der Staatsregierung als Ansprech-
partner für ehemalige Heimkinder benannt
worden. Aufgrund der damit verbundenen
Erfahrungswerte und der Tatsache, dass das
Landesjugendamt als Fachbehörde, die in der
Vergangenheit weder unmittelbare operative
Aufgaben in der Heimaufsicht hatte, noch für
Maßnahmen der Fürsorgeerziehung zustän-
dig war, wurde das Landesjugendamt beauf-
tragt, die bayerische Anlaufstelle zum 
2. Januar 2012 einzurichten. 

Im Berichtszeitraum haben sich noch ver-
gleichsweise wenige Betroffene an das Lan-
desjugendamt gewandt. Der Kontakt war da-
für umso intensiver. Gegen Ende des Jahres
2011, als die Errichtung des Fonds im Jahr
2012 absehbar wurde, stieg die Anzahl der
Kontaktaufnahmen auf insgesamt 30 Betrof-
fene deutlich. 
Im Dezember 2011 stellte sich heraus, dass
der Fonds „Heimerziehung in der Bundesre-
publik Deutschland in den Jahren 1949 bis
1975“ zum Zeitpunkt seiner Errichtung noch
eine Reihe von organisatorischen, inhaltli-
chen und verwaltungstechnischen Entwick-
lungsaufgaben zu bewältigen hat. Einen
Bericht über die Erfahrungen der Anlaufstelle
der ersten Wochen ist im Mitteilungsblatt des
Landesjugendamts Nr. 1/2012 zu finden.
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Anforderungsprofil für Fachkräfte im Allge-
meinen Sozialen Dienst des Jugendamts

Einführung

Der fachliche Schwerpunkt der gesamtbayeri-
schen Jugendamtsleitungstagung in Weiden
vom 9. bis 11. Mai 2011 beschäftigte sich mit
dem Thema: „Anforderungsprofile der Fach-
kräfte in Jugendämtern vor dem Hintergrund
der Bachelor-Studiengänge Soziale Arbeit“.
In der Vorbereitung der Tagung wurde von
einer Arbeitsgruppe des Bayerischen Landes-
jugendamts ein Diskussionspapier erarbeitet,
das die aufgabenspezifischen Kenntnisse und
Fähigkeiten der Fachkräfte des Allgemeinen /
Kommunalen Sozialdienstes bzw. der Be-
zirkssozialarbeit1 beschreiben sollte. Der Vor-

schlag zu diesem Anforderungsprofil wurde
auf der Jugendamtsleitungstagung von den
Teilnehmerinnen und Teilnehmern geprüft,
erweitert und präzisiert und anschließend in
die Diskussion mit den Hochschulen über das
Qualifikationsniveau der Studienabgänger
eingebracht.
Der folgende Artikel beschreibt den Entste-
hungsprozess und aktuellen Stand des Anfor-
derungsprofils sowie dessen vielseitige Ein-
satzmöglichkeiten im Sinne eines modernen
Personal- und Wissensmanagements. 

1. Was ist ein Anforderungsprofil?

Ein  Anforderungsprofil fasst personenunab-
hängig zusammen, über welche Merkmale
(Kenntnisse, Fähigkeiten, Fertigkeiten, etc.)
ein Positionsinhaber in welchem Ausmaß
verfügen muss, um seine Rolle, seine Funk-
tionen und Aufgaben erfolgreich erfüllen zu
können. Bei der Festlegung dieser Anforde-
rungen handelt es sich um ein Soll-Profil von
Qualifikationen, das durch das Aufgabenge-
biet (und nicht durch die Person, die die Auf-
gabe erfüllt) bestimmt wird. 
In einem Anforderungsprofil sind hinsichtlich
des Aufgabengebiets die aktuellen Anforde-
rungen und, soweit bestimmbar, die zukünfti-
gen Entwicklungen der Aufgaben in die Be-
schreibung mit einzubeziehen. Idealer Weise
werden dabei sowohl die Anforderungen aus
der internen Sicht der Organisation (mit ei-
nem erkennbaren Bezug zu den Organisati-
ons-, bzw. Abteilungs-, Referat- und Teamzie-
len) als auch aus der externen Perspektive 
(z. B. der der Zielgruppe, der der Kooperati-
onspartner) abgebildet.
Sobald sich ein Aufgabengebiet auf Grund
gesetzlicher, demographischer, technischer
oder organisationsstruktureller Entwicklun-
gen wesentlich verändert, sollte auch das An-
forderungsprofil entsprechend angepasst
werden. Je intensiver also perspektivische
Entwicklungen bei der erstmaligen Erstellung
eines Anforderungsprofils berücksichtigt wer-
den konnten, desto geringer und seltener be-
steht ein Anpassungsbedarf.
Das bedeutet gleichzeitig, dass nicht für jede
einzelne Fachkraft ein Anforderungsprofil
entwickelt werden muss, sondern „nur“ für
jedes Aufgabengebiet. 

1 folgend in diesem Artikel wird der besseren Les-
barkeit halber für Allgemeinen/Kommunalen Sozi-
aldienst / Bezirkssozialarbeit nur noch die Abkür-
zung „ASD“ verwendet.
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aber auch als eigenes Amt fungieren. Infolge-
dessen werden dem ASD örtlich auch sehr
unterschiedliche Aufgaben überantwortet.3

Die Rechtsgrundlage für die Tätigkeit des
ASD’s im Jugendamt bildet neben dem
Grundgesetz (GG), dem Gesetz über das Ver-
fahren in Familiensachen und in den Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit
(FamFG) und dem Bürgerlichen Gesetzbuch
(BGB) maßgeblich das Kinder- und Jugend-
hilfegesetz (SGB VIII).

Diese Ziele und Aufgaben bildeten den Aus-
gangspunkt für die Arbeitsgruppe des Lan-
desjugendamts bei der Erstellung des An-
forderungsprofils4. 

3 vgl. Krieger, W. (1994): Der Allgemeine Sozial-
dienst.
4 Als Teil der Kommunalverwaltung unterliegt das
Jugendamt im Rahmen der „Pflichtigen Selbstver-
waltungsaufgabe“ der Organisations- und Perso-
nalhoheit des jeweiligen kommunalen
Verwaltungsträgers (kreisfreie Städte, Landkreise).
Das bedeutet, dass die Kommunen zwar zur Um-
setzung der Aufgaben des SGB VIII verpflichtet
sind, ihnen jedoch nicht vorgegeben werden kann,
wie die konkrete Ausgestaltung erfolgen soll (z. B.
mit welcher finanziellen Ausstattung). Dies bleibt
der kommunalpolitischen Entscheidung vor Ort
vorbehalten. Diese Ziele konnten jedoch in dem
allgemeinen Anforderungsprofil nicht berücksich-
tigt werden.
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2. Wie ist das vorliegende Anforderungs-
profil der Fachkräfte des ASD’s erstellt 
worden?

2.1 Der Top-Down-Ansatz als eine Strategie

In der vorbereitenden Arbeitsgruppe des Lan-
desjugendamts wurde zur Erstellung des An-
forderungsprofils die so genannte Top-Down-
Anforderungsanalyse eingesetzt. 
In der Theorie des Top-Down-Ansatzes wer-
den zuerst – abgeleitet aus den Organisati-
onszielen – der Auftrag, die Ziele und die Auf-
gaben der jeweiligen Position sowie die vor-
herrschenden Arbeitsbedingungen (z. B. kog-
nitive, psychische, soziale, körperliche Be-
lastung) bestimmt. Dieser Beschreibung fol-
gend, werden im nächsten Schritt die – für
eine erfolgreiche Zielerreichung und Bewälti-
gung der Aufgaben notwendigen – Kompe-
tenzen der Positionsinhaber definiert sowie
die jeweils notwendige Ausprägung dieser
Kompetenzen. 

Die folgenden Kapitel 2.1.1. bis 2.1.5 dieses
Artikels beschreiben die Ergebnisse der ge-
nannten Arbeitsschritte für das Anwendungs-
beispiel ASD im Jugendamt.

2.1.1 Auftrag und Ziele des ASD’s im Ju-
gendamt bestimmen

Die ASD’s haben keine eigene für sie ge-
schaffene Rechtsgrundlage, sondern sie sind
– über die Sozialgesetze – bis auf das Rechts-
und Sozialstaatsprinzip des Grundgesetzes
zurückzuführen: Der Staat muss seinen Bür-
gerinnen und Bürgern zeitgemäße und wirk-
same soziale Dienstleistungen anbieten, um
das Wohl und die Würde der Menschen zu
achten und zu fördern.2

Der ASD ist mit diesem Auftrag der größte
und umfassendste soziale Dienst auf kommu-
naler Ebene und er ist in aller Regel durch die
sozialpädagogische Fachlichkeit geprägt. Ent-
standen ist der ASD in den 20er Jahren des
vorigen Jahrhunderts als so genannte Famili-
enfürsorge und als Antwort auf Massenarmut
und neue soziale Problemlagen. 
Die Organisationsstruktur der heutigen ASD’s
hat vielfältige Ausprägungsformen und vari-
iert von Kommune zu Kommune. Der ASD
kann verschiedenen Ämtern in der kommu-
nalen Verwaltung, wie z. B. dem Jugendamt
oder dem Sozialamt, zugeordnet sein oder 

2 vgl. BAG ASD/KSD: Auftrag, Aufgaben und Zu-
kunft des ASD/KSD

Die Kommunale Gemeinschaftsstelle für
Verwaltungsmanagement – KGSt empfahl
bereits 1975 in ihrem Bericht zur Organi-
sation des ASD, diesen dem Jugendamt
zuzuordnen. Mit dieser Empfehlung
stimmt auch das Bayerische Landesju-
gendamt überein. Aus diesem Grund hat
die Arbeitsgruppe des Landesjugendamts
das erstellte Anforderungsprofil auf die
Fachkräfte eines ASD’s eingegrenzt, die
sowohl in der Fachverantwortung für die
Kinder- und Jugendhilfeaufgaben stehen
als auch organisatorisch dem Jugendamt
zugeordnet sind. 

Im SGB VIII werden die allgemeinen Ziele
der Jugendhilfe in § 1 Abs. 3 SGB VIII be-
schrieben sowie der konkrete Aufgabenka-
talog des öffentlichen Jugendhilfeträgers
in seiner Zuständigkeit für die Gewährung
von Leistungen (Kapitel 2 des SGB VIII)
und die Wahrnehmung so genannter „an-
derer Aufgaben der Jugendhilfe“ (Kapitel
3 des SGB VIII) benannt. 
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2.1.2 Aufgaben des ASD’s im Jugendamt 
herausarbeiten

Bei der Beschreibung der Aufgaben des
ASD’s im Jugendamt wurden von der Ar-
beitsgruppe zwei Blickwinkel öffentlicher Ju-
gendhilfe verfolgt: die auf den Einzelfall ge-
richtete und die fallübergreifende Perspek-
tive. 

Im vorliegenden Anforderungsprofil sind die
beiden Perspektiven (einzelfallbezogen /
strukturbezogen) in der zweiten und dritten
Spalte abgebildet. Mit schwarzen Kreisen
wird versucht, die Tendenz deutlich zu ma-
chen, in welchem Aufgabenbereich die jewei-
ligen Kompetenzen besonders hilfreich sind.
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2.1.3 Arbeitsbedingungen von ASD-Fach-
kräften im Jugendamt skizzieren

Zusätzlich zur Aufgabenbeschreibung ist es
bei der Erstellung eines Anforderungsprofils
vorteilhaft, auch die besonderen Arbeitsbe-
dingungen zu skizzieren, unter denen die
Stelleninhaber ihre Aufgaben bewältigen.

2.1.4 Notwendige Kompetenzen von Fach-
kräften im ASD des Jugendamts ab-
leiten

Ausgehend von den oben beschriebenen Zie-
len, Aufgaben und Arbeitsbedingungen des
ASD’s hat sich die vorbereitende Arbeits-
gruppe des Landesjugendamts bei der Ablei-
tung der für die ASD-Arbeit notwendigen
Kompetenzen zusätzlich orientiert an den kor-
relierenden gesetzlichen Vorgaben (z. B. § 72
SGB VIII) bzw. den Empfehlungen von Fach-
behörden, die Auskunft geben über die gefor-
derten Berufsausbildungen und Kompeten-
zen von Fachkräften (z. B. Fachliche Empfeh-
lungen zur Umsetzung des Schutzauftrages
nach § 8a SGB VIII des Landesjugendhilfeaus-
schusses).
Darüber hinaus wurden relevante Diskussi-
ons- und Positionspapiere einschlägiger Ar-

5 z. B. die Spannungsfelder „Hilfe und Eingriff“,
„Rechtsanspruch auf angemessene Hilfe und be-
schränkte bis unterfinanzierte Haushaltsressour-
cen“ und „Spezialisten für das Allgemeine“ (vgl.
BAG ASD/KSD: Auftrag, Aufgaben und Zukunft
des ASD/KSD)

Im Rahmen der Einzelfallhilfe gehören zu
den Aufgaben des ASD’s: 
- die Beratung (z. B. in Trennung und 

Scheidung oder bei Erziehungsfragen), 
- die Gewährung und Vermittlung von Hil-

fen (z. B. die unterschiedlichen Hilfen zur
Erziehung), 

- die Mitwirkung im gerichtlichen Verfah-
ren (z. B. bei Verfahren vor dem Famili-
engericht zur Regelung von Umgang 
und Sorgerecht, im Rahmen von ju-
gendgerichtlichen Verfahren),

- die Krisenintervention und der Schutz 
von jungen Menschen vor Gefährdun-
gen (z. B. durch die Wahrnehmung des 
staatlichen Wächteramts bei körperli-
cher, seelischer und sexueller Gewalt 
oder Vernachlässigung).

Den fallübergreifenden bzw. strukturbezo-
genen Aufgaben wurden zugeordnet:
- die Netzwerkarbeit im Verbund der Trä-

ger der Jugendhilfe vor Ort,
- die Gestaltung von interdisziplinären 

Schnittstellen und Kooperationen, bei 
denen zum Teil sehr unterschiedliche 
Leistungsträger, Behörden und Dienste 
(z. B. Schule, Gesundheit, Polizei, Ar-
beitsverwaltung und Justiz) zusammen-
geführt werden,

- die Sozialraumaktivierung bzw. Planung 
und Entwicklung der Sozialen Infrastruk-
tur in der Kommune,

- der outcomeorientiere Umgang mit und 
die Steuerung bzw. Verteilung von Res-
sourcen (z. B. finanzieller Mittel),

- die Beratung sozialpolitischer Gremien 
mit Parteilichkeit für die Adressaten des 
ASD’s.

Als relevante Arbeitsbedingungen im ASD
sind insbesondere die psychosozialen Be-
lastungen zu nennen, denen sich die Fach-
kräfte im ASD gegenüber sehen. Zum ei-
nen müssen die aufgabenbedingten Span-
nungsfelder5 der ASD-Arbeit ausbalanciert
und die Widersprüchlichkeit von Erwar-
tungen ausgehalten werden, zum anderen
sind die Aufgaben oft geprägt von hoher
Dringlichkeit, Gleichzeitigkeit und Komple-
xität von Entscheidungssachverhalten und
durch eine extrem dichte Interaktion mit
anderen Menschen (Kolleginnen und Kol-
legen, Klienten, Kooperationspartnern
etc.). Um diesen Spagat hinreichend ziel-
führend im Sinne des Auftrags, aber auch
gesund bewältigen zu können, benötigen
die Fachkräfte im ASD ganz spezifische
Fähigkeiten und Kompetenzen.
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beitsgemeinschaften6, Forschungsergebnisse
aus Untersuchungen7, die sich mit den Auf-
gabenprofilen und Qualifikationsanforderun-
gen im Arbeitsfeld Jugendamt beschäftigen,
mit einbezogen und (ehemalige) Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter von ASD’s zu ihren Er-
fahrungen befragt.

6 z. B. Diskussionspapier der AGJ: ASD – mehr als
Kinderschutz!
7 vgl. DJI: Aufgabenprofile und Qualifikationsan-
forderungen in den Arbeitsfeldern der Kinder- und
Jugendhilfe – Das Arbeitsfeld Jugendamt.
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Die Zuordnung der Einzelkompetenzen zu
den vier Kompetenzbereichen ist insbeson-
dere bei den Kategorien Methoden- und Sozi-
alkompetenz nicht immer trennscharf ge-
lungen. Aus Sicht der Arbeitsgruppe des Lan-
desjugendamts war dies jedoch duldbar, da
die oberste Priorität bei der Entwicklung des
Anforderungsprofils eine möglichst vollstän-
dige Darstellung der Kompetenzen war und
nicht deren definitorisch eindeutige Zuord-
nung zu dem Ordnungskriterium „Kompe-
tenzbereiche“. Zur besseren Handhabbarkeit
des Anforderungsprofils wurde bei der Be-
schreibung der Kompetenzen ein mittleres
Abstraktionsniveau gewählt. Ein zu hohes
Abstraktionsniveau barg aus Sicht der Vorbe-
reitungsgruppe des Landesjugendamts die
Gefahr, mit Allgemeinplätzen an Aussage-
kraft zu verlieren; ein detaillierteres Anforde-
rungsprofil wirkte durch die Menge an Items
zu unübersichtlich8.
Sowohl in der Aufzählung der Kompetenzbe-
reiche als auch in der Reihung der Einzelkom-
petenzen innerhalb der vier Kompetenzbe-
reiche wurde keine bewusste Rangordnung
vorgenommen, da kein – für alle bayerischen
Jugendämter – allgemein gültiges Sortierkri-
terium festlegbar war. Die Reihenfolge ist so-
mit zufällig. 

2.1.5 Aufgabenabhängige Gewichtung der 
Kompetenzen vornehmen

Auf die klassische Gewichtung der Kompe-
tenzen, wie sie in der Theorie des Top-Down-
Ansatzes bei der Erstellung von Anforde-
rungsprofilen im Anschluss an die Aufzäh-
lung der Kompetenzen gefordert wird, hat die
Vorbereitungsgruppe im Bayerischen Lan-
desjugendamt verzichtet. Das gängige Ver-
fahren hätte im nächsten Schritt die einzel-
nen Merkmale in Muss- und Kann-Anforde-
rungen priorisieren bzw. die Notwendigkeit
einer Fähigkeit für die Aufgabenbewältigung
mit einer Skala von 1 (weniger wichtig) bis 5
(sehr wichtig) eingeschätzt. 
Die Arbeitsgruppe des Landesjugendamts 
aber hatte sich entschieden, diese Gewich-

8 Ein hohes Abstraktionsniveau wäre z. B. die
Kompetenz „Kommunikationsfähigkeit“, ein nied-
riges Abstraktionsniveau wäre z. B. „Gehörtes in
eigenen Worten wiedergeben können“, „nonver-
bale Zeichen der Aufmerksamkeit einsetzen kön-
nen“, etc. Auf einer mittleren Abstraktionsebene
könnte man die „Beratungs- und Gesprächsfüh-
rungskompetenz“, die „Fähigkeit, sich klar und si-
cher in Wort und Schrift ausdrücken zu können“
etc. verorten.)

Entstanden ist ein Anforderungsprofil für
die Fachkräfte des ASD’s im Jugendamt,
das sich in vier Kompetenzbereiche unter-
gliedert: 
1. Fach- und Sachkompetenz: z. B. Kennt-

nisse über Organisation und Auftrag 
des Jugendamts, insbesondere des 
ASD’s; Kenntnisse über das Spektrum 
der (Jugend-) Hilfemöglichkeiten; 
Kenntnisse über Sozialleistungsträger 
und deren Zuständigkeiten; entwick-
lungspsychologisches und sozialisati-
onstheoretisches Wissen etc.

2. Methodenkompetenz: z. B. Fähigkeit 
zur Priorisierung und Strukturierung 
von Aufgaben und zur adäquaten Zeit-
einteilung; Beratungs- und Gesprächs-
führungskompetenz; Konfliktlösungs-
kompetenzen; Kenntnisse und Anwen-
dung von Deeskalationsmethoden etc.

3. Soziale Kompetenz: z. B. Empathie ent-
wickeln und ausdrücken können; Fähig-
keit zur strukturierten, kollegialen Zu-
sammenarbeit im Team/Gruppe (ei-
gene fachliche Einschätzungen zur Dis-
kussion stellen, z. B. kollegiale Refle-
xion einfordern, nutzen, leisten); Fähig-
keit zum Aufbau und zur Pflege von in-
terdisziplinären und interprofessionel-
len Kooperationsstrukturen und Netz-
werken etc.  

4. Persönliche Kompetenz bzw. Selbst-
kompetenz: z. B. Frustrationstoleranz 
(Fähigkeit, auch massive Abweichun-
gen zwischen Erwartung und Ergebnis 
aushalten und handhaben zu können); 
sich von eigenen Normalitätskonzepten
(von eigenen Erfahrungen und Erwar-
tungen) distanzieren können; Fähigkeit 
zum selbständigen, eigenverantwortli-
chen, verantwortungsbewussten Han-
deln etc.
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Mit diesem letzten Schritt des Top-Down-An-
satzes war die Arbeit der Vorbereitungs-
gruppe am Anforderungsprofil für ASD-Fach-
kräfte im Jugendamt abgeschlossen.  

2.2 Der Bottom-Up-Ansatz als zweite Stra-
tegie

Der Vorschlag der vorbereitenden Arbeits-
gruppe zum ASD-Anforderungsprofil wurde
auf der gesamtbayerischen Jugendamtslei-
tungstagung im Mai 2011 von den bayeri-
schen Jugendamtsleitungen mit Hilfe des
Bottom-Up-Ansatzes gegengeprüft. 

Bei dem Bottom-Up-Ansatz, der auch „Criti-
cal Incidents Technique“11 genannt wird, nä-
hert man sich den Anforderungen an eine
Stelle über die besonders schwierigen bzw.
herausfordernden Situationen oder Ereig-
nisse, mit denen der Funktionsträger auf der
Zielposition konfrontiert wird und in denen es
besonders darauf ankommt, dass der Positi-
onsinhaber kompetent und geeignet ist. 
Im zweiten Schritt werden die beobachtbaren
Verhaltensweisen beschrieben, mit denen die
kritischen Situationen erfolgreich bewältigt
werden können. 
Aus diesen Verhaltensbeschreibungen kön-
nen im dritten Schritt die Kenntnisse, Fähig-
keiten und/oder Haltungen abgeleitet werden,
über die eine Fachkraft verfügen muss, damit
sie diese Bewältigungsstrategien durchfüh-
ren kann. 
Ein Beispiel dafür, wie die Critical Incidents
Technique von den Jugendamtsleitungen auf
der Tagung für die Gegenprüfung des vorge-
schlagenen Anforderungsprofils für Fach-
kräfte im ASD übersetzt wurde, war folgen-
des Szenario:

11 vgl. Klug, A., S. 59 ff.

tung der Einzelmerkmale durch eine Entwick-
lungsperspektive zu ersetzen. So findet sich
im vorliegenden Anforderungsprofil die Fra-
ge „Wie gut muss die Anforderung erfüllt
sein?“ mit einer dreistufigen Skala: (1) Wis-
sen, (2) Verstehen, (3) Anwenden. Diese ist
kombiniert mit einer zeitlichen Perspektive:
„Nach dem Studium“, „Nach der Einarbei-
tung“, „Nach zwei bis drei Jahren“. 
Die Idee dabei war, dass das Anforderungs-
profil für vielfältige Zwecke nutzbar sein
sollte: als Kommunikationsgrundlage in der
Zusammenarbeit von Jugendämtern (als Ar-
beitgeber für Fachkräfte) mit Hochschulen
und deren Praxisämtern (als Ausbildungsin-
stitutionen der Fachkräfte), als hilfreiches In-
strument bei der Personalplanung,
Personalbeschaffung, Personalentwicklung
usw9.

9 siehe auch unten das Kapitel 3. Und jetzt? – Wozu
ein Anforderungsprofil für den ASD im Jugend-
amt?
10 Hierbei ist natürlich nicht die Verweildauer an
sich ausschlaggebend, sondern die Praxiserfah-
rung, die im Laufe der Zeit zunimmt, sowie die ge-
zielte Personalentwicklung der Fachkraft.
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Die Kompetenzstufen – (1) Wissen, (2) Ver-
stehen, (3) Anwenden – ermöglichen ein
flexibles Anforderungsprofil, dessen An-
spruch an die Kompetenzausprägung der
Fachkraft mit deren Verweildauer auf der
Position steigt10. Während bspw. der Be-
rufsanfänger nach seinem Studium „nur“
Grundkenntnisse über die Organisation
und den Auftrag des Jugendamts, insbe-
sondere des ASD´s, haben muss (= 1 Wis-
sen), sollte die Fachkraft nach ihrer Ein-
arbeitung diese Kenntnisse in ihrer tägli-
chen Arbeit auch einsetzen können (= 3
Anwenden).
Gleichzeitig kann es bei einigen Einzel-
kompetenzen sein, dass selbst die erfah-
rene Fachkraft im ASD nicht die dritte
Stufe (Anwendung) erreichen muss, um
ihre Aufgaben erfolgreich bewältigen zu
können. Dies hängt zum einen von der
konzeptionellen Ausrichtung des jeweili-
gen ASD’s ab (z. B. klassische Fallvertei-
lung versus Sozialraumkonzept) bzw.
davon, welche Leistungen der Jugendhilfe
in Spezialdiensten (z. B. Trennung und
Scheidung) organisiert sind. So ist diese
Zuordnung von Kompetenzstufen zu Ein-
zelkompetenzen von jedem Jugendamt
organisationsspezifisch selbst vorzuneh-
men. 

Eine herausfordernde Situation, mit der
eine ASD-Fachkraft im Jugendamt kon-
frontiert sein kann, ist ein eskalierter El-
tern-Konflikt im Rahmen der Trennungs-
und Scheidungsberatung nach § 18 SGB
VIII, bei dem sich die Eltern in der Bera-
tung anschreien, sich wechselseitig be-
schuldigen und beleidigen, die
Bedürfnisse der Kinder aus dem Blick ver-
lieren usw.
Das beobachtbare Verhalten der Fachkraft,
das in dieser Situation (wahrscheinlich)
zum Erfolg führen könnte, kann folgender-
maßen umschrieben werden: Die Fach-
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Entsprechend den Ergebnissen, die die An-
wendung des Bottom-Up-Ansatzes auf der
Jugendamtsleitungstagung erbracht hatten,
wurde der Vorschlag der Vorbereitungs-
gruppe um weitere Kompetenzen ergänzt
bzw. präzisiert.
Der aktuelle Stand des Anforderungsprofils
für ASD-Fachkräfte im Jugendamt ist auf der
Internetseite des Bayerischen Landesjugend-
amts www.blja.bayern.de unter dem Menu-
punkt Textoffice abrufbar.

3. Und jetzt? – Wozu überhaupt ein Anfor-
derungsprofil für den ASD im Jugend-
amt?

Das Anforderungsprofil für Fachkräfte aus
dem ASD im Jugendamt wurde zum einen
mit dem Ziel erarbeitet, eine Diskussions-
grundlage für den Austausch zwischen Hoch-
schule und Anwendungsfeld zu schaffen. Auf
dieser Basis sollten die Ausbildungsinhalte
der Hochschulen mit den aus Sicht der Praxis
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für die ASD-Arbeit „mitzubringenden“ Kom-
petenzen abgeglichen werden. 
Desweiteren dient ein solches Anforderungs-
profil aber nicht nur zur Diskussion mit Ver-
tretern der Ausbildungsinstutionen, sondern
darüber hinaus als wesentlicher Baustein für
die Personalbeschaffung, -auswahl und -ent-
wicklung. 

Anforderungsprofile bilden das zentrale Fun-
dament der internen Personalsteuerung.
Wenn aus aktuellen und absehbaren Entwick-
lungen des Aufgabengebiets personenunab-
hängig stellenbezogene Anforderungen ab-
geleitet werden, können diese nicht nur zur
Formulierung von zukünftigen Stellenanzei-
gen genutzt, sondern auch den Qualifikati-
ons- bzw. Fähigkeitsprofilen einzelner Be-
werber bzw. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
gegenübergestellt werden. Aus dieser Ge-
genüberstellung wiederum leiten sich fun-
diert und nachvollziehbar Schlüsse für die
konkrete Personalauswahl ab und lassen sich
personenspezifische Einarbeitungspläne für
die jeweiligen Berufseinsteiger ausarbeiten.
Für erfahrene Fachkräfte können sowohl der
passgenaue Einsatz als auch der individuelle
Fort- und Weiterbildungsbedarf ermittelt wer-
den. Für  die Organisation im Ganzen lassen
sich darüber hinaus – mit Blick auf die zu-
künftigen Anforderungen und die aktuellen
Kompetenzen der gesamten Mitarbeiterschaft
– strategische Personalakquise und -entwick-
lungsmaßnahmen sinnvoll planen.

Dafür ist es notwendig, mit jeder Fachkraft
des ASD’s – idealerweise im Dialog – analog
zum Anforderungsprofil der Stelle ein fortzu-
schreibendes personenbezogenes Kompe-
tenzprofil zu erstellen. Dieses kann Auskunft
darüber geben, in welchem Ausmaß jede ein-
zelne Fachkraft über die geforderten fachli-
chen Kenntnisse, Fähigkeiten und Qualifika-
tionen verfügt, wo sie Spezialistin ist und wo
ihre Entwicklungsbereiche liegen. 
Für eine solche Erhebung bieten sich die jähr-
lichen Mitarbeitergespräche an. In der Regel
wird in diesen Gesprächen, neben dem Infor-
mationsaustausch und dem Feedback zur Zu-
sammenarbeit, die Entwicklungsplanung mit
jedem einzelnen Mitarbeiter entsprechend
seiner Ergebnisse aus der Vergangenheit und
den Wünschen für seine berufliche Zukunft in
der Organisation ausgehandelt. Nicht emp-
fohlen wird die Verknüpfung der Mitarbeiter-
gespräche mit denen der Leistungsbeurtei-
lung, insbesondere dann nicht, wenn diese
Bestandteil der Entgeltermittlung ist. Auch

kraft unterbindet freundlich, aber be-
stimmt die aggressiven Verhaltensweisen,
führt Kommunikationsregeln ein und setzt
diese auch konsequent durch; sie ordnet
die Konfliktthemen und macht Angebote
der Unterstützung bei der Wahrnehmung
der gemeinsamen Sorge; sie zeigt den El-
tern den Rollenunterschied zwischen Part-
ner- und Elternschaft auf und thematisiert
die altersgemäßen Bedürfnisse der Kinder
gegenüber ihren Eltern; sie gewinnt die El-
tern zur Mit- und Zusammenarbeit zum
Wohle des Kindes.

Die für dieses Verhalten insbesondere not-
wendigen Fähigkeiten, Kenntnisse und
Kompetenzen könnten sein: Kenntnisse
der relevanten Rechtsgrundlagen (SGB
VIII und FamFG), Wissen um die eigene
Rolle in dieser Beratung (Auftrag des Ju-
gendamts), Kenntnis des (Jugend-)Hilfe-
spektrums, Deeskalations- und Konflikt-
lösungskompetenzen, Beteiligungs- und
Aushandlungskompetenz, Beratungs- und
Gesprächsführungskompetenz, entwick-
lungs- und sozialisationstheoretische
Kenntnisse, familientheoretische und fa-
miliendynamische Kenntnisse, Ressour-
cenaktivierung und Motivationsförderung
der Klienten, interkulturelle Kompetenz
bei Eltern mit Migrationshintergrund oder
unterschiedlicher Nationalität, Fähigkeit
zur Stressbewältigung usw.
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wenn mit einer Zusammenlegung der beiden
Gesprächsformate eine Zeitersparnis einher-
gehen würde, besteht die Gefahr, dass die
Aussagekraft des erarbeiteten Kompetenz-
profils von taktischen Erwägungen überlagert
wird.

Eine weitere Überlegung, die sich an die Er-
stellung von Kompetenzprofilen aller Mitar-
beiter (im Abgleich mit dem Anforderungs-
profil der Stellen) anschließt, ist die Nutzung
derselben für den Einstieg in ein organisati-
onsinternes Wissensmanagement-System.
Werden Ausschnitte der Kompetenzprofile
der Mitarbeiter intern auch anderen Mitarbei-
tern zugänglich gemacht, wird transparent,
welche Kompetenzbestände in welcher Aus-
prägung in der Organisation vorhanden und
wo welche Kompetenzträger für andere in-
terne Fachkräfte erreichbar sind. 

Die Entwicklung von Anforderungsprofilen
für jedes Aufgabengebiet und die Erstellung
der Kompetenzprofile aller Mitarbeitenden
bedeuten im ersten Schritt sicherlich einen
Mehraufwand, doch der macht sich aus den
oben genannten Gründen und den vielfälti-
gen Anwendungsmöglichkeiten im Laufe der
Zeit – auch für andere Stellen im Jugendamt
– bezahlt. 

Quellen:
- Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Ju-

gendhilfe – AGJ (2010): Diskussionspapier 
ASD – mehr als Kinderschutz! Ziele, Aufga-
ben, Methoden und Orientierung im Hin-
blick auf die Kinder- und Jugendhilfe.

- Beher, K.; Gragert, N. (2004): Aufgabenpro-
file und Qualifikationsanforderungen in den
Arbeitsfeldern der Kinder- und Jugendhilfe.
Abschlussbericht – Band 1. Forschungsver-
bund Deutsches Jugendinstitut, Universität 
Dortmund.

- Bundesarbeitsgemeinschaft Allgemeiner 
Sozialer Dienst/Kommunaler Sozialer 
Dienst – BAG ASD/KSD (2011): Auftrag, 
Aufgaben und Zukunft des ASD/KSD.

- Gissel-Palkovich, I. (2011): Lehrbuch Allge-
meiner Sozialer Dienst – ASD: Rahmenbe-
dingungen, Aufgaben und Professionalität. 
Beltz Juventa.

- Klug, Andreas: Analyse des Personalent-
wicklungsbedarfs in: Ryschka, Jurij; Solga, 
Marc; Mattenklott, Axel (Hrsg.): Praxishand-
buch Personalentwicklung: Instrumente, 
Konzepte, Beispiele, 3. vollst. überarb. u. 
erw. Aufl. 2011, Gabler Verlag Wiesbaden.

- Klug, Paul + Partner: Anforderungsprofil 

unter http://klug-md.de/Wissen/Anforde-
rungsprofil.htm, abgerufen am 12.11.2011.

- Krieger, W. (1994): Der Allgemeine Sozial-
dienst. Rechtliche und fachliche Grundla-
gen für die Praxis des ASD. Beltz Juventa.

- Kreissl, T. (2011): Die Anforderungsanalyse 
als Voraussetzung einer zielgerichteten Per-
sonalentwicklung. Grin Verlag.

- ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt 
(2006): Empfehlungen zur Umsetzung des 
Schutzauftrages nach § 8a SGB VIII. Be-
schluss des Landesjugendhilfeausschusses 
vom 15.03.2006.

Kurz gefasst

Fachberatung

Die Aktivitäten in der Fachberatung konzen-
trierten sich im Jahr 2011 auf das Projekt
„Personalbemessung der Jugendämter in
Bayern (PeB)“. 

Das schon seit 2009 laufende Projekt ist eine
Kooperation zwischen dem Bayerischen
Landkreistag, dem Institut für Sozialplanung
und Organisationsentwicklung (INSO) und
dem Bayerischen Landesjugendamt im ZBFS. 
Gegenstand des Projekts ist die Personalbe-
messung der Sozialen Dienste in den Ju-
gendämtern. Die Berechnung des Personal-
bedarfs stützt sich dabei auf differenzierte
Prozessbeschreibungen, in denen qualitative
und quantitative Standards sowie entspre-
chende mittlere Bearbeitungszeiten für die
einzelnen Aktivitäten und Teilprozesse zu-
sammengefasst sind. Anhand der Fallzahlen
werden dann die notwendigen Jahresarbeits-
stunden ermittelt. Auf dieser für alle transpa-
renten Grundlage können die Leitungen und
die politisch Verantwortlichen die notwendi-
gen Steuerungsentscheidungen treffen.

Die im September 2010 gestartete Evaluati-
onsphase des Projektes erstreckt sich bis
Ende 2012. Die Ergebnisse sollen Anfang
2013 veröffentlicht werden. Ziel dieser Phase
ist es, das Konzept sowie die im Projektbe-
richt (PeB-Handbuch) veröffentlichten Ergeb-
nisse in einer breit angelegten Anwendung in
der Praxis zu überprüfen und weiter zu entwi-
ckeln. 

Im Rahmen des Projekts führten 2011 insge-
samt 21 Jugendämter, davon 19 Landkreise
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und zwei Städte, örtliche Personalbemes-
sungsprozesse durch. An den örtlichen Pro-
jekten sind jeweils die Jugendämter und die
für Personal und Organisation verantwortli-
chen Verwaltungseinheiten beteiligt. Die örtli-
chen Projekte werden über Lenkungsgruppen,
in denen auch die Entscheidungsebenen ein-
bezogen sind, gesteuert.
Einer der wichtigsten Grundsätze des Kon-
zepts ist die intensive Beteiligung der Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter. Über Auftaktver-
anstaltungen, bei denen das Konzept vorge-
stellt und diskutiert wird, die Mitarbeit bei der
Erarbeitung der Prozessbeschreibungen,
eventuell notwendige Zeitaufschreibungen
oder Erfassungen, sowie die gemeinsame Be-
wertung der Ergebnisse wird eine hohe
Transparenz hergestellt, die in der Regel zu
einer breiten Akzeptanz der Ergebnisse bei
den Fachkräften führt.

In überregionalen Workshops tauschen die
örtlichen Projektverantwortlichen ihre Erfah-
rungen aus und diskutieren fachliche Frage-
stellungen im Hinblick auf die Entwicklung
und Anpassung der Standards an neue ge-
setzliche Anforderungen.

Das Bayerische Landesjugendamt begleitet
die örtlichen Prozesse durch die Teilnahme
an der örtlichen Lenkungsgruppe, an Auftakt-
und Abschlussveranstaltungen sowie zum
Teil auch an Sitzungen der Kinder- und Ju-
gendhilfeausschüsse.

Jugendsozialarbeit an Schulen (JaS)

Die Arbeit der Projektstellen JaS und JaS-
Coaching stand ganz im Zeichen von perso-
nellen Veränderungen. Aufgrund von Kürzun-
gen der Haushaltsmittel für die Fortbildung
zur Jugendsozialarbeit an Schulen kam es
zum Wegfall von einer halben Personalstelle
und eine vakante Vollzeitstelle konnte erst
zum August wieder neu besetzt werden. Die
geplante JaS-Coaches-Ausbildung musste
daher abgesagt werden, ebenso die geplante
Fachtagung. So fokussierte sich die Arbeit im
ersten Halbjahr auf die Durchführung der
Fortbildungskurse und der regionalen JaS-
Coaching-Treffen.

Projektstelle Jugendsozialarbeit an Schulen

Das „Förderprogramm JaS 1000“ führte
schon im Jahr 2010 zu einem ständigen Zu-
wachs an JaS-Stellen. Es wurden 2011 fünf
Grundkurse mit insgesamt 84 Plätzen ange-
boten, um diesen neuen JaS-Fachkräften zeit-
nah zu Beginn ihrer Tätigkeit eine Teilnahme
an einem JaS-Grundkurs zu ermöglichen.

Das im Jahr 2010 neu eingeführte Angebot
von JaS-Vertiefungskursen wurde auch 2011
mit drei mehrtägigen Fortbildungskursen auf-
recht erhalten. Diese Kurse geben den JaS-
Fachkräften die Möglichkeit, ihre Methoden-
kompetenzen für Kernaufgaben der Jugend-
sozialarbeit an Schulen zu erweitern. Ange-
boten wurden Kurse zu den Themen „Kon-
zeptentwicklung“, „Einzelfallhilfe“ und „Ge-
sprächsführung mit Jugendlichen und Eltern
in der Jugendsozialarbeit“.
Zielgruppe und Rahmenbedingungen an be-
ruflichen Schulen unterscheiden sich be-
trächtlich von denen anderer Schularten. Um
diesem Umstand auch im Fortbildungsange-
bot des Landesjugendamts Rechnung zu tra-
gen, wurde ein Vertiefungskurs zum Thema
„Lösungsorientierte Kurzzeitberatung“ nur
für JaS-Fachkräfte an beruflichen Schulen an-
geboten. 
In diesem Jahr fanden in Kooperation mit der
Akademie für Lehrerfortbildung und Perso-
nalführung in Dillingen (ALP) drei Tandem-
kurse statt. Die Tandemkurse konzentrieren
sich auf Themen, die beide Professionen –
also Jugendhilfe und Schule – gemeinsam
betreffen. Die Themen hierzu waren: „Um-
gang mit verhaltensauffälligen Kindern und
Jugendlichen in der Schule“, „Zusammenar-
beit mit Eltern“ und „Gewaltprävention“.

Berichtswesen

Die Träger der im Rahmen des staatlichen
Regelförderprogramms „Jugendsozialarbeit
an Schulen“ geförderten JaS-Maßnahmen
sind verpflichtet, einmal im Jahr bezogen auf
ihre staatlichen Zuwendungen einen Verwen-
dungsnachweis abzugeben. 
Ab dem Jahr 2012 werden die Verwendungs-
nachweise in elektronischer Form abgege-
ben, die Auswertung dieser Berichte soll ab
2012 für eine jährliche Evaluation des gesam-
ten Förderprogramms genutzt werden. Die
Berichte werden vereinheitlicht und bilden
das JaS-Profil ab, das in der Richtlinie zur
Förderung der Jugendsozialarbeit an Schulen
des Bayerischen Staatsministeriums für Ar-
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beit und Sozialordnung, Familie und Frauen
verbindlich vorgegeben ist. Die Umstellung
des Verfahrens läuft in enger Kooperation
und im Austausch mit den jeweiligen Trägern
des Förderprogramms „Jugendsozialarbeit
an Schulen“, mit den öffentlichen Trägern
der Jugendhilfe sowie mit den Regierungen.
Die Federführung liegt beim ZBFS – Bayeri-
sches Landesjugendamt. Kooperationspart-
ner in diesem Projekt ist das Institut für So-
zialplanung und Organisationsentwicklung –
INSO. Mit der statistischen Erfassung in elek-
tronischer Form wird nicht nur mit einer Ar-
beitserleichterung für die Träger gerechnet,
sondern auch mit der Verbesserung der Do-
kumentationsmöglichkeiten durch die Fach-
kräfte.
Um dieses Programm fachlich und technisch
zu entwickeln, fanden im Jahr 2011 diverse
Arbeitssitzungen mit den unterschiedlichen
Gruppierungen statt, um das elektronische
Programm fachlich nutzbar und praxistaug-
lich zu gestalten und dadurch eine hohe Ak-
zeptanz von Anfang an zu erhalten. 
Die Weiterentwicklung ist mit dem Jahr 2011
nicht abgeschlossen, es steht die Vorstellung
und Einführung des Berichtswesen für die
JaS-Fachkräfte im Jahr 2012 an, die Soft-
wareentwicklung für den rechnerischen Be-
richt der Träger sowie die Definition der Aus-
wertungskriterien.

Ausblick 2012 

Über das Bildungs- und Teilhabepaket wird
der Ausbau der JaS-Stellen massiv vorange-
trieben. Die so neu geschaffenen JaS-Stellen
(Bewilligung des vorzeitigen Maßnahmebe-
ginns) werden im Rahmen der Fortbildung

mit bisherigen Stellen im Förderprogramm
gleichgestellt. 
Deshalb wird eine Aufstockung der Grund-
kurse von bisher fünf auf zehn Kurse notwen-
dig.
Zu beobachten ist, dass ein Großteil der
neuen JaS-Stellen genutzt wird, um den
Grundschulbereich auf- bzw. auszubauen. Die
dadurch neu entstehenden Themenfelder –
die Grundschule betreffend – und der sich da-
raus ergebende Fortbildungsbedarf machen
neue Angebote speziell für die Grundschulen
erforderlich.
Die Vielzahl der Einsatzstellen und (mittler-
weile) die Vielfältigkeit der Schultypen bedin-
gen ebenfalls den Ausbau von Fortbildungs-
angeboten.

JaS-Coaching

Auf Grund der oben bereits erwähnten Perso-
nalsituation konnte 2011 keine JaS-Coaches-
Ausbildung stattfinden. Auch die im Bericht
2010 erwähnte angestrebte Veränderung im
JaS-Coaching hin zu themenzentrierten Ver-
netzungstreffen konnte nicht umgesetzt wer-
den. Trotzdem fanden 2011 27 JaS-Coaching-
Termine in den sieben Regierungsbezirken
statt. Bei diesen JaS-Coaching-Terminen ha-
ben JaS-Fachkräfte und Lehrkräfte unter fach-
kundiger Moderation von JaS-Coaches-Tan-
dems die Möglichkeit, sich über Kooperati-
onsthemen auszutauschen und zu vernetzten.

Ziel bleibt es weiterhin, das Angebot so zu
entwickeln, dass – trotz des rasanten Aus-
baus von JaS – dem regionalen Vernetzungs-
bedarf Rechnung getragen werden kann. 

Veranstaltung Zielgruppe Zielsetzung Zeitraum
Arbeitssitzungen
zur Entwicklung
des EDV-
Auswertungs-
programms f�r
JaS

StMAS, BLJA, INSO,
IVZ, regionale
Sprecher der
Jugend�mter,
regionale Vertreter der
freien Tr�ger der
Jugendhilfe in der
JaS, Vertreter der
kommunalen
Spitzenverb�nde,
Fachkr�fte

Entwicklung eines Programms f�r ein
bayernweit einheitliches Berichtswesen
der JaS und dessen Auswertung

M�rz bis
Dezember

Besuch des
Arbeitskreises
ãJaS an beruf-
lichen Schulen
OberpfalzÒ

Fachkr�fte der
Jugendsozialarbeit an
Schulen, die an
Berufsschulen in der
Oberpfalz t�tig sind

Vertretung der fachlichen Position des
BLJA, Feststellung des
Fortbildungsbedarfs, Diskussion der
Konzepte von JaS an Berufsschulen

29. M�rz
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12. Auswertungs-
treffen JaS-
Coaching

JaS-Coaches aus den
Regierungsbezirken,
Vertreter des StMAS,
StMUK, BLJA

Fachliche Auseinandersetzung zum
Thema: ãWer ist sozial und/oder
individuell benachteiligt?Ò

3. Mai

Besprechung mit
der Aktion Ju-
gendschutz (AJ)

Mitarbeiter der AJ Absprache zu Kursen f�r das
JaS-Fortbildungsprogramm

11. Mai

Besuch des JaS-
Ver tiefun gskurs es
ãL�sungsorien-
tierte Kurzzeit-
beratung in der
JaS an Berufs-
schulenÒ

JaS-Fachkr�fte, die an
beruflichen Schulen
t�tig sind

Kennenlernen der unterschiedlichen
Bedarfe von JaS-Fachkr�ften an
beruflichen Schulen

24. bis 26. Mai

17. bis 18.
Oktober

Besuch des
Fachkongresses
zum AAT

Fachkr�fte, die in der
Jugendhilfe t�tig sind

Kennenlernen des Konzeptes von AAT
und Austausch zu den Erfahrung mit
JaS und AAT

16. Juni

R eg io na lbe re i-
s un ge n in allen 
s ie be n R eg ie -
r un gs be z ir ke n  mit
d em StMAS; J aS-
Ber ic hts we se n 

Tr�ger von JaS,
Regierungen

Einf�hrung in das bayernweite
Berichtswesen von JaS

4 Tage

Teilnahme an
JaS-Coachings

Mittelfranken,
Oberpfalz,
Schwaben,

Vertretung der fachlichen Position des
BLJA zu JaS, Darstellung der Unter-
st�tzungsangebote des Landesjugend-
amts

3 Tage

Referentent�tig-
keiten f�r Kurse
der ALP in
Dillingen

Neu berufene
Schulleiterinnen und
Schulleiter

Einf�hrung in den Auftrag, die
Aufgaben, die gesetzlichen Grundlagen
und die Arbeitsweisen der Jugendhilfe
speziell f�r die Zielgruppe der JaS

3. August

Absprache mit
der ALP

Vertreterinnen der
ALP

Abkl�rung der Kooperation bei
Tandemfortbildungen und bei der JaS-
Coaches-Ausbildung

29. September

Dienstbesprech-
ung mit Mitar-
beiterinnen und
Mitarbeitern der
Regierungen

Fachberaterinnen und
Fachberater, F�rder-
sachbearbeiterinnen
und F�rdersachbe-
arbeiter der Regie-
rungen, StMAS,
StMUK, BLJA

Information des StMAS zum Ausbau
der Jugendsozialarbeit und Folgen f�r
das weitere Vorgehen;
Diskussion zur Umsetzung des neuen
Berichtswesens und den
Zusammenfassungen der Berichte
durch die Mitarbeiter der Regierungen,
Vorstellung eines EDV-Auswertungs-
programms f�r die JaS

4. Oktober

Durchf�hrung
des JaS Ver-
tiefungskurses
ÒGespr�chsf�h-
rung mit Jugend-
lichen und Eltern
in der JaS"

JaS-Fachkr�fte Kennenlernen von Gespr�chstechniken
und Trainieren von Gespr�chs-
situationen

25. bis 27.
Oktober

Besuch der
Fachtagung
ãSexuelle Gewalt
unter Kinder und
JugendlichenÒ

Fachkr�fte aus
Jugendhilfe und
Schule

Entwicklung von Handlungsempfeh-
lungen, um Kinder und Jugendlich zu
st�rken, Eltern zu unterst�tzen und
Fachkr�fte im Umgang mit diesem
Thema zu schulen.

27.
Oktober
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Personelle Veränderungen

Seit dem 01.01.2011 ist Harald Britze für das
Z-Team II 4 (Hilfen zur Erziehung) tätig. Er ist
für die Aufgabenbereiche Bezirkssozialarbeit,
Hilfeplan, Intensive Sozialpädagogische Ein-
zelbetreuung, seelisch behinderte Kinder und
Jugendliche zuständig.

Seit dem 01.02.2011 ist Claudia Riedle wieder
für das Projekt JaS (Jugendsozialarbeit an
Schulen) tätig.

Zum 15.02.2011 fand eine Umgliederung der
Aufgabenbereiche Familienbildung und El-
ternbriefe von Z-Team II 2 nach Z-Team II 3
mit Rosemarie Jell, Renate Eder-Chaaban
(beide Elternbriefe) und Stephanie Lauter-
bach (Familienbildung) statt.

Zum 31.05.2011 beendete Rosemarie Jell ihr
Arbeitsverhältnis beim Bayerischen Landes-
jugendamt (Projekt Elternbriefe).

Am 01.08.2011 nahm Sonja Pappenberger
ihre Tätigkeit für das Projekt JaS auf.

Zum 01.09.2011 verstärkte Irmgard Badura
das Z-Team II 2. Ihr Aufgabenbereich ist die
Gleichwertigkeitsprüfung der ausländischen
Berufsschulabschlüsse nach § 16 AVBayKiBiG.

Zum 01.10.2011 erfolgte die Abordnung von
Katharina Stahl an das Bayerische Staatsmi-
nisterium für Arbeit und Sozialordnung, Fa-
milie und Frauen.

Dr. Alexander Kettinger wurde zum
01.10.2011 zum Landesbeauftragten für Da-
tenschutz abgeordnet.

Am 15.11.2011 war Dienstbeginn von Klaus
Dreyer im Z-Team II 3 für das Projekt Famili-
enbildungsportal.

Zum 30.11.2011 beendete Andrea Heinel ihr
Beschäftigungsverhältnis beim Bayerischen
Landesjugendamt.

Sandra Platschek befindet sich seit dem
10.12.2011 in der Elternzeit. 

Vorstellung der
F�rderrichtlinien
von JaS

JaS-Tr�gervertreter,
JaS-Fachkr�fte
Regierungsvertreter

Pr�sentation der wichtigsten
Aspekte der F�rderrichtlinien, Kl�rung
von Fragen zu den F�rderrichtlinien

11. November

Besuch des JaS-
Tandemkurses
ãWie k�nnen
Eltern f�r eine
Zusammenarbeit
mit der Jugend-
hilfe und der
Sch ule g ew on n en 
werden?Ò

JaS-Fachkr�fte und
Tandem-Lehrkr�fte

Kennenlernen der Kooperationsform
von JaS und Lehrkraft im Tandem

14. bis 18.
November

Besuch des
Symposiums
ãKinder psychisch
kranker Eltern
zwischen Kinder-
und Jugendhilfe
und PsychiatrieÒ

Fachkr�fte der
Jugendhilfe und der
Psychiatrie

Unterst�tzungsbedarf von Kindern
psychisch kranker Eltern
herausarbeiten Ð
Kooperationsm�glichkeiten von
Jugendhilfe und Psychiatrie

24. November

Besuch des JaS-
Grundkurses
ãGemeinsam:É
geht«s besser!Ò

Fachkr�fte, die neu in
die staatliche JaS Ð
F�rderung aufgenom-
men wurden

Kennenlernen der Struktur des
Grundkurses

28. November
bis

2. Dezember

13. JaS-
Coaches-
Auswertungs-
treffen

JaS-Coaches aus den
Regierungsbezirken,
Vertreter des StMAS,
StMUK, BLJA

Feststellung und Diskussion des
landesweiten Entwicklungsbedarfs
der JaS
Ê

12. Dezember
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Publikationen des Landesjugendamts nach Auflage und Vertrieb 2011

Titel Bisherige
Gesamtauflage

Vertrieb 2011 an

Bayerische
Tr�ger der

Jugendhilfe*

Au§erbayerische
Tr�ger bzw.

Einzelpersonen
Erscheinungsjahr 1995

Adoption: Kann Ð darf Ð soll ich?
(neu bearbeitete 2. Auflage 1999)

22.300 335 95

Erscheinungsjahr 1996

Qualifizierung in der Kleinstkindp�dagogik 500 1 7

Erscheinungsjahr 1997

Adoptionen mit Auslandsber�hrung 800 0 18

Erscheinungsjahr 1998

Sch�tzen Ð Helfen Ð Begleiten
(Aktualisierte Auflage 2010)

13.216 299 520

Erscheinungsjahr 1999

Vollzeitpflege, Arbeitshilfe
(2. �berarbeitete Auflage 2009)

1.850 6 11

Konzeptionelle Grundlagen zum
Fortbildungsauftrag

1.100 0 8

75 Jahre Reichsjugendwohlfahrtsgesetz
(RJWG)

1.100 0 10

Erscheinungsjahr 2001

Sozialp�dagogische Diagnose
(Neuauflage 2009)

13.690 101 1.022

Qualit�tsstandards f�r psychologische
Gutachten
(2. Auflage 2008)

1.551 7 56

Erscheinungsjahr 2002

Kleine Rechtskunde f�r
Jugendhilfeaussch�sse
(3. �berarbeitete Auflage 2009)

12.874 35 30

Erscheinungsjahr 2003

Eignungs�berpr�fung 2.230 8 118

Flyer Ð Eltern im Netz
Plakate dazu 29,7 x 29,7
Plakate dazu 59,4 x 59,4

330.000
6.000
1.000

Abgabe
projektbezogen

Abgabe
projektbezogen

Jugendschutzampel, deutsch;
(Neuauflage 2009)

632.695 kostenfrei 2.251
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Hilfeplan
(6. neu bearbeitete Auflage 2008)

10.308 25 339

Erscheinungsjahr 2004

Partizipation in der Heimerziehung
(PartHe)

1.075 2 32

Erscheinungsjahr 2005

Jugendschutz
Gesetzliche Bestimmungen
(Neuauflage, Stand: Juli 2010)

38.180 kostenfrei 252

Eingliederungshilfe f�r seelisch behinderte
junge Menschen als Aufgabe der Kinder-
und Jugendhilfe

2.670 50 90

Suchtpr�vention 1.085 3 35

Erscheinungsjahr 2006

Nebenstrafen und Nebenfolgen
(Neuauflage)

1.080 1 11

Kindeswohlgef�hrdung
(Nachdruck 2008)

2.200 7 86

Erscheinungsjahr 2007

Pr�ventiver Kinder- und Jugendschutz 2.500 5 47

Erscheinungsjahr 2009

Integration von jungen Migrantinnen und
Migranten als Aufgabe der �ffentlichen
Kinder- und Jugendhilfe

1.000 kostenfrei 27

Qualifizierungsplan f�r
Tagespflegepersonen

1.000 kostenfrei 13

Erscheinungsjahr 2010

Personalbemessung der Jugend�mter in
Bayern (PeB)

2.076 24 126

Wir leben in einer Stieffamilie
(6. neu �berarbeitete Auflage Dezember
2010)

12.000 141 823

Erscheinungsjahr 2011

Wir lernen uns kennen
(4. �berarbeitete Auflage 2011)

9.646 156 1.985

* Die �ffentlichen Tr�ger der Jugendhilfe, die Spitzenverb�nde der freien Wohlfahrtsverb�nde sowie
die Mitglieder des Landesjugendhilfeausschusses erhalten jede Neuauflage einer Publikation des
Landesjugendamts kostenlos. Dieser so genannte Standard-Verteiler umfasst rund 560 Adressaten, in
Einzelf�llen mit Mehrfachlieferung. Dar�ber hinaus werden die Publikationen bei einschl�gigen
Fortbildungsveranstaltungen aufgelegt. Die Spalte enth�lt also nur individuelle Nachbestellungen.

Das ausf�hrliche Publikationsverzeichnis findet sich in Teil C.
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Gremien und 
Öffentlichkeitsarbeit 

Landesjugendhilfeausschuss

2011 hat sich der Landesjugendhilfeaus-
schuss in seiner 8. Amtsperiode neu konstitu-
iert.
Insgesamt fanden drei Sitzungen statt; die
konstituierende und 117. Sitzung am 27. Ja-
nuar, die 118. Sitzung am 7. April und die
119. Sitzung am 6. Oktober 2011.

In der konstituierenden Sitzung wurde der
Landtagsabgeordnete Hermann Imhof mit
einhelligem Votum als Vorsitzender bestätigt. 
Bereits in der vergangenen Amtsperiode war
er einstimmig als erster politischer Vertreter
an die Spitze des Landesjugendhilfeaus-
schusses gewählt worden. Auch Bernhard

Zapf vom Diakonischen Werk Bayern wurde
als erster stellvertretender Vorsitzender be-
stätigt. Neben ihnen gehören dem Vorstand
Martina Liebe, die den Bayerischen Jugend-
ring vertritt, und der Leiter des Jugendamts
Regensburg, Günter Tischler an. Um die kon-
tinuierliche Weiterarbeit in den Ad-hoc-Aus-
schüssen des Landesjugendhilfeausschusses
zu gewährleisten, wurde auch deren perso-
nelle Besetzung bestätigt und die Benennung
neuer Mitglieder geklärt.
Als besonderer Gast konnte Bayerns Famili-
enministerin Christine Haderthauer in der
ersten Sitzung der 8. Amtsperiode begrüßt
werden. Sie gratulierte dem neu gewählten
Vorstand und lobte das hohe Diskussionsni-
veau, das stets zu konstruktiven, pragmati-
schen Lösungen für die bayerische Kinder-
und Jugendhilfe führe. Die Ministerin dankte
den Mitgliedern des Landesjugendhilfeaus-
schusses für die Bereitschaft, ihre Erfahrun-
gen und Fachkenntnisse auch in die neue
Amtsperiode mit einzubringen.

Das Foto zeigt Hermann Imhof, MdL, Bernhard Zapf, Familienministerin Christine Haderthauer, die Leiterin
des Bayerischen Landesjugendamts Stefanie Krüger, Martina Liebe und Günter Tischler.

Folgende Themen, auf die untenstehend nä-
her eingegangen werden soll, standen 2011
auf der Tagesordnung:
- Jugendhilfe und (gebundene) Ganztags-

schule
- Fachliche Empfehlungen zur Handhabung 

des § 72a SGB VIII („Persönliche Eignung 
von Fachkräften“)

- Neufassung der fachlichen Eckpunkte für 
die Großtagespflege in Bayern 

- Fachliche Empfehlungen zur Erziehung in 
Tagesgruppen gemäß § 32 SGB VIII.

- Verwaltungsvorschriften zur Erteilung der 
Erlaubnis zur Übernahme von Vereinsvor-
mundschaften nach Artikel 60 AGSG

- Maßnahmen zur beruflichen Eingliederung 
sozial benachteiligter Jugendlicher in Ju-
gendwerkstätten 

- Aktionswochen „Das Jugendamt. Unterstüt-
zung, die ankommt.“
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Bereits Ende 2008 kristallisierte sich ein
Schwerpunktthema in den Befassungen des
Landesjugendhilfeausschusses heraus: Ju-
gendhilfe und (gebundene) Ganztagsschule.
Die Befassung sollte in der 8. Amtsperiode
fortgeführt werden. 
Auch nach der Anhörung des Ausschusses
für Soziales, Familie und Arbeit und des Aus-
schusses für Bildung, Jugend und Sport zum
Thema „Verhältnis von Jugendhilfe und
Ganztagsschule“ am 18. Oktober 2010 im
Bayerischen Landtag sah der Landesjugend-
hilfeausschuss fachlichen wie politischen Dis-
kussionsbedarf. Die Vorsitzenden und deren
Stellvertreter aus den maßgeblichen Land-
tagsausschüssen Brigitte Meyer (FDP), Joa-
chim Unterländer (CSU), Martin Güll (SPD)
und Berthold Rüth (CSU) folgten der Einla-
dung ihres Landtagskollegen und Vorsitzen-
den Hermann Imhof zum Austausch mit den

Mitgliedern des Landesjugendhilfeausschus-
ses.
Die ergebnisorientierte, positive Fachdiskus-
sion rund um die offenen Fragen der Koope-
ration sowie die gemeinsame Entwicklung
möglichst konkreter, operativer Lösungen in
der 118. Sitzung bleibt auch in den kommen-
den Sitzungen des Landesjugendhilfeaus-
schusses in der aktiven Diskussion.
Der erste und einstimmig gefasste Beschluss
des Gremiums galt den Fachlichen Empfeh-
lungen zur Handhabung des § 72a SGB VIII
(„Persönliche Eignung von Fachkräften“). Die
Überarbeitung der Empfehlungen war u.a.
aufgrund der mit Wirkung zum 1. Mai 2010
eingetretenen Neuregelung des Bundeszen-
tralregistergesetzes (BZRG), die ein sog. „er-
weitertes Führungszeugnis“ nach § 30a BZRG
einführte und auch den § 31 BZRG verän-
derte, notwendig geworden.

Fachliche Empfehlungen zur Handhabung des § 72a SGB VIII (Persönliche Eignung von Fach-
kräften)

Beschluss des Landesjugendhilfeausschusses vom 12.10.2006, erweitert durch den Beschluss
vom 27.01.2011

Um einer Kindeswohlgefährdung im Rahmen der Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe zu
begegnen, sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe nach der am 01.10.2005 in Kraft ge-
tretenen Regelung des § 72a SGB VIII insbesondere sicherstellen, dass sie keine Personen be-
schäftigen oder vermitteln, die rechtskräftig wegen einer Straftat nach den §§ 171, 174 bis
174c, 176 bis 181a, 182 bis 184e oder 225 des Strafgesetzbuches verurteilt worden sind. Zur
Prüfung der persönlichen Eignung der Personen sollen sie sich bei der Einstellung und in re-
gelmäßigen Abständen ein Führungszeugnis (im Weiteren kurz: FZ) nach § 30 Abs. 5 Bundes-
zentralregistergesetz (BZRG) vorlegen lassen. Durch Vereinbarungen mit den Trägern von
Einrichtungen und Diensten sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe ferner sicherstellen,
dass diese ebenfalls keine ungeeigneten Personen im Sinne dieser Vorschrift beschäftigen.

Mit Wirkung vom 01.05.2010 trat das 5. Gesetz zur Änderung des Bundeszentralregistergeset-
zes in Kraft. Dieses Gesetz führte mit dem § 30a BZRG ein erweitertes Führungszeugnis ein, in
das unter anderem auch Verurteilungen wegen Verletzung der Fürsorge- und Erziehungs-
pflicht, wegen Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung, wegen Misshandlung von
Schutzbefohlenen und wegen Straftaten gegen die persönliche Freiheit aufgenommen wur-
den, durch die auf Geldstrafe von nicht mehr als 90 Tagessätzen oder auf Freiheitsstrafe von
nicht mehr als 3 Monaten erkannt wurde, auch wenn im Register keine weitere Strafe eingetra-
gen ist.

Die Vorschrift des § 72a Satz 2 SGB VIII erwähnt bisher nur Führungszeugnisse nach § 30 Abs.
5 BZRG und sieht die neu geschaffene Vorschrift des § 30a BZRG im Wortlaut nicht ausdrück-
lich vor. Eine entsprechende Ergänzung des § 72a SGB VIII  ist jedoch mit dem neu zu schaf-
fenden Bundeskinderschutzgesetz fest vorgesehen. Trotz dieser derzeit existierenden
unvollständigen Regelung besteht in der Jugendhilfe die unumstrittene Meinung, dass die
Vorschriften des § 30a BZRG bereits jetzt analog in Fällen des § 72a SGB VIII angewandt wer-
den sollen (vgl. dazu u.a. Rundschreiben des StMAS vom 18.05.2010, AZ.: VI5/022/2/09).
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I. Verfahren beim öffentlichen Träger der Jugendhilfe

1. Normadressat

Normadressat des § 72a SGB VIII ist der öffentliche Träger der Jugendhilfe. Die Regelungen
schließen an das sog. Fachkräftegebot an und konkretisieren den Rechtsbegriff der „persönli-
chen Eignung“ in § 72 Abs. 1 Satz 1 SGB VIII. Die Prüfung der Geeignetheit von Arbeitskräften
des Jugendamts obliegt – je nach interner Organisation – dem Haupt- oder Personalamt. Es ist
darauf zu achten, dass die Leitung des Jugendamts in geeigneter Weise einbezogen wird.
Die Prüfung der Geeignetheit von Pflegepersonen (Vollzeit- und Tagespflege) fällt in die Zu-
ständigkeit des Jugendamts.

2. Fachkräftebegriff

2.1. Die Bestimmung bezieht sich ausschließlich auf Personen, die in der Jugendhilfe haupt-
beruflich tätig sind (§ 72 SGB VIII) und damit in einem Beschäftigungsverhältnis stehen. 
Sie bezieht sich ferner auf Personen, denen das Jugendamt die Erlaubnis zur Kinderta-
gespflege erteilt (§ 43 SGB VIII) oder Kindertagespflege (§ 23 SGB VIII) oder Vollzeit
pflege (§ 33 SGB VIII) vermittelt.

2.2. Es ist sachgerecht, die Überprüfung generell nur bei Fachkräften vorzunehmen, die un-
mittelbar mit der Erbringung von Leistungen der Jugendhilfe befasst sind und in per-
sönlichen Kontakt mit Minderjährigen treten, sowie bei allen Leitungskräften. Ausge-
nommen bleiben können Schreibkräfte und Beschäftigte mit reinen Verwaltungsaufga-
ben.

2.3. Nach der Intention des § 72a SGB VIII werden auch ausgelagerte oder eigenständige 
Organisationen der öffentlichen Jugendhilfe, wie z. B. Allgemeiner Sozialer Dienst (ASD),
eigene Kindertagesbetreuungseinrichtungen oder eigene Einrichtungen in die Prüfung 
mit einbezogen. Fachkräfte, die vom Träger der öffentlichen Jugendhilfe im Einzelfall 
mit der Aufgabenwahrnehmung nach dem SGB VIII betraut werden, ohne aber Ange-
stellte eines freien Trägers der Jugendhilfe zu sein (z. B. Sozialpädagogische Familien-
helfer), werden ebenfalls vom Zweck der Norm mit erfasst. Davon ausgenommen sind 
Fachkräfte, die nur in einem zeitlich eng begrenzten Kontakt zu Minderjährigen stehen 
(z. B. Gutachter). Die Regelung des § 72a SGB VIII legt auch nahe, „Nicht-Fachkräfte“, 
die aber gleichwohl umfangreichen Kontakt über Tag und Nacht mit Minderjährigen 
haben (z. B. Hausmeister in eigenen Einrichtungen) zu überprüfen. Auf diese Personen 
sind die Regelungen des § 72a SGB VIII entsprechend anzuwenden.

2.4. Ebenfalls von der Intention des § 72a SGB VIII werden Kräfte erfasst, die haupt- oder 
nebenberuflich mit der Beaufsichtigung, Betreuung, Erziehung oder Ausbildung beauf-
tragt sind. Darunter fällt insbesondere der Personenkreis der nebenberuflichen Honorar-
kräfte, der Personen im Freiwilligen Sozialen Jahr (FSJ), der Zivildienstleistenden sowie 
der Personen die über SGB II-Maßnahmen in der Jugendhilfe tätig sind.

2.5. Ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden von den Regelungen nach § 72a
SGB VIII nicht erfasst.
Gleichwohl erfordert die Auswahl und Beschäftigung ehrenamtlicher Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter (Ferienhelfer, Aushilfen und dergleichen) mit Blick auf die Verantwor-
tung des Trägers und seines Sicherstellungsauftrags besondere Sorgfalt. Der öffentliche
Träger trifft deshalb geeignete organisatorische Regelungen zur Wahrnehmung des 
Schutzauftrags auch beim Einsatz von Ehrenamtlichen. So kann über geeignete Wege 
der positive Leumund der Ehrenamtlichen (z. B. über konkrete Nachfragen vor Beginn 
der Tätigkeit oder Selbstverpflichtungserklärung1) geklärt werden. Darüber hinaus soll 
insbesondere der Personenkreis, der in der Regel nur über geringe Kenntnisse im Ar-

1 Ein Muster für eine Selbstverpflichtungserklärung ist angefügt
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beitsfeld verfügt, über die Gesetzesintention sowie über straf- und haftungsrechtliche 
Konsequenzen belehrt werden.

3. Vorlage des Polizeilichen Führungszeugnisses (FZ)

Vor der Einstellung wird von der ausgewählten Fachkraft die Vorlage eines erweiterten 
FZ nach § 30a BZRG verlangt. Die Kosten des FZ sind von der Fachkraft als Teil der Be-
werbungskosten selbst zu tragen.

4. Verfahren nach Fünf-Jahreszeitraum

Nach Ablauf von fünf Jahren wird die Fachkraft aufgefordert, ein neues erweitertes FZ 
nach § 30a BZRG zu beantragen. Im laufenden Arbeitsverhältnis sind die Kosten vom 
Arbeitgeber zu tragen. Die Kostenerstattung ist in der Erfüllung der gesetzlichen Pflicht-
aufgabe nach § 72a SGB VIII durch den öffentlichen Träger begründet.

5. Verkürzung des Fünf-Jahreszeitraumes

Auf eine konkrete zeitliche Vorgabe wurde in § 72a SGB VIII zugunsten der Flexibilität 
verzichtet. Gründe, den Fünf-Jahreszeitraum zu verkürzen, können z. B. Art und Intensi-
tät der Betreuung der jungen Menschen sein. Gegebenenfalls kann zur Erhöhung des 
Präventionseffekts auch überlegt werden, nach dem Zufallsprinzip Stichproben inner-
halb des Fünf-Jahreszeitraums durchzuführen. Gibt es gewichtige Anhaltspunkte für 
eine Straftat eines Mitarbeiters/einer Mitarbeiterin im Sinne von § 72a SGB VIII, so ist 
auf jeden Fall unabhängig von der regelmäßigen Überprüfung ein erweitertes FZ nach 
§ 30a BZRG anzufordern.

6. Bestehende Beschäftigungsverhältnisse

Bei Einstellungen, die vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des § 72a SGB VIII am 
01.10.2005 ohne Vorlage eines FZ erfolgt sind, ist dies alsbald nachzuholen.

7. Regelung für Fälle in denen bisher nur ein FZ nach § 30 Abs. 5 BZRG vorliegt

Wurde nach der bisherigen Rechtslage ein FZ nach § 30 Abs. 5 BZRG angefordert und 
vorgelegt, so ist es grundsätzlich nicht notwendig, sofort die Vorlage eines erweiterten 
FZ zu verlangen. Es reicht, regelmäßig im Rahmen der periodischen Vorlagen nach fünf 
Jahren (vgl. 5), auf die Vorlage eines erweiterten FZ nach § 30 Abs. 5 BZRG umzustellen.

8. Kostenfreiheit von Führungszeugnissen in bestimmten Fällen

Das Bundesamt für Justiz gewährt auf Antrag eine Gebührenbefreiung von den Kosten 
des Führungszeugnisses in bestimmten Einzelfällen. Hierunter fällt vor allem die ehren-
amtliche Mitarbeit bei gemeinnützigen Einrichtungen der Freien Wohlfahrtspflege.2

Für den Personenkreis der Pflegeeltern gelten die unter 9.1.5. bzw. 9.2.5. beschriebenen 
Regelungen.

9. Regelung für Vollzeit- und Tagespflege nach dem SGB VIII

Wenn Pflegepersonen durch das Jugendamt mit der Durchführung einer Hilfe oder Be-
treuungsleistung beauftragt oder vermittelt werden, so ist auch hier § 72a SGB VIII an-
zuwenden.

2 Ein Vordrucksformular des Bundesamts für Justiz ist in der Anlage beigefügt. Siehe auch Internet unter:
http://www.bundesjustizamt.de/cln_101/nn_258694/SharedDocs/Publikationen/Behoerden/AntragBefreiung.html
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9.1 Vollzeitpflege gemäß § 33 SGB VIII

9.1.1 Personenkreis
FZ können nach dem Gesetzeswortlaut im Regelfall nur von Pflegepersonen, an die Kin-
der vermittelt werden sollen, angefordert werden. Ebenso soll von anderen im Haushalt 
lebenden erwachsenen Personen die Vorlage eines FZ verlangt werden.

9.1.2 Verfahren bei neu gewonnenen Pflegepersonen
Das Jugendamt fordert im Rahmen der Eignungsprüfung von den künftigen Pflegeper-
sonen ein FZ an.

9.1.3 Verfahren bei bereits tätigen Pflegepersonen
Von bereits tätigen Pflegepersonen werden FZ angefordert, sofern dies bei der Ersteig-
nungsprüfung nicht bereits geschehen ist.

9.1.4 Verfahren nach Fünf-Jahreszeitraum
Von den Pflegepersonen soll regelmäßig alle fünf Jahre ein FZ angefordert werden.

9.1.5 Kostentragung
Grundsätzlich tragen Erstbewerber die Kosten selbst. Nach Mitteilung der Dienststelle 
Bundeszentralregister wird in diesen Fällen jedoch nach § 12 JVKostO normalerweise 
von einer Erhebung der Kosten abgesehen. Die Tätigkeit von Tagespflegepersonen und 
Pflegepersonen ist danach im Hinblick auf Billigkeitsgründe der ehrenamtlichen Tätig-
keit bei einer gemeinnützigen Einrichtung gleichzustellen und deshalb kostenfrei zu stel-
len.3

9.2 Kindertagespflege gemäß § 23 SGB VIII

9.2.1 Personenkreis
FZ können nach dem Gesetzeswortlaut im Regelfall nur von Pflegepersonen, an die Kin-
der vermittelt werden sollen, angefordert werden. Wenn jedoch andere im Haushalte le-
bende Personen während der Tagesbetreuungszeit regelmäßig anwesend sind, soll 
auch von diesen Personen die Vorlage eines FZ verlangt werden.

9.2.2 Verfahren bei der Erteilung der Tagespflegeerlaubnis nach § 43 SGB VIII
Vor Erteilung der Erlaubnis durch das Jugendamt werden die Tagespflegepersonen auf-
gefordert, ein FZ vorzulegen.

9.2.3 Erlaubnisfreie Tagespflege
In den Fällen der erlaubnisfreien Tagespflege ist bei deren Vermittlung durch das Ju-
gendamt ein FZ anzufordern.

9.2.4 Verfahren nach Fünf-Jahreszeitraum
Es erscheint in der Kindertagespflege nicht erforderlich, eine Regelung zur wiederholten
Vorlage eines FZ zu treffen, weil die Pflegeerlaubnis ohnehin nur für fünf Jahre erteilt 
wird (§ 43 Abs. 3 Satz 2 SGB VIII). Vor der Neuerteilung der Pflegeerlaubnis ist die Vor-
lage eines FZ zu verlangen. Gibt es jedoch im Laufe der Tätigkeit Zweifel an der Geeig-
netheit einer Pflegeperson im Sinne von § 72a SGB VIII, so wird von der betreffenden 
Person ein FZ verlangt bzw. nach § 31 BZRG angefordert.

3 [Hinweis der Redaktion: Das Bundesamt für Justiz weist in seinem Schreiben vom 13.07.2011 darauf hin,
dass eine Befreiung von der Gebühr für die Erteilung eines Führungszeugnisses nur bei Mittellosigkeit und
bei Vorliegen eines besonderen Verwendungszwecks gewährt wird. Eine Gebührenbefreiung komme nicht 
in Betracht, wenn eine Aufwandsentschädigung gezahlt wir. Nachdem Tagespflegepersonen für ihre Tätig-
keit eine Aufwandsentschädigung nach § 23 Abs. 2 Nr. 2 SGB VIII erhalten, die einem steuerpflichtigen Ein-
kommen entspricht, kann eine Befreiung von der Gebühr für das Führungszeugnis nicht gewährt werden. 
Das Führungszeugnis für Zwecke der Pflegeerlaubnis ist kostenpflichtig.]
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9.2.5 Kostentragung
In der Regel ist die Erteilung eines FZ für die Pflegepersonen kostenfrei (siehe Ziff. 
9.1.5.) 4

II. Empfehlungen zu Vereinbarungen zwischen Jugendamt und Trägern zur Sicherstellung
des Schutzauftrags nach § 72a SGB VIII

Allgemeines

1. In der Ausübung des staatlichen Wächteramts ist es Aufgabe der Kinder- und Jugend-
hilfe, Minderjährige davor zu bewahren, dass sie in ihrer Entwicklung Schaden erleiden. 
Kinder und Jugendliche sind vor Gefahren für ihr Wohl zu schützen (§ 1 Abs. 3 Nr. 3 
SGB VIII).
§ 72a SGB VIII enthält ein Mittel zur Umsetzung des staatlichen Schutzauftrages als Auf-
gabe der Jugendämter und verdeutlicht die Beteiligung der freien Träger an dieser Auf-
gabe. Als letztverantwortlicher Gewährleistungsträger soll das Jugendamt durch Verein-
barungen mit Trägern von Einrichtungen und Diensten sicherstellen, dass diese den 
Schutzauftrag in gleichgerichteter Weise wahrnehmen (§ 72a Satz 3 SGB VIII).
Einrichtungen und Dienste von Trägern, mit denen die Sicherstellung des Schutzgedan-
kens aus § 72a SGB VIII nicht vereinbart werden kann, sollen von den Jugendämtern 
hinsichtlich einer zukünftigen Inanspruchnahme überprüft werden.

2. Der von § 72a Satz 3 SGB VIII erfasste Personenkreis bei den freien Trägern der Jugend-
hilfe definiert sich wie beim öffentlichen Träger (siehe Abschnitt I, Ziff. 2).

3. Die regelmäßige Verpflichtung des Jugendamts zum Abschluss von Vereinbarungen be-
trifft die Träger von Einrichtungen und Diensten.
- Träger von Einrichtungen im Sinne der Bestimmung sind regelmäßig jene Träger, die 

Leistungen nach § 78a SGB VIII erbringen, ferner die Träger von Einrichtungen der 
Kindertagesbetreuung nach §§ 22 ff. und die Träger der Jugendarbeit, soweit diese 
Einrichtungen unterhalten, in denen Fachkräfte (§ 72 SGB VIII) beschäftigt werden.

- Unter den Trägern von Diensten sind jene zu fassen, die regelmäßig Leistungen nach 
§§ 13, 14, 16, 17, 28 bis 31, 33 (Vermittlungsstellen), 35, 35a SGB VIII erbringen und 
hierbei Fachkräfte (§ 72 SGB VIII) beschäftigen.

4. Soweit mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten Vereinbarungen nach § 77 
SGB VIII oder Leistungs- und Entgeltvereinbarungen nach den §§ 78a ff. bestehen oder 
abgeschlossen werden, sollen die Verpflichtungen aus § 72a SGB VIII regelhaft in diesen
Vereinbarungen aufgenommen werden.
Es wird empfohlen, Vereinbarungen nach §§ 8a und 72a SGB VIII zusammen zu fassen.

5. Soweit die Erbringung von mit dieser Vorschrift erfassten Leistungen auf dem Wege der
Förderung (§ 74 SGB VIII) erfolgt, sollen die Vereinbarungen regelhaft Teil der Förderbe-
scheide oder Fördervereinbarungen sein.

6. Auswirkungen auf die Anerkennung als freier Träger nach § 75 SGB VIII:
Die öffentliche Anerkennung eines Trägers der freien Jugendhilfe nach § 75 SGB VIII 
setzt die Bereitschaft zur Übernahme der Verpflichtungen aus § 72a SGB VIII, insbeson-
dere die Bereitschaft zum Abschluss entsprechender Vereinbarungen, zwingend voraus.

4 s. Fußnote 3
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Mustervereinbarung
Der <Landkreis>/Die <kreisfreie Stadt> – <Bezeichnung des Jugendamts>
im folgenden „Jugendamt“

und

<Bezeichnung des Trägers>
im folgenden „Träger“
schließen zur Sicherstellung des Schutzauftrags nach § 72a SGB VIII die folgende Vereinba-
rung:

§ 1 Allgemeiner Schutzauftrag

(1) Allgemeine Aufgabe der Kinder- und Jugendhilfe ist es, Kinder und Jugendliche vor Gefah-
ren für ihr Wohl zu schützen (§ 1 Abs. 3 Nr. 3 SGB VIII).
(2) § 72a SGB VIII konkretisiert diesen allgemeinen staatlichen Schutzauftrag als Aufgabe der
Jugendämter und verdeutlicht die Beteiligung der freien Träger an dieser Aufgabe.

§ 2 Einbezogene Einrichtungen und Dienste des Trägers

In diese Vereinbarung sind alle Einrichtungen und Dienste des Trägers einbezogen, die Leis-
tungen nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch erbringen und hierbei Fachkräfte (§ 72 SGB
VIII) beschäftigen.

§ 3 Erfasster Personenkreis

Vom Überprüfungsauftrag nach § 72a SGB VIII sind alle vom Träger hauptberuflich Beschäf-
tigten oder beauftragten Personen erfasst, sofern sie regelmäßigen Kontakt zu Minderjährigen
haben. Ehrenamtliche werden nicht erfasst. 

§ 4 Verpflichtung zur Vorlage von Führungszeugnissen

Zur Sicherstellung der Voraussetzungen des § 72a SGB VIII verpflichtet sich der Träger, nur
Personen im Sinne des § 3 der Vereinbarung zu beschäftigen oder zu beauftragen, von denen
er zu Beginn und danach alle fünf Jahre ein Führungszeugnis nach § 30a BZRG vorgelegt be-
kommen hat5.

§ 5 Weiterbeschäftigung

Wird eine Fachkraft trotz der Hinweise im Führungszeugnis auf Straftaten im Sinne des § 72a
SGB VIII weiterhin im direkten Kontakt mit Minderjährigen beschäftigt oder beauftragt, so ist
dies dem öffentlichen Träger der Jugendhilfe unverzüglich mitzuteilen.

§ 6 Kostentragung6

Der Kostenaufwand des freien Trägers wird bei den Kostenvereinbarungen, Entgeltvereinba-
rungen oder bei der Förderung berücksichtigt. Auf die Möglichkeit, unter bestimmten Voraus-
setzungen einen Antrag auf Kostenbefreiung beim Bundesamt für Justiz zu stellen, wird
verwiesen.

5 Auf die oft besondere Problematik zur der Einhaltung von Datenschutzvorschriften bei freien Trägern ist hin-
zuweisen. So könnte es sich z. B. anbieten, dass die FZ beim Träger gar nicht verwahrt werden, sondern die 
FZ lediglich vorgelegt werden, sie auf einschlägige Straftaten hin überprüft werden und dann an die Person
zurückgegeben werden. Es wäre lediglich in einem gesonderten Register zu vermerken, dass das FZ am … ein-
gesehen wurde und keine einschlägigen Straftaten vermerkt waren. Damit kann in manchen Trägerkonstella-
tionen verhindert werden, dass größere Mengen an FZ datenschutzgerecht verwahrt werden müssen.
6 s. Fußnote 3
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Hierzu wurde seitens der zuständigen Dienststelle ausgeführt: „Wird ein Führungszeugnis für
die Überprüfung der Eignung als Pflegeeltern oder als Tagespflegeperson oder für die Auf-
nahme in die Vermittlungskartei und die Erteilung der Pflegeerlaubnis gemäß § 43 SGB VIII
benötigt, rechtfertigt dieser besondere Verwendungszweck die Befreiung von der Gebühr für
die Erteilung des Führungszeugnisses. Dies gilt sowohl für Führungszeugnisse für private
Zwecke als auch für Führungszeugnisse zur Vorlage bei einer Behörde. Soweit Ehe- oder Le-
benspartner insbesondere der Tagespflegeeltern in Rahmen der Überprüfung ebenfalls ein
Führungszeugnis vorlegen müssen, liegt ebenfalls ein Verwendungszweck vor, der eine Ge-
bührenbefreiung rechtfertigt.“

Die Definition des erfassten Personenkreises nach Abschnitt I, Ziff. 2 der „Empfehlungen zur
Handhabung des § 72a SGB VIII („Persönliche Eignung“), Beschluss des Landesjugendhilfe-
ausschusses vom 12.08.2006, gilt sinngemäß.

Anlage:

1) Muster Selbstverpflichtungserklärung

Selbstauskunft 

Der ……(Verein etc.) will zum Zwecke der Prävention vor sexueller Gewalt sicherstellen, dass
keine einschlägig vorbestraften Personen in seinem Umfeld haupt- oder ehrenamtlich aktiv
sind.
Inhalte dieser Selbstauskunft beziehen sich nur darauf, ob Personen in der Vergangenheit
wegen einer in § 72a SGB VIII genannten Straftat rechtskräftig verurteilt worden sind oder
gegen sie ein Ermittlungsverfahren wegen einer solchen Straftat anhängig ist.

***

Erklärung

Name, Vorname ………………………………………..

Geboren am ………………………………………..

Organisationseinheit ………………………………………..

I. Hiermit erkläre ich

a) dass in der Vergangenheit keine Verurteilung wegen einer in der Anlage aufgeführten 
Straftat gegen mich ausgesprochen wurde.

b) dass ich in der Vergangenheit wegen einer in der Anlage aufgeführten Straftat verurteilt
wurde
Datum des Urteils: …………….
Rechtsgrundlage / Straftatbestand: ………………

c) zum Zeitpunkt der Unterschrift kein Ermittlungsverfahren wegen einer in der Anlage 
aufgeführten Straftat gegen mich anhängig ist

d) zum Zeitpunkt der Unterschrift ein Ermittlungsverfahren wegen einer in der Anlage 
aufgeführten Straftat gegen mich anhängig ist
Rechtsgrundlage/Straftatbestand: ……………………
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II. Hiermit verpflichte ich mich, zukünftig unverzüglich …            (genauer auszuführen) zu in-
formieren, wenn ein Ermittlungsverfahren wegen einer in der Anlage aufgeführten Straftat 
gegen mich eingeleitet ist.

……………………… ……………………… ………………………
Ort Datum Unterschrift

***

Anlage:

§72a SGB VIII – Persönliche Eignung
Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen hinsichtlich der persönlichen Eignung im Sinne
des § 72 Abs. 1 insbesondere sicherstellen, dass sie keine Personen beschäftigen oder ver-
mitteln, die rechtskräftig wegen einer Straftat nach den §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 181a, 182
bis 184e oder § 225 des Strafgesetzbuches verurteilt worden sind. Zu diesem Zweck sollen sie
sich bei der Einstellung und in regelmäßigen Abständen von den zu beschäftigenden Perso-
nen ein Führungszeugnis nach § 30 Abs. 5 des Bundeszentralregistergesetzes vorlegen lassen.
Durch Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten sollen die Träger der
öffentlichen Jugendhilfe auch sicherstellen, dass diese keine Personen nach Satz 1 beschäfti-
gen.
- Verletzung der Fürsorge- oder Erziehungspflicht (§ 171 StGB)
- Sexueller Missbrauch von Schutzbefohlenen (§ 174 StGB)
- Sexueller Missbrauch von Gefangenen, behördlich Verwahrten oder Kranken und Hilfsbe-

dürftigen in Einrichtungen (§ 174a StGB)
- Sexueller Missbrauch unter Ausnutzung einer Amtsstellung (§ 174b StGB)
- Sexueller Missbrauch unter Ausnutzung eines Beratungs-, Behandlungs- oder Betreuungs-

verhältnisses (§ 174c StGB)
- Sexueller Missbrauch von Kindern (§ 176 StGB)
- Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern (§ 176a StGB)
- Sexueller Missbrauch von Kindern mit Todesfolge (§ 176b StGB)
- Sexuelle Nötigung, Vergewaltigung (§ 177 StGB)
- Sexuelle Nötigung und Vergewaltigung mit Todesfolge (§ 178 StGB)
- Sexueller Missbrauch widerstandsunfähiger Personen (§ 179 StGB)
- Förderung sexueller Handlungen Minderjähriger (§ 180 StGB)
- Ausbeutung von Prostituierten (§ 180a StGB)
- Zuhälterei (§ 181a StGB)
- Sexueller Missbrauch von Jugendlichen (§ 182 StGB)
- Exhibitionistische Handlungen (§ 183 StGB)
- Erregung öffentlichen Ärgernisses (§ 183a StGB)
- Verbreitung pornographischer Schriften (§ 184 StGB)
- Verbreitung gewalt- oder tierpornographischer Schriften (§ 184a StGB)
- Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer Schriften (§ 184b StGB)
- Verbreitung pornographischer Darbietungen durch Rundfunk, Medien- oder Teledienste 

(§ 184c StGB)
- Ausübung der verbotenen Prostitution (§ 184d StGB)
- Jugendgefährdende Prostitution (§ 184e StGB)
- Misshandlung von Schutzbefohlenen (§ 225 StGB)
- Entziehung Minderjähriger (§ 235 StGB)
- Kinderhandel (§ 236 StGB)

***
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2) Muster-Antrag auf Gebührenbefreiung
(s. auch Formular im Internet unter: 

http://www.bundesjustizamt.de/cln_101/nn_258694/SharedDocs/Publikationen/Behoerden/
AntragBefreiung.html?nnn=true)

Ein weiterer einstimmiger Beschluss galt der 
Neufassung der fachlichen Eckpunkte für die Großtagespflege in Bayern 

Neufassung der fachlichen Eckpunkte für die Großtagespflege in Bayern
„Großtagespflege“ in Bayern – fachliche Eckpunkte für die Praxis

Beschluss des Landesjugendhilfeausschusses vom 27.01.2011

Das Bayerische Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz (BayKiBiG) ermöglicht aufgrund der Er-
mächtigung in § 22 Abs. 1 Satz 4 SGB VIII seit 01.08.2005 die Betreuung von Kindern in Tages-
pflege in anderen geeigneten Räumlichkeiten als denen der Tagespflegeperson oder der
Personensorgeberechtigten (Art. 2 Abs. 4 BayKiBiG). Der Zusammenschluss von mehreren Ta-
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gespflegepersonen, die gemeinsam Tagespflegekinder betreuen wollen, ist in Art. 9 Abs. 2
BayKiBiG geregelt.

Die Großtagespflege bewegt sich im Spannungsfeld zwischen Kindertageseinrichtung und
„privater“ Tagespflege und muss sich hier erst fachlich etablieren und behaupten. Dafür sind
einheitliche Qualitätsstandards und Rahmenbedingungen erforderlich, damit die Jugendhilfe
ihrer besonderen Verantwortung für die Entwicklung dieser neuen Form der Kindertagesbe-
treuung gerecht werden kann.

Definition von Großtagespflege

Großtagespflege ist eine Form der Tagespflege für Kinder im Alter bis unter 14 Jahren, § 22
SGB VIII, Art. 2 und 9 BayKiBiG.

Mindestens zwei Tagespflegepersonen betreuen gleichzeitig mindestens sechs bis maximal
zehn Kinder. Werden eigene Kinder ständig mitbetreut, sind sie im Hinblick auf die Belastbar-
keit der Tagesbetreuungspersonen und die Gruppengröße mit zu zählen. Die Anzahl der Be-
treuungsverhältnisse ist auf 16 zu begrenzen.
Vor allem bei der Altersgruppe der Null bis Dreijährigen ist darauf zu achten, dass die Kinder
eine feste Bezugsperson während der gesamten Betreuungszeit haben.
Die Betreuungspersonen sind in der Regel selbständig tätig.

Die Großtagespflege findet in geeigneten Räumen statt, die nicht auch als privater Wohnraum
genutzt werden. Die  Erfahrungen im Rahmen der Kindertagespflege zeigen, dass im privaten
Wohnbereich der Tagespflegepersonen Qualitätsstandards nur schwer zu kontrollieren und zu
steuern sind. Zudem lassen sich die Anforderungen an die Räumlichkeiten im Rahmen der
Großtagespflege in der Regel nicht im privaten Wohnraum umsetzen.

Fachliche Qualifikation der Tagesbetreuungspersonen

Bei der Betreuung von bis zu acht Tagespflegekindern sollen bzw. zur Förderung nach dem
BayKiBiG müssen beide Tagespflegepersonen eine Qualifizierung nach den Vorgaben des Bay-
KiBiG nachweisen, das heißt 60 Unterrichtseinheiten. Mindestens eine der beiden Tagesbe-
treuungspersonen hat bereits Erfahrung in der Kindertagespflege vorzuweisen.
Möglich ist auch, dass eine der Tagesbetreuungspersonen die Qualifizierung abgeschlossen
hat und die zweite sich gerade in einer Qualifizierungsmaßnahme befindet.

Werden mehr als acht Kinder in der Großtagespflegestelle gleichzeitig betreut, muss zudem
eine Tagespflegeperson als pädagogische Fachkraft im Sinne von § 16 Abs. 2 AVBayKiBiG aus-
gebildet sein. Die Qualifikation als Kinderpflegerin reicht hier nicht (Art. 9 Abs. 2 Satz 2 BayKiBiG).
Es wird empfohlen, auch die pädagogischen Fachkräfte ohne Erfahrung in der Kindertages-
pflege im Hinblick auf die speziellen Anforderungen dieser Betreuungsform zu qualifizieren.

Die Tagespflegepersonen verpflichten sich, an den fortlaufenden Qualifizierungsangeboten
des Jugendamts teilzunehmen und mit dem Jugendamt zu kooperieren.

Anforderungen an die Räumlichkeiten im Rahmen der Großtagespflege

Großtagespflege kann stattfinden in
- angemietetem Wohnraum,
- angemieteten Gewerberäumen,
- Räumen einer Kindertageseinrichtung, einer Gemeinde, eines freien Trägers der Jugendhilfe 

oder vergleichbaren Einrichtungen,
- nicht als privater Wohnraum genutztem Eigentum oder Besitz einer Tagespflegeperson.

Um bestehende Gewerberäume oder Wohnräume für Kinderbetreuung in Großtagespflege
nutzen zu können, ist immer eine Baugenehmigung (Nutzungsänderung) erforderlich. Für den
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Fall, dass Wohnraum für eine Großtagespflege genutzt werden soll, ist zudem zu beachten,
dass in etlichen Städten und Gemeinden in Bayern zusätzlich eine Zweckentfremdungsgeneh-
migung erforderlich ist. Die Baugenehmigung wird in der Regel beim Bauamt, die Zweckent-
fremdungsgenehmigung beim Wohnungsamt beantragt.
Bei der Großtagespflege handelt es sich im Gegensatz zu Kindertageseinrichtungen nicht um
Sonderbauten. Das heißt, dass beim Baugenehmigungsverfahren das vereinfachte Verfahren
anzuwenden ist. Der zweite Rettungsweg muss bspw. nicht baulich sein. Die Baubehörde ent-
scheidet, ob und wenn ja welche Nachweise bspw. für den Brandschutz vorgelegt werden
müssen. Eine Blitzschutzanlage wird in der Regel nur bei exponierten Gebäuden (Höhe, Lage
des Hauses) gefordert. Die Anzahl der notwendigen Stellplätze für eine Großtagespflege rich-
tet sich nach der Stellplatzverordnung der Kommune. Die Oberste Baubehörde geht davon
aus, dass ein Stellplatz bei der Betreuung von max. 10 Kindern ausreicht.

In jedem Fall ist es daher notwendig, sich vor Beginn der Großtagespflege mit der Bauauf-
sichtsbehörde und dem Wohnungsamt abzustimmen, welche Anforderungen zu erfüllen sind.
Da die Erteilung einer Genehmigung an die Erfüllung bestimmter Voraussetzungen gebunden
ist, sollten sich die Tagespflegepersonen vor der Anmietung von Räumlichkeiten und auch vor
der Nutzung von eigenen Räumen von den entsprechenden Stellen beraten lassen.

Für die Einhaltung weiterer Sicherheitsmaßnahmen und Standards ist das Jugendamt zustän-
dig. Um die Sicherheit der Kinder zu gewährleisten, ist z. B. für die Räume der Großtages-
pflege zu empfehlen:
- ein Feuerlöscher,
- ein Sanitätskasten,
- ein Telefonanschluss.

Die Großtagespflegestelle muss über einen ausreichend großen Gruppen- und Spielraum ver-
fügen, sowie über einen Ruheraum. Für jedes Kind unter sechs Jahren sollte eine Schlafmög-
lichkeit vorhanden sein. Kinder, die nach der Schule in Großtagespflege betreut werden, be-
nötigen einen ruhigen „Arbeitsplatz“. Der Gruppenraum muss Möglichkeiten und Anregungen
zur Bildung bieten, wie sie im Bayerischen Kinderbildungs- und Erziehungsplan vorgesehen
sind.
Ein Platz für gemeinsame Mahlzeiten gehört zur Ausstattung.
Wenn zu den Räumlichkeiten kein eigener Garten gehört, sollte ein Spielplatz oder Park gut er-
reichbar sein.

Fachliche Ausgestaltung der Großtagespflege

Die Großtagespflege unterliegt in besonderem Maße der fachlichen Anbindung an das Ju-
gendamt, in dessen Zuständigkeitsgebiet die Großtagespflege stattfindet. Die Tagespflegeper-
sonen schließen sowohl mit dem Jugendamt als auch mit den Personensorgeberechtigten der
Tageskinder eine Betreuungsvereinbarung ab (Dreiecksverhältnis). Diese Vereinbarung, die
von allen Beteiligten unterzeichnet wird, regelt verbindlich und transparent die Konditionen
des Betreuungsverhältnisses.

Vor Beginn der Großtagespflege ist bereits im Rahmen der Eignungsüberprüfung von den Ta-
gespflegepersonen ein pädagogisches Konzept für die Großtagespflege vorzulegen.

Wenn Räumlichkeiten für die Großtagespflege angemietet werden, ist eine finanzielle Planung
durch die Tagespflegepersonen notwendig, um einen längerfristigen Betrieb zu gewährleisten.

Eine qualifizierte Ersatzbetreuung bei Ausfall einer Tagespflegeperson muss geregelt sein.

Die Tagespflegepersonen werden vom Jugendamt oder dem Träger, der die Tagespflege in
Delegation durchführt, fachlich beraten und begleitet.
Die Bereitschaft der Tagespflegepersonen, unangemeldete Hausbesuche zuzulassen, ist För-
dervoraussetzung nach dem BayKiBiG, vgl. § 18 AV BayKiBIG.
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Pflegeerlaubnis und Führungszeugnis

Unter den in § 43 SGB VIII genannten Voraussetzungen benötigt jede Tagespflegeperson eine
Pflegeerlaubnis, die nur dann erteilt wird, wenn ihre Eignung bejaht wird und die Räumlichkei-
ten als kindgerecht und angemessen beurteilt wurden.

Ob eine Ersatztagespflegeperson eine Pflegeerlaubnis benötigt, hängt vom Umfang des Be-
treuungseinsatzes ab.
Vor Eröffnung der Großtagespflege muss die Eignungsüberprüfung durch das Jugendamt ab-
geschlossen und die Pflegeerlaubnis für beide Tagespflegepersonen erteilt sein.
Die Erteilung erforderlicher Genehmigungen hinsichtlich der Nutzung der Räume ist Voraus-
setzung für die Erteilung der Pflegeerlaubnis und die Eröffnung einer Großtagespflege.

Gemäß § 72a SGB VIII muss jede Tagespflegeperson dem Jugendamt ein erweitertes Füh-
rungszeugnis vorlegen.
Dieses wird für Zwecke der Pflegeerlaubnis kostenlos erteilt.1

Laufende Geldleistung

Die Tagespflegepersonen in der Großtagespflege erhalten wie bei der „normalen“ Tages-
pflege vom Jugendamt eine laufende Geldleistung nach § 23 SGB VIII. Hinzu kommt der Quali-
fizierungszuschlag nach Art. 20 BayKiBiG, wenn das Jugendamt die staatliche Förderung für
die Tagespflege in Anspruch nimmt und die sonstigen Voraussetzungen hierfür erfüllt werden.

Zuständigkeiten

Für die Erteilung der Pflegeerlaubnis nach § 43 SGB VIII ist gemäß § 87a Abs. 1 SGB VIII der
örtliche Träger zuständig, in dessen Bereich die Tagespflegeperson ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt hat. Bei der Tagespflege in anderen Räumen kann es nun dazu kommen, dass die Tä-
tigkeit der Tagespflege in einer anderen Stadt oder einem anderen Landkreis stattfindet. In
dem Fall bedarf es einvernehmlicher Absprachen zwischen den beteiligten Jugendämtern
ebenso wie im Falle der Beantragung der Förderung nach BayKiBiG. Die staatliche Förderung
kann nur von dem Jugendamt beantragt werden, in dessen Zuständigkeitsbereich das Tages-
pflegekind seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat (AMS vom 03.04.2007 Nr. VI 4/7306/269/06).

Weiter beschloss der Landesjugendhilfeaus-
schuss auf seiner Herbstsitzung einstimmig
die Fachlichen Empfehlungen zur Erziehung
in Tagesgruppen gemäß § 32 SGB VIII. Das
Gremium sprach sich im Sinne einer inklusi-
ven Kinder- und Jugendhilfe dafür aus, dass
junge Menschen mit einem Bedarf an Erzie-
hungshilfe gemäß den §§ 27 i. V. m. 32 SGB
VIII jungen Menschen mit einer Behinderung
oder einer drohenden Behinderung im Rah-
men des Bayerischen Kinderbildungs- und 
-betreuungsgesetzes (BayKiBiG) gleichgestellt
werden (vgl. Art. 10 ff. BayKiBiG).
Der Empfehlungstext wurde als Sonderdruck
des Mitteilungsblattes sowie auf der Internet-
seite des ZBFS – Bayerisches Landesjugend-
amt veröffentlicht.
In der 119. Sitzung beschloss die Mitglieder-
versammlung, auch angesichts des Gesetzes
zur Änderung des Vormundschafts- und Be-

1 s. Fußnote auf S. 77 dieses Jahresberichts

treuungsrechts vom 29.06.2011 (veröffentlicht
in BGBl Jahrgang 2011 Teil 1, S. 1306 f.), an
dem in den Verwaltungsvorschriften zur Er-
teilung der Erlaubnis zur Übernahme von
Vereinsvormundschaften nach Art. 60 AGSG
festgelegten Betreuungsschlüssel von 1:30
festzuhalten.

Weiter erteilte sie dem Ad-hoc-Ausschuss
„Kinder- und Jugendhilferecht“ den Auftrag,
fachliche Kriterien für die Amtsvormund-
schaft wie auch für die Vereinsvormundschaft
zu entwickeln.
Parallel zu den Befassungen des Landesju-
gendhilfeausschusses setzte sich der Vorsit-
zende MdL Hermann Imhof auch persönlich
für verlässliche Rahmenbedingungen für
Maßnahmen zur beruflichen Eingliederung
sozial benachteiligter Jugendlicher in Jugend-
werkstätten ein.
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München, 17.10.2011
Pressemitteilung von Hermann Imhof, MdL
Vorsitzender des Bayerischen Landesjugendhilfeausschusses
Imhof: „Bundesministerin von der Leyen muss ihren Worten Taten folgen lassen“

Vorsitzender des Landesjugendhilfeausschusses fordert verlässliche Rahmenbedingungen zur
Finanzierung von Jugendwerkstätten.

München. Der Vorsitzende des Bayerischen Landesjugendhilfeausschusses (LJHA) Hermann
Imhof, MdL, hat anlässlich der geplanten Neuordnung der Förderinstrumente für Arbeitslose
die Bundesarbeitsministerin Ursula von der Leyen nachdrücklich dazu aufgefordert, ihren Wor-
ten Taten folgen zu lassen und eine verlässliche Finanzierung von Maßnahmen in Jugend-
werkstätten zur beruflichen Eingliederung sozial benachteiligter Jugendlicher sicherzustellen.
„Für diese Jugendlichen können nachhaltige Eingliederungserfolge nur mit zwischen Jugend-
hilfe und Arbeitsverwaltung abgestimmten, ganzheitlichen Förderangeboten erreicht werden,
die auch gemeinsam finanziert werden müssen“ betonte Imhof. „Die Instrumente des SGB II
und des SGB III müssen deshalb besser mit denen des SGB VIII verzahnt werden.“
Imhof bedauerte, dass Vorschläge des Bundesrates zur Schaffung eines Regelinstrumentes zur
rechtskreisübergreifenden Finanzierung von entsprechenden Angeboten und zur verbesserten
Kooperation zwischen Arbeitsverwaltung und Jugendhilfe vom Bundesministerium für Arbeit
und Soziales (BMAS) abgelehnt wurden. In diesem Zusammenhang lobte Imhof den intensi-
ven Einsatz der Bayerischen Staatsministerin Christine Haderthauer zur Verbesserung der Rah-
menbedingungen für eine verlässliche Finanzierung von Jugendwerkstätten: „Die Vorschläge
entsprechen den Forderungen des LJHA.“
Bei der Ablehnung der Vorschläge hatte das BMAS auf verbesserte flexible Möglichkeiten vor
Ort zur Mitfinanzierung von Förderprojekten sowie auf Modellversuche hingewiesen. Für
Imhof und den LJHA ist diese Argumentation nicht nachvollziehbar: „Die Zeit der Modellversu-
che ist vorbei. Wir wissen, wie sozial benachteiligte Jugendliche erfolgreich ins Arbeitsleben
integriert werden können. Wir haben kein Erkenntnis-, sondern ein Umsetzungsproblem.“ In
Bayern gäbe es seit 30 Jahren äußerst erfolgreiche Angebote in Jugendwerkstätten, die sich
bestens bewährt hätten. „Leider wurden die Regelinstrumente im SGB II und SGB III zur erfor-
derlichen Mitfinanzierung der Arbeitsverwaltung an diesen Projekten in den vergangenen Jah-
ren immer weiter abgebaut, wodurch die vorhandenen Strukturen in Bayern erheblich
gefährdet werden“, so Imhof weiter.
Gemeinsam mit dem LJHA fordert Imhof daher die zuständige Bundesministerin Ursula von
der Leyen auf, dafür zu sorgen, dass die Arbeitsverwaltung von den nunmehr flexibleren Mög-
lichkeiten zur Mitfinanzierung von Jugendwerkstätten und anderen gemeinsamen Projekten
mit der Jugendhilfe auch tatsächlich aktiv Gebrauch macht. Vor allem das Instrument der
freien Förderung biete sich hier an. „Es muss verhindert werden, dass benachteiligte Jugendli-
che aufgrund nicht zu lösender Abgrenzungsschwierigkeiten zwischen den Sozialleistungsträ-
gern hin und her geschoben werden und dadurch Förderangebote nicht greifen.“

Neben den fachpolitischen Fragestellungen,
mit denen sich der Landesjugendhilfeaus-
schuss befasst, wird er regelmäßig zum einen
über die Aktivitäten der Bayerischen Staats-
ministerien für Arbeit und Sozialordnung, Fa-
milie und Frauen sowie für Unterricht und
Kultus und zum anderen über Aktuelles aus
der Verwaltung des Landesjugendamts infor-
miert.
Zur deren Berichterstattung gehörten neben
anderen Themen vor allem die Aktionswo-
chen „Das Jugendamt. Unterstützung, die an-
kommt.“ (siehe. hierzu Beitrag in Teil A ab
Seite 7).

Landesjugendamt im Internet

Der Internetauftritt des Landesjugendamts er-
freut sich auch 2011 großer Beliebtheit. Das
Angebot an Informationen über die Behörde,
ihre Aufgaben, einschlägige Rechtsvorschrif-
ten, Veröffentlichungen und Kontaktmöglich-
keiten sowie die aktuellen Informationen zur
Kinder- und Jugendhilfe in Bayern wurde
2011 im Schnitt knapp 2.200 Mal pro Tag auf-
gerufen.
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C
Namen,
Daten, Fakten
Die Konstituierung des Landesjugendhilfeausschusses f�r die 8. Amtsperiode erfolgte am 17. Januar
2011. Seine Amtsperiode endet am 31. Dezember 2016. Das folgende Verzeichnis der Mitglieder des
Landesjugendhilfeausschusses ber�cksichtigt den Stand zum 31. Dezember 2011.

Mitglieder des Landesjugendhilfeausschusses
Vorsitzender des Landesjugendhilfeausschusses:

Hermann Imhof, MdL

Stellvertreterinnen und Stellvertreter des
Vorsitzenden:

Bernhard Zapf
Martina Liebe
G�nter Tischler

Stimmberechtigte Mitglieder gem�§ Art. 27 Abs. 1 Nr. 1 AGSG

Stellvertreter

Joachim Feichtl
Arbeiterwohlfahrt
Landesverband Bayern

Thomas Schwarz
Landesjugendwerk der Arbeiterwohlfahrt Bayern

Michael Kroll
Deutscher Caritasverband
Landesverband Bayern e. V.

Beate Frank
Sozialdienst katholischer Frauen
Landesstelle Bayern e. V.

Dr. Monika Deuerlein
Landesverband katholischer Einrichtungen und
Dienste der Erziehungshilfen in Bayern e. V.

Pia Theresia Franke
Verband katholischer Tageseinrichtungen
Bayern e. V.

Birgit L�we
Diakonisches Werk Bayern

Hendrik L�tke
Diakonisches Werk Bayern e. V.
ãM�nchner StelleÒ

Bernhard Zapf
Diakonisches Werk Bayern e. V.

Friedemann Senge
Katholische Jugendf�rsorge
der Di�zese Augsburg e. V.

Werner Cr�niger
Bayerisches Rotes Kreuz
Landesgesch�ftsstelle

Beate Frank
Sozialdienst katholischer Frauen
Landesstelle Bayern e. V.

Christian Strohmeier
Deutscher Kinderschutzbund
Landesverband Bayern e. V.

Dr. Klaus Neumann
Deutscher Kinderschutzbund
Landesverband Bayern e. V.

Inhalt_Inhalt  25.07.12  19:03  Seite 87



Landesjugendhilfeausschuss 

88

Alice Schalkhau§er
Parit�tischer Wohlfahrtsverband
Landesverband Bayern

Elsbeth H�lsmann
Parit�tischer Wohlfahrtsverband
Bezirksverband Oberbayern e. V.

Sonja Strohmenger
Jugendorganisation Bund Naturschutz

Dr. Hans-Gerd Bauer
Amt f�r Evangelische Jugendarbeit

Martina Liebe
Bayerischer Jugendring

Eduard Sch�ffler
Bayerische Sportjugend im BLSV

Matthias Fack
Bayerischer Jugendring

H�seyin Yalcin
Alevitische Jugend Augsburg

Stimmberechtigte Mitglieder gem�§ Art. 27 Abs. 1 Nr. 2 AGSG

(Bayerischer Landkreistag)

Dr. Klaus Schulenburg
Bayerischer Landkreistag

Stefan Pruy
Landratsamt Neumarkt i. d. Opf.
Kreisjugendamt

Eberhard Krug
Landratsamt Aichach-Friedberg
Kreisjugendamt

Ulrich Herrschner
Landratsamt Ansbach
Amt f�r Jugend und Familie

Siegbert Goll
Landratsamt Bad Kissingen
Amt f�r junge Menschen, Familien und Senioren

Gerhard Beubl
Landratsamt Freising
Amt f�r Jugend und Familie

J�rgen Forscht
Landratsamt Coburg
Fachbereich Jugend, Familie und Senioren

G�nter Katheder-G�llner
Landratsamt Donau-Ries
Beratungsstelle f�r Jugend, Familie und Senioren
Fachstelle Kommunale Jugendarbeit
Fachstelle Jugendhilfeplanung

(Bayerischer St�dtetag)

Max Weinkamm
Stadt Augsburg

Julius Forster
Bayerischer St�dtetag

G�nter Tischler
Stadt Regensburg
Amt f�r Jugend und Familie

Dr. Maria Kurz-Adam
Landeshauptstadt M�nchen
Stadtjugendamt

Josef Lassner
Stadt F�rth
Stadtjugendamt

Rudolf Reim�ller
Stadt N�rnberg
Amt f�r Kinder, Jugendliche und Familien

(Verband der bayerischen Bezirke)

Rudolf Geiger
Bezirkstag Oberbayern

Ursula Lax
Bezirkstag Schwaben

Manfred Klopf
Bezirkstag Schwaben

Martina Neubauer
Bezirkstag Oberbayern
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(Bayerischer Gemeindetag)

Liane Sedlmeier
Erste B�rgermeisterin, Osterhofen

Markus Loth
Erster B�rgermeister, Weilheim

Stimmberechtigte Mitglieder gem�§ Art. 27 Abs. 1 Nr. 3 AGSG

Bernhard Winter
Psychologischer Psychotherapeut
Markt Schwaben

Dr. Hermann Scheuerer-Englisch
Landesarbeitsgemeinschaft f�r Erziehungs-,
Jugend- und Familienberatung Bayern

Dr. Christian L�ders
Deutsches Jugendinstitut e. V.

Prof. Dr. Ulrich Bartosch
Katholische Universit�t Eichst�tt-Ingolstadt
Fakult�t f�r Soziale Arbeit

Schwester Dr. Christophora Eckl
Jugendhilfeeinrichtung Schloss Zinneberg

Elisabeth Seifert
Aktion Jugendschutz
Landesarbeitsstelle Bayern e. V.

Hermann Imhof
Mitglied des Bayerischen Landtags

Matthias Jokisch
Evangelische Jugendsozialarbeit Bayern e. V.

Beratende Mitglieder gem�§ Art. 27 Abs. 2

Dr. Helga Ulbricht
Staatliche Schulberatungsstelle M�nchen

Hans Schweiger
Staatliche Schulberatungsstelle Schwaben

Hans-Uwe Kahl
Bayerisches Staatsministerium der Justiz

Sophie Gr�fin von Ballestrem
Amtsgericht M�nchen

Klaus Beier
Regionaldirektion Bayern  
Bundesagentur f�r Arbeit

Maria Haas
Regionaldirektion Bayern 
Bundesagentur f�r Arbeit

Stefanie Kr�ger
ZBFS Ð Verwaltung des Landesjugendamts

Hans Reinfelder
ZBFS Ð Verwaltung des Landesjugendamts

Patrick Thiel
Bayerisches Staatsministerium f�r Arbeit und
Sozialordnung, Familie und Frauen

Angela Neubert-Vardon
Arbeitsgericht M�nchen

Bettina Nickel
Katholisches B�ro Bayern

Bartholom�us Brieller
Katholische Jugendf�rsorge 
Erzdi�zese M�nchen-Freising

Ludwig Selzam
Bayerischer Landesverband Evang.
Tageseinrichtungen und Tagespflege f�r Kinder

Christiane M�nderlein
Bayerischer Landesverband Evang.
Tageseinrichtungen und Tagespflege f�r Kinder

Dr. Josef Schuster
Landesverband der Israelitischen 
Kultusgemeinden in Bayern

Andre Berkal
Landesverband der Israelitischen
Kultusgemeinden in Bayern
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Mitglieder des Ad-hoc-Ausschusses „Kinder- und Jugendhilferecht“

Vorsitzende: Gabriele Weitzmann

Birgit Achinger Stadt Augsburg
Wolfgang Ballester Bayerische Sportjugend
Werner Cröninger Bayerisches Rotes Kreuz, Landesgeschäftsstelle
Siegmund Hammel Amt für Jugend und Familie Eichstätt
Christine Kronbeck Kreisjugendamt Dingolfing-Landau
Dr. Bernhard Kühnl SOS-Kinder- und Jugendhilfe München und Erding
Karl Mooser Kreisjugendamt Regensburg
Peter Schmelzer Amt für Jugend und Familie Fürstenfeldbruck
Friedemann Senge Kath. Jugendfürsorge der Diözese Augsburg
Christian Strohmeier Deutscher Kinderschutzbund, Landesverband Bayern e. V.
Bernhard Zapf Diakonisches Werk Bayern
Marek Wiechers Landeshauptstadt München, Stadtjugendamt
Hans Hillmeier ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt
Hans Reinfelder ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt

Mitglieder des Ad-hoc-Ausschusses „Zusammenarbeit von Jugendhilfe im Strafvollzug“

Vorsitzende: Martina Neubauer

Brunhilde Adam Stadt Nürnberg, Amt für Kinder, Jugendliche und Familien
Rosi Datzmann Landgericht München
Rudolf Geiger Bezirk Oberbayern
Franz Gierschik Staatsanwaltschaft München I
Isabella Gold Bayerisches Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung,

Familie und Frauen
Lydia Halbhuber-Gassner Sozialdienst katholischer Frauen (SKF)

Landesstelle Bayern e. V.
Dr. Jürgen Haupt Brücke München e. V. (Paritätischer Wohlfahrtsverband)
Bernd Holthusen Deutsches Jugendinstitut
Kurt Hübel Amtsgericht München
Dr. Manfred Korth Landratsamt Roth, Kreisjugendamt
Heinz-Peter Mair Bayerisches Staatsministerium der Justiz und für

Verbraucherschutz
Werner Mesenzehl-Reinwald Landratsamt Fürstenfeldbruck, Amt für Jugend und Familie
Steffen Siegel Stadt Würzburg, Fachbereich Jugend und Familie
Daniela Staimer Landeshauptstadt München, Sozialreferat, Stadtjugendamt
Edwin Zink Berufsbildungswerk der Katholischen Jugendfürsorge

Fachliche Begleitung
Florian Kaiser ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt

Mitglieder des Ad-hoc-Ausschusses „Partizipation in der stationären Jugendhilfe“

Vorsitzender: Bernhard Zapf

Zu beteiligende Fach- und Trägerverbände
Robert Gruber Arbeitsgemeinschaft katholischer Einrichtungen

und Dienste (AGkE) Regensburg
Walter Wüst Paritätischer Wohlfahrtsverband, Bezirksverband Schwaben
Sibylle Erhard-Ruf VPK-Landesverband Bayern e. V.
Achim Weiss Evangelische Kinder- und Jugendhilfe

Für die öffentliche örtliche Jugendhilfe
Ulrich Loesewitz Landratsamt Neuburg-Schrobenhausen,

Kreisjugendamt
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Für die aufsichtsführenden Stellen
Ingoberth Roith Regierung der Oberpfalz

Für die Wissenschaft
Dr. Liane Pluto Deutsches Jugendinstitut München

Für das Bayerische Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen
N.N. Bayerisches Staatsministerium für Arbeit und

Sozialordnung, Familie und Frauen

Fachliche Begleitung
Stefan Rösler ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt

Haushalt des Landesjugendamts

Die Haushaltsmittel für die Verwaltungsausgaben des Landesjugendamts sind bei Kapitel 10 20 des
Staatshaushalts ausgewiesen. Die Mittelzuweisung für den laufenden Haushaltsvollzug erfolgt durch
Kassenanschlag und Einzelzuweisungen durch das Zentrum Bayern Familie und Soziales. Daneben
erhält das Landesjugendamt projektbezogene oder zweckgebundene Mittelzuweisungen aus anderen
Haushaltskapiteln.

Haushaltsmittelübersicht 2010 und 2011

Titel IST 2010
€

IST 2011
€

Kapitel 1020

Titel 119 01-4
Einnahmen aus Veröffentlichungen
(vgl. Vermerk zu 531 11)

25.680,67 27.438,15

Titel 282 01-5
Einnahmen aus Gebühren, Beiträge, tarifliche und
gebührenartige Entgelte
(vgl. Vermerk zu 536 02 und 536 03)

201.881,10 192.695,10

Titel 233 01-5
Einnahmen aus der Teilnahme der Jugendämter in
Eltern im Netz

500,00 2.000,00

Titel 412 01-8
Vergütungen für die Mitglieder des LJHA 4.020,95 2.049,50

Titel 511 01-8
Geschäftsbedarf 50.431,30 22.620,46

Titel 511 01-8
Bücher und Zeitschriften 6.796,37 8.220,24

Titel 511 01-8
Post- und Fernmeldegebühren, GEZ 2.733,60 6.952,23

Titel 511 01-8
Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände
für Verwaltungszwecke unter € 410,00

2.472,69 -,-

Titel 517 01-2
Fremdreinigung 21.482,42 21.782,23
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Titel IST 2010
€

IST 2011
€

Titel 517 05-8
Bewirtschaftung, Strom 9.062,24 7.460,18

Titel 518 01-1
Miete 243.900,00 243.900,00

Titel 518 11-9
Mietkopierer 3.259,41 3.498,60

Titel 519 01-1
Unterhaltung der Grundstücke und baulichen
Anlagen

177,07 -,-

Titel 527 01-0
Reisekostenvergütungen für Inlandsreisen 12.634,74 16.950,91

Titel 531 11-8
Herausgabe amtlicher
Blätter/Fachveröffentlichungen
(Die Ausgabebefugnis erhöht sich um die
Einnahmen bei 119 01)

4.697,00 26.896,53

Titel 536 02-4
Kosten für Fortbildungsmaßnahmen für Fachkräfte
in der Jugendhilfe
(Die Ausgabenbefugnis erhöht sich um die
Einnahmen bei 282 01)

316.595,01 286.559,68

Titel 536 03-7
Kosten für Fachtagungen und sonstige
Arbeitstagungen

71.687,93 110.529,53

Titel 536 04-6
Kosten des Landesjugendhilfeausschusses und
seiner Ausschüsse

908,60 1.230,10

Titel 536 05
Modellvorhaben in der Jugendhilfe (PeB) 37.363,84 9.325,67

Titel 540 01-3
Veranstaltungskosten 73,77 1.274,51

Titel 546 49-1
Vermischte Verwaltungsausgaben 322,00 15,40

Titel 812 01-4
Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände
für Verwaltungszwecke über € 410,00  

5.454,96 -,-

Kapitel 10 02

Titel 422 45-2
Leistungsprämie 2.550,00 -,-

Titel 525 02-9
Aus- und Fortbildung, Umschulung 983,65 851,70

Titel 527 21-4
Fortbildung Personalvertretung -,- 374,04

Kapitel 10 03

Titel 686 05-9
Beiträge an deutsche Vereine und Gesellschaften
sowie an internationale Organisationen

1.830,63 1.580,62
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Titel IST 2010
€

IST 2011
€

Kapitel 10 07

Titel 281 11-1
Einnahmen (Rückforderungen Aktion Jugendschutz) 15.129,40 30.922,31

Titel 531 73-1
Projekt Eltern im Netz 15.184,61 -,-

Titel 531 73-2
Projekt Familienbildungsportal 13.470,82 -,-

Titel 531 73-2
Projekt Erstellung und Vertrieb von Elternbriefen 69.142,03 46.494,24

Titel 536 74
Projekt JaS – Jugendsozialarbeit an Schulen 167.088,05 93.993,58

Titel 536 74-8
Projekt KoKi – Koordinierende Kinderschutzstellen 237.936,69 158.346,26

Titel 540 73-3
Projekt Beratungsangebot für Eltern mit Schreibabys 4.943,20 1.883,12

Titel 547 74-5
Projekt JUBB – Jugendhilfeberichterstattung in
Bayern

67.674,56 19.800,00

Titel 684 73
Projekt Eltern im Netz -,- 19.879,35

Titel 684 74-8
Projektförderung KoKi
Handreichung Praxistools

58.905,00

Titel 684 74-8
Projekt Evaluation des Förderprogramms KoKi -,- 69.630,00

Titel 684 74-8
JaS – Förderprogramm 2011 – 2013 -,- 43.431,93

Titel 684 76-6
Aktion Jugendschutz, Institutionelle Förderung 586.150,00 564.450,00

Titel 684 76-6
Aktion Jugendschutz, Eltern-Talk 125.600,00 125.000,00

Titel 684 76-6
Aktion Jugendschutz, Förderung des Projekts
Selbstverantwortung im Web 2.0 25.290,00 15.900,00

Titel 684 76-6
Projektförderung: Expertise sexuelle Gewalt unter
Kindern und Jugendlichen

29.750,00 -,-

Titel 684 76-6
Projektförderung: Prävention gegen sexuelle Gewalt
und Sexualpädagogik

42.000,00

Titel 684 76-6
Nachdruck Jugendschutzampeln 5.966,53 -,-

Titel 684 76-6
Projekt KiFinale 5.200,00

Kapitel 12 08

Titel 119 49-9
Einnahmen (Rückforderung Aktion Jugendschutz) 5.729,85 493,06

Titel 684 92-0
Projektförderung Aktion Jugendschutz 131.250,00 144.630,00
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Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Verwaltung des
Landesjugendamts (Stand 31.12.2011)

Amtsleitung

Strategische Produktmanagerin Stefanie Krüger

Stellvertretender Produktmanager Hans Reinfelder (Z-Team II 1)
Zweiter stellvertretender Produktmanager Hans Hillmeier (Z-Team II 4)

Büro der Amtsleitung

Sachbearbeiterin Renate Hofmeister
(Gremien, Presse- und Öffentlichkeitsarbeit,
zentrale Veranstaltungen)

Vorzimmer, Bearbeiterin (siehe auch Z-Team II 6) Monika Huber

Vertreterin (siehe auch Z-Team II 6) N. N.

Z-Team II 1 – Allgemeine Rechtsfragen;
Planungsaufgaben und besondere Leistungen der Jugendhilfe

Strategischer Teamleiter Hans Reinfelder
(Allgemeine Rechtsfragen)

Vertretung Claudia Flynn (Z-Team II 3)

Sachbearbeiter/in N. N.
(Datenschutz, Statistik, Träger der Jugendhilfe und
Jugendhilfeausschüsse)

Sachbearbeiter Klaus Müller
(Kosten- und Zuständigkeitsfragen, Pflegschaft,
Beistandschaft, Vormundschaft)

Sachbearbeiter Ernst Schifferer
(sozialwissenschaftliche Fragestellungen des Teams) (Mo ab mittags - Mi)

Sachbearbeiterinnen Grit Hradetzky
(Jugendhilfeberichterstattung in Bayern –
JUBB, Jugendhilfeplanung) Kerstin Mainka

Bearbeiterin (siehe auch Z-Team II 3) Angelika Fuchs
(Organisation der Fachtagungen des Teams, (Mo - Do)
Statistikfragen)

Z-Team II 2 – Bildung, Erziehung und Prävention in der Jugendhilfe

Strategischer Teamleiter N. N.

Vertretung Hans Hillmeier (Z-Team II 4)
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Sachbearbeiterin Inge Däxl
(Familienbildung und -beratung, Förderung von Kindern
in Tagespflege, Nachbarschaft und Selbstorganisation,
Feststellung der beruflichen Qualifikation des pädagogischen
Personals in Kindertageseinrichtungen,
Gleichstellungsbeauftragte)

Sachbearbeiterin Irmgard Badura
(Gleichwertigkeitsprüfung ausländischer (Mo - Mi)
Bildungsabschlüsse nach § 16 AVBayKiBiG)

Sachbearbeiter Udo Schmidt
(Jugendmedienschutz, Prüfgremien, Bayerischer
Mediengutachterausschuss, Kinder- und Jugendschutz
– JuSchG, Hauptpersonalratsmitglied für
Geschäftsbereich StMAS,
Vertreter der Gleichstellungsbeauftragten)

Sachbearbeiterin Angelika Wunsch
(wissenschaftliche Fragestellungen des Teams) (Di, Mi, Fr vorm.)

Sachbearbeiter Helmar Bluhm
(konfliktträchtige weltanschauliche Gruppierungen) (Mo/Do vorm., Di)

Z-Team II 3 – Zentrale Adoptionsstelle

Strategische Teamleiterin Claudia Flynn
(juristische Fragen)

Vertretung N. N.

Sachbearbeiterin Jutta Mikulasch-Gyba
(Region Franken, Oberpfalz) (Mo - Do)

Sachbearbeiterin Sandra Platschek
(Region Südbayern)

Sachbearbeiterin Christine Brendel
(Auslandsadoptionen)

Bearbeiterin (siehe auch Z-Team II 1) Angelika Fuchs
(Mo - Do)

Sachbearbeiterin Stephanie Lauterbach
(Familienbildung und -beratung, Jugendsozialarbeit)

Sachbearbeiter Klaus Dreyer
(Projektstelle Familienbildungsportal) (Di - Do)

Sachbearbeiterin Renate Eder-Chaaban
(Projektstelle Elternbriefe)
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Z-Team II 4 – Hilfen zur Erziehung

Strategischer Teamleiter Hans Hillmeier
(Hilfe für Deutsche im Ausland)

Vertretung Hans Reinfelder (Z-Team II 1)

Sachbearbeiterin Heidrun Döbel
(Erziehungsberatung, Sozialpädagogische Familienhilfe,
Vollzeitpflege, Fachtagungen des Teams,
Ansprechpartnerin für den Datenschutz)

Sachbearbeiterin Gertraud Huber
(Gewalt in Familien, Inobhutnahme) (Di - Fr vormittags)

Sachbearbeiter Stefan Rösler
(Erziehung in Tagesgruppen, stationäre Erziehungshilfen)

Sachbearbeiter Harald Britze
(Hilfeplan, Intensive Sozialpädagogische
Einzelbetreuung, seelisch behinderte Kinder und
Jugendliche, Bezirkssozialarbeit)

Sachbearbeiter Peter Sabella
(Migration und Jugendhilfe, Vollzug
Brüssel IIa-Abkommen)

Sachbearbeiter Florian Kaiser
(Soziale Gruppenarbeit, Erziehungsbeistandschaft,
Hilfen für junge Volljährige, Kinder- und Jugenddelinquenz
einschließlich Jugendgerichtshilfe)

Sachbearbeiterin Laura Schrimpf
(Projektstelle Koordinierende Kinderschutzstellen – KoKi)

Z-Team II 5 – Fortbildung

Strategische Teamleiterin Regina Hartmann

Vertretung Gerhard Lünnemann-Paul
(Z-Team II 6)

Sachbearbeiter Reinhold Graf
(Fachberatung, Leitungsangebote)  (Mo, Di, Mi)
Personalratsvorsitzender

Sachbearbeiterin Annette Reiners
(Fachberatung, Leitungsangebote) (Di, Mi, Do)

Sachbearbeiterin Sonja Pappenberger
(Projektstelle Jugendsozialarbeit an Schulen)

Sachbearbeiterin Claudia Riedle
(Projektstelle Jugendsozialarbeit an Schulen –
JaS-Coaching)

Sachbearbeiterinnen Astrid Pscherer
(Programmplanung und -beratung) Andrea Stötter
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Sachbearbeiterin Sibylle Parhofer
(Evaluation, Kursgrundangebot) (Mo, Di, Mi. vorm.)

Bearbeiterin N. N.
(Organisation und Verwaltung)

Z-Team II 6 – Verwaltung

Strategischer Teamleiter Gerhard Lünnemann-Paul

Vertretung Regina Hartmann
(Z-Team II 5)

Bearbeiter Anton Breit
(Beschaffungen, Personal, Förderung, Haushalt)

Bearbeiterin Regina List
(Registratur, Versand, Bibliothek, EDV)

Schreibdienstleitung Monika Huber
Vertreterin Schreibdienstleitung und Vorzimmerdienst N. N.

Mitarbeiterin im Schreib- und Registraturdienst Renate Huber
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Gremien und Mitwirkung bei sonstigen Veranstaltungen 2011

Januar

5. München: Abschlussbericht Runder Tisch
„Heimerziehung“

Hillmeier
Rösler

11. München: Arbeitsgruppe Kosten und
Zuständigkeitsfragen

Krüger
Reinfelder
Müller

12. Würzburg: Auftaktveranstaltung Koordinierende
Kinderschutzstellen (KoKis) Würzburg Stadt
und Landkreis

Schrimpf

14. Regensburg: Fachtagung – 20 Jahre Kinder- und
Jugendhilfegesetz – Absichten, Wirklichkeit, Perspektiven

Krüger
Rösler

17. Feuchtwangen: Einweihung der Wohngruppen
im Sonnenhof

Britze

18. München: Mitglieder „sogenannter Sekten und
Psychogruppen“ – geeignet für die Tages- bzw.
Vollzeitpflege?

Krüger
Dr. Kettinger
Bluhm
Döbel
Wunsch

18. Bayreuth: Besprechung der Strategischen
Produktmanager

Hillmeier

19. München: Projektbeirat „Elternbriefe“ Krüger
Dr. Kettinger
Eder-Chaaban
Jell

19. München: Interdisziplinärer Arbeitskreis
„geschlossene Unterbringung“

Hillmeier

19. Schwandorf: Jugendsozialarbeit an Schulen –
(JaS)-Coaching an Berufsschulen in der Oberpfalz

Hartmann

20. München: Ad-hoc-Ausschuss des
Landesjugendhilfeausschusses „Partizipation in
der stationären Jugendhilfe“

Hillmeier
Britze
Rösler

21. München: Bayerisches Staatsministerium für
Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen
(StMAS) – Besprechung Bundeskinderschutz-
gesetz

Krüger
Schrimpf

24. München: Amt für ländliche Entwicklung
„Fachforum für Führungskräfte – Fehlerkultur
im Jugendamt“

Krüger
Strategische Team-
leitungen des BLJA

25. Nürnberg: Bilanztreffen mit den KoKi-Orgaberaterinnen Hillmeier
Schrimpf
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26. München: Bayerisches Staatsministerium für
Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen
(StMAS) – Besprechung „Bachelor-Studiengänge
Soziale Arbeit“

Krüger
Hartmann
Däxl

26. Münster: BAG Landesjugendämter: Beirat zur
Vorbereitung der Kampagne „Das Jugendamt.
Unterstützung, die ankommt.“

Hofmeister

27. München: Konstituierende und 117. Sitzung des
Landesjugendhilfeausschusses (LJHA)

BLJA

27. Bayreuth: Besprechung der Strategischen
Produktmanager

Hillmeier

27. München: Koordinierende Kinderschutzstellen (KoKis)
Austauschtreffen / Regierung Schwaben

Schrimpf

27. Berlin: Bund-Länder-Arbeitsgruppe zu Rechtsfragen in der
Kindertagespflege

Däxl

Februar

1. München: Ad-hoc-Ausschuss „Das Jugendamt.
Unterstützung, die ankommt.“ – Vorbereitung der
Auftaktveranstaltung in Weiden

Krüger
Hofmeister

1. München: Vorbereitungskreis zur Gesamt-
bayerischen Jugendamtsleitungstagung

Krüger
Reinfelder
Hartmann
Hofmeister
Stahl

2. Frankfurt: Gemeinsame Arbeitsgruppe des
Bundesverbandes für Erziehungshilfe e. V.
(AFET) und der Internationalen Gesellschaft für
erzieherische Hilfen (IGfH) zur Großen Lösung

Britze

2. Landsberg am Lech: Koordinierende
Kinderschutzstelle (KoKi) – Auftaktveranstaltung

Schrimpf

2. / 3. Bonn: Bundesprüfstelle für jugendgefährdende
Medien (BPjM) / Länderbeisitz

Schmidt

3. / 4. Wasserburg: Leitungsklausur ZBFS – Bayerisches
Landesjugendamt

Krüger
Strategische Team-
leitungen des BLJA
Hofmeister

7. Ingolstadt: Besprechung Beirat wegen
Jugendhilfeberichterstattung in Bayern (JuBB)
mit Anstalt für kommunale Datenverarbeitung
in Bayern (AKDB)/ProSoz

Reinfelder
Hradetzky

10. München: Besprechung im Bayerischen
Staatsministerium für Arbeit und
Sozialordnung, Familie und Frauen (StMAS)
zum Schwerpunkthema Kinderschutz

Krüger
Schrimpf
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10. München: Überregionaler Arbeitskreis Adoption Mikulasch-Gyba

14. München: Steuerungsgruppe zum Projekt
„Personalbemessung der Jugendämter in
Bayern“ (PeB)

Krüger
Graf

15. - 17. Berlin: Freiwillige Selbstkontrolle Fernsehen
Prüftätigkeit

Schmidt

16. München: Vorstellung des „Projekts
Personalbemessung der Jugendämter in
Bayern (PeB)“ für Stadtjugendamt München

Krüger
Graf

16. Landshut: Arbeitskreis der Tagespflegefachkräfte
Niederbayern

Däxl

17. / 18. Hildesheim: Bundesverband für Erziehungshilfe
e. V.(AFET) – Vorstandssitzung

Britze

21. München: 19. Vorstandssitzung des
Landesjugendhilfeausschusses (LJHA)

Krüger
Reinfelder
Hofmeister

23. Köln: BAG Landesjugendämter: Beirat zur
Vorbereitung der Kampagne „Das Jugendamt.
Unterstützung, die ankommt.“

Hofmeister

24. München: Anhörung – „Situation der ambulanten,
teilstationären und stationären psychiatrischen Ver-
sorgung im Freistaat“ (Senatssaal des Landtags)

Krüger

März

1. München: Arbeitsgespräch zum Ärzteleitfaden
Gewalt gegen Kinder im Bayerischen
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung,
Familie und Frauen (StMAS)

Hillmeier

1. München: Regionaler Arbeitskreis für Fachkräfte
der Adoptions- und Pflegekindervermittlung

Flynn
Döbel
Platschek

2. München: Interdisziplinärer Arbeitskreis
„geschlossene Unterbringung“

Hillmeier

2. München: Ad-hoc-Ausschuss „Das Jugendamt.
Unterstützung, die ankommt.“ – Vorbereitung der
Auftaktveranstaltung in Weiden

Krüger
Hofmeister

3. München: Arbeitsgespräch im Bayerischen
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung,
Familie und Frauen (StMAS) zum Runden Tisch
„Heimerziehung“

Krüger
Hillmeier
Rösler
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3. München: Arbeitskreis und Fachforum
Jugendschutz; Thema: Glücks- und
Gewinnspiele – eine neue Herausforderung
für den Jugendschutz?!“

Dr. Kettinger
Schmidt

10. Schwandorf: Arbeitskreis der
Tagespflegefachkräfte der Oberpfalz

Däxl

10. München: Arbeitsgespräch zum Ärzteleitfaden
Gewalt gegen Kinder im Bayerischen
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung,
Familie und Frauen (StMAS)

Hillmeier

15. Köln: BAG Landesjugendämter: Beirat zur
Vorbereitung der Kampagne „Das Jugendamt.
Unterstützung, die ankommt.“

Hofmeister

15. - 17. Köln: Arbeitsgruppe „Kindertagesbetreuung“
der BAG der Landesjugendämter

Däxl

16. Roding: Arbeitstagung der oberpfälzischen
Jugendamtsleitungen

Krüger

16. München: Arbeitsgespräch zum Ärzteleitfaden
Gewalt gegen Kinder im Bayerischen
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung,
Familie und Frauen (StMAS)

Hillmeier

17. Straubing: Arbeitskreis und Fachforum
Jugendschutz Thema: Gaststättenrechtliche
Gestattungen – eine Chance für den
Jugendschutz“

Dr. Kettinger
Schmidt

18. München: Bayernweite Berichterstattung der
Jugendsozialarbeit an Schulen (JaS) –
Evaluation Jugendsozialarbeit an Schulen

Reinfelder
Hartmann

21. München: Abschlussbericht Runder Tisch
„Heimerziehung“, Besprechung im Bayerischen
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung,
Familie und Frauen (StMAS)

Krüger
Hillmeier
Rösler

21. / 22. Berlin: Fachausschuss „Rechts- und
Organisationsfragen“ der Arbeitsgemeinschaft
der Kinder- und Jugendhilfe (AGJ)

Reinfelder

22. Bayreuth: Besprechung der Strategischen
Produktmanager

Krüger

23. - 25. Chemnitz: 110. Arbeitstagung der Bundesarbeits-
gemeinschaft der Landesjugendämter (BAG)

Krüger

24. München: Vortrag zur Kinder- und Jugendhilfe
vor Sozialmedizinern im Auftrag des
Landesamts für Gesundheit und
Lebensmittelsicherheit

Britze
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24. München: Fachtag für neue Koordinierende
Kinderschutzstellen (KoKis)

Schrimpf

24. Nürnberg: Arbeitskreis und Fachforum
Jugendschutz zum Thema: „Quo vadis
Jugendmedienschutz? Neue Entwicklungen im
Fernsehen und Internet“

Dr. Kettinger
Schmidt

24. München: Seminar des Landesverbands kath.
Einrichtungen und Dienste der Erziehungshilfe
in Bayern (LVkE) zu § 8a SGB VIII

Reinfelder

29. München: Fachtag Koordinierende
Kinderschutzstellen (KoKis) Oberbayern /
Niederbayern

Eder-Chaaban
Lauterbach
Schrimpf

30. Nürnberg: Arbeitstagung der mittelfränkischen
Jugendamtsleitungen

Krüger

30. / 31. München: Deutsches Jugendinstitut (DJI) –
Abschlussveranstaltung des Projekts
„Professionalisierung der Kindertagespflege“

Däxl

31. Dingolfing: Arbeitstagung der niederbayerischen
Jugendamtsleitungen

Krüger

31. Roth: Regionaler Arbeitskreis für Fachkräfte
der Adoptions- und Pflegekindervermittlung

Döbel
Mikulasch-Gyba

April

1. München: Konferenz im Bayerischen
Staatsministerium der Justiz und für
Verbraucherschutz (StMJV) zu den
Möglichkeiten der Kooperation zwischen
Jugendämtern und Familiengerichten in der
Umsetzung des FamFG

Krüger
Reinfelder
Hillmeier
Hartmann

1. Miesbach: Familienmesse Miesbach Schrimpf

5. Haßfurt: Arbeitstagung der unterfränkischen
Jugendamtsleitungen

Krüger

5. München: Bayerische Landeszentrale für neue
Medien (BLM) / Jugendschutzrunde

Schmidt

6. München: Veranstaltung der Bayerischen
Landeszentrale für neue Medien (BLM)

Krüger

6. München: 4. Sitzung des Ad-hoc-Ausschusses
des Landesjugendhilfeausschusses „Partizipation
in der stationären Jugendhilfe“

Krüger
Rösler

7. München: 118. Sitzung des Landesjugend-
hilfeausschusses (LJHA)

BLJA
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8. München: Besprechung mit dem Bayerischen
Landesbeauftragten für Datenschutz wegen
„Jugendsozialarbeit an Schulen (JaS)“ und
„Koordinierenden Kinderschutzstellen (KoKi)“

Krüger
Reinfelder

12. München: Besprechung im Bayerischen
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung,
Familie und Frauen (StMAS);
Thema: Bildungsleitlinien

Wunsch

12. München: Vorbereitungskreis zur
Gesamtbayerischen Jugendamtleitungstagung

Krüger
Hartmann
Hradetzky
Mainka
Reiners
Rösler
Stahl

12. Köln: BAG Landesjugendämter: Beirat zur
Vorbereitung der Kampagne „Das Jugendamt.
Unterstützung, die ankommt.“

Hofmeister

12. Weilheim: Koordinierende Kinderschutzstelle
(KoKi) – Auftaktveranstaltung

Schrimpf

12. - 14. Berlin: Freiwillige Selbstkontrolle Fernsehen (FSF)
Prüftätigkeit

Schmidt

14. München: Steuerungsgruppe
Jugendhilfeberichterstattung in Bayern (JuBB)

Krüger
Reinfelder
Hradetzky
Mainka

14. München: 4. Sitzung des Ad-hoc-Ausschusses des
LJHA „Jugendhilfe in Strafverfahren“

Krüger
Kaiser

14. München: Arbeitsgespräch zum Ärzteleitfaden
Gewalt gegen Kinder im Bayerischen
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung,
Familie und Frauen (StMAS)

Hillmeier

15. Berlin: Unterhaltungssoftware-Selbstkontrolle
(USK) Entwicklung von Leitkriterien

Schmidt

19. Bayreuth: Besprechung der Strategischen
Produktmanager

Reinfelder

Mai

2. München: Besprechung im Bayerischen
Staatsministerium für Arbeit und
Sozialordnung, Familie und Frauen (StMAS) 
Koordinierende Kinderschutzstellen (KoKi)
und Jugendsozialarbeit an Schulen (JaS)

Krüger
Hillmeier
Hartmann
Schrimpf
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5. München: Besprechung im Bayerischen
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung,
Familie und Frauen (StMAS) in der Geschäftsstelle
der Behindertenbeauftragten

Krüger
Dr. Kettinger
Lünnemann-Paul
Däxl
Mikulasch-Gyba

9. - 11. Weiden: 16. Gesamtbayerische
Jugendamtsleitungstagung

BLJA

9. - 13. Wiesbaden: Freiwillige Selbstkontrolle der
Filmwirtschaft (FSK) / Prüftätigkeit

Schmidt

12. Bayreuth: Arbeitskreis der
Tagespflegefachkräfte Frankens

Däxl

12. München: Interdisziplinärer Arbeitskreis
„geschlossene Unterbringung“

Hillmeier

16. Köln: BAG Landesjugendämter: Beirat zur
Vorbereitung der Kampagne „Das Jugendamt.
Unterstützung, die ankommt.“

Hofmeister

17. München: Medienpolitischer Beraterkreis beim
Bayerischen Jugendring (BJR)

Schmidt

18. Augsburg: Arbeitskreis der
Tagespflegefachkräfte Schwaben

Däxl

19. Bayreuth: Besprechung der
Strategischen Produktmanager

Krüger

19. Landsberg/Lech: Regionaler Arbeitskreis 
Sozialpädagogische Familienhilfe (SPFH)
Ammer-Lech

Döbel

20. München: Expertentagung „Herausforderungen
für die Familienpolitik“ im Konferenzzentrum
der Hanns-Seidel-Stiftung

Krüger

23. München: Arbeitsgruppe des Landesvorstands
des Bayerischen Jugendrings (BJR) „Präventiver
Jugendschutz“

Schmidt

24. München: „Gesprächsaustausch Kinder- und
Jugendpsychiatrie“ mit den beiden
Arbeitskreisen der CSU- und der FDP-Fraktion
des Bayerischen Landtags im Bayerischen
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung,
Familie und Frauen (StMAS)

Krüger

24. Nürnberg: Geschäftsführender Ausschuss
Diakonie – Schnittstellenmanagement
Koordinierende Kinderschutzstellen (KoKi)

Schrimpf

24. - 25. München: Sonderprüfung von Filmen durch
den Bayerischen Mediengutachterausschuss
(BMGA) für das Filmfest München

Schmidt
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25. München: Arbeitskreis Jugendhilfe des
Bayerischen Städtetags und Bayerischen
Landkreistags

Krüger

26. München: Dienstbesprechung der
Gleichstellungsbeauftragten im Bayerischen
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung,
Familie und Frauen (StMAS)

Huber M.

26. - 27. Berlin: Bundesverband für Erziehungshilfe
e. V. (AFET) – Vorstandssitzung

Britze

27. München: 50 Jahre elly – „Elly-Heuss-Knapp“ Krüger

30. Köln: Gemeinsame Arbeitsgruppe des
Bundesverbands für Erziehungshilfe e. V. (AFET)
und der Internationalen Gesellschaft für
erzieherische Hilfen (IGfH) zur Großen Lösung

Britze

31. Günzburg: Arbeitstagung des Bezirksverbands
Schwaben

Krüger

31. München: Regionaler Arbeitskreis für Fachkräfte
der Adoptions- und Pflegekindervermittlung

Döbel

Juni

1. Würzburg: 100-jähriges Jubiläum
Therapeutisches Heim St. Joseph

Krüger
Hillmeier

7. - 9. Stuttgart: 14. Deutscher Kinder- und
Jugendhilfetag

Krüger
Reinfelder
Graf
Hofmeister
Hradetzky
Mainka

9. / 10. Stuttgart: Arbeitsgruppe „Berichtswesen“ der
Bundesarbeitsgemeinschaft (BAG)
Landesjugendämter 

Hradetzky
Mainka

22. München: Arbeitsgespräch zum Ärzteleitfaden
Gewalt gegen Kinder im Bayerischen
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung,
Familie und Frauen (StMAS)

Hillmeier

27. München: 20. Sitzung des Vorstands des
Landesjugendhilfeausschusses (LJHA)

Krüger
Reinfelder
Hofmeister

29. München: Fachkommission Bildungsleitlinien
im Bayerischen Staatsministerium für Arbeit und
Sozialordnung, Familie und Frauen (StMAS)

Däxl

29. München: 5. Sitzung des Ad-hoc-Ausschusses
des Landesjugendhilfeausschusses „Jugendhilfe in
Strafverfahren“

Kaiser
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29. München: Expertenkreis Psychiatrie im
Bayerischen Staatsministerium für Umwelt
und Gesundheit

Krüger

29. Regenstauf: Umsetzungspraxis zum FamFG Reinfelder
Reiners

30. Nürnberg: Besprechung der Strategischen
Produktmanager

Krüger

30. Köln: BAG-Arbeitsgruppe zur Vorbereitung der
Kampagne „Das Jugendamt. Unterstützung,
die ankommt.“

Hofmeister

Juli

5. München: Arbeitsgespräch mit Mitarbeitern der
Regierung von Oberbayern zu Fragen der
Förderung der Koordinierenden Kinderschutz-
stellen (KoKi)

Hillmeier
Schrimpf

6. Beilngries: Tagung des Bayerischen
Jugendrings (BJR) – Landestagung
Kommunale Jugendarbeit 2011

Krüger

6. München: Tag der offenen Tür bei
„Donna Mobile“

Däxl

6. Roth: Vortrag zu Inklusion und Großer Lösung Britze

7. München: 5. Sitzung des Ad-hoc-Ausschusses
des Landesjugendhilfeausschusses
„Partizipation in der stationären Jugendhilfe“

Krüger
Rösler

7. Berlin: Arbeitsgruppe des Bundesministeriums
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMSFJ)
zu § 89d SGB VIII

Reinfelder

8. München: Arbeitsgespräch mit der
Vorsitzenden des Bundesverbands Legasthenie
und Dyskalkulie

Hillmeier
Britze

10. Amberg-Sulzbach: Familientag Koordinierende
Kinderschutzstellen (KoKi)

Schrimpf

11. München: Steuerungsgruppe zum Projekt
„Personalbemessung der Jugendämter in
Bayern“ (PeB)

Krüger
Graf

12. München: Fachtagung „Großtagespflege“ des
Landesverbandes Kinder in Tagespflege

Däxl

11. - 13. Augsburg: Workshop Jugendhilfeplanung Reinfelder
Hradetzky
Mainka
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13. Regensburg: Besprechung zur Beteiligung des
ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt an einer Fach-
tagung zum Hilfeplanverfahren des Stadtjugend-
amts Regensburg

Britze
Rösler

14. München: Arbeitsgespräch zu Fragen der
Zusammenarbeit zwischen Erziehungsberatung und
Koordinierenden Kinderschutzstellen (KoKi) mit der
Landesarbeitsgemeinschaft für Erziehungsberatung

Hillmeier
Schrimpf

18. Ingolstadt: Arbeitsgruppe Integrierte Versorgung
von Kindern und Jugendlichen

Krüger

19. München: Projektbeirat „Elternbriefe“ Krüger
Flynn
Eder-Chaaban

20. Bad Reichenhall: Hauptversammlung des
Bayerischen Städtetags

Krüger

20. München: Abschlussbericht zum Runden Tisch
„Missbrauch“ des Bayerischen Staatsministeriums
der Justiz und für Verbraucherschutz (StMJV)

Reinfelder

25. München: Regionalbereisung Jugendsozialarbeit
an Schulen (JaS) – Berichtswesen

Hartmann

26. München: Austausch Bayerisches Staatsministerium
für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen
(StMAS) – Bildung FHs

Hartmann
Schrimpf

27. / 28. Landshut: 1. Halbjahreskonferenz der Strategischen
Produktmanager und Regionalstellenleiter

Reinfelder

28. München: Fachlicher Austausch „Exzessive
Mediennutzung sowie insbesondere exzessives
Computerspielverhalten bei Kindern und Jugend-
lichen – Bestandsaufnahme und Handlungsbedarfe“ im
Bayerischen Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung,
Familie und Frauen (StMAS)

Dr. Kettinger

August

2. München: Fachtag Koordinierende
Kinderschutzstelle (KoKi) 
Oberfranken / Oberpfalz

Eder-Chaaban
Lauterbach
Schrimpf

3. München: Fachtag Koordinierende
Kinderschutzstelle (KoKi) 
Mittelfranken / Unterfranken

Eder-Chaaban
Lauterbach
Schrimpf

3. Dillingen: Kooperation Jugendhilfe – Schule Hartmann
Pappenberger

3. / 4. Bonn: Bundesprüfstelle für jugendgefährdende
Medien (BPjM) Länderbeisitz

Schmidt
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9. - 11. Berlin: Freiwillige Selbstkontrolle Fernsehen (FSF)
Prüftätigkeit

Schmidt

11. Bayreuth: Besprechung der Strategischen
Produktmanager

Reinfelder

11. Bayreuth: Besprechung für die „Fachmesse und
Kongress für den Sozialmarkt in Deutschland
(ConSozial) 2011“

Reinfelder

18. München: Besuch der Anwärter der Regionalstelle
Oberbayern

Reinfelder

24. Regensburg: Arbeitsgespräch zur Vorbereitung des
Fachtags „Beratungsangebote für Eltern mit Schreibabys“

Hillmeier
Döbel

30. München: Besprechung Strategische Produkt-
gruppe II/1 mit den Kommunalen Spitzenver-
bänden in Sachen Bundesverwaltungsgerichts-
urteil zu § 86 Abs. 5 SGB VIII

Krüger
Reinfelder
Müller

31. München: Aufgabenübertragung des Bayerischen
Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung,
Familie und Frauen auf ZBFS – Bayerisches
Landesjugendamt

Krüger
Reinfelder
Hillmeier

September

1. Berlin: Bund-Länder-Arbeitsgruppe zu
Rechtsfragen in der Kindertagespflege

Däxl

6. München: Besprechung im Bayerischen Staats-
ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie
und Frauen (StMAS) – Kinderschutz und weitere Themen

Krüger
Hillmeier
Schrimpf

12. München: Besprechung mit dem Bayerischen
Landesbeauftragten für Datenschutz im
Bayerischen Staatsministerium für Arbeit und
Sozialordnung, Familie und Frauen (StMAS) zur
Jugendsozialarbeit an Schulen (JaS)

Krüger
Hartmann

12. / 13. Berlin: Kinderschutzkonferenz Schrimpf

15. München: 6. Sitzung des Ad-hoc-Ausschusses des
Landesjugendhilfeausschusses „Partizipation in der
stationären Jugendhilfe“

Rösler

15. München: 6. Sitzung des Ad-hoc-Ausschusses des
Landesjugendhilfeausschusses „Jugendhilfe in Strafverfahren“

Kaiser

16. Fulda: Fachtagung zum Thema „Kindeswohl-
gefährdung“

Krüger

19. München: 21. Vorstandsitzung des
Landesjugendhilfeausschusses (LJHA)

Krüger
Reinfelder
Hofmeister
Wunsch
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19. Aichach-Friedberg: Podiumsdiskussion
„Jugendhilfe zwischen sozial-staatlichem
Anspruch und wachsendem Ressourceneinsatz“

Krüger

20. - 22. Münster: Arbeitstagung der Zentralen Adoptions-
stellen der Landesjugendämter

Flynn
Mikulasch-Gyba

22. Weilheim: Regionaler Arbeitskreis Sozial-
pädagogische Familienhilfe (SPFH) Ammer-Lech

Döbel

26. München: Besprechung im Bayerischen
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung,
Familie und Frauen (StMAS) zum Thema Runder
Tisch Heimerziehung (RTH)

Krüger
Hillmeier
Rösler

26. München: Besprechung mit Präsidenten und
Vorstand des Deutschen Jugendherbergswerks
Landesverband Bayern e. V.

Krüger

26. München: Arbeitsgruppe des Landesvorstands
des Bayerischen Jugendrings (BJR) „Präventiver
Jugendschutz“

Schmidt

27. München: Vertiefung der Kooperation von
Jugendhilfe und Familiengerichten im Bayerischen
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung,
Familie und Frauen (StMAS)

Krüger
Reinfelder
Hillmeier
Hartmann

27. München: Regionaler Arbeitskreis Oberbayern
für Fachkräfte der Adoptions- und Pflegekinder-
vermittlung

Flynn

28. Nürnberg: Fachtagung „Was macht eigentlich der
Internationale Sozialdienst?“

Krüger
Reinfelder
Pscherer
Parhofer

Oktober

5. Neustadt / Aisch: Allgemeiner Sozialdienst (ASD) –
Leitungs-Treffen Mittelfranken

Britze

5. München: Dienstbesprechung Jugendsozialarbeit
an Schulen (JaS) mit den Regierungen im Bayerischen
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie
und Frauen (StMAS)

Hartmann
Pappenberger
Riedle

6. München: 119. Sitzung des Landesjugendhilfe-
ausschusses (LJHA)

BLJA

6. Oberschleißheim: Vortrag vor Sozialmedizinischen
Assistentinnen „Der Schutzauftrag des Jugendamts
für Kinder und Jugendliche“

Britze
Huber

7. München: Arbeitsgruppe „Fortschreibung Jugend-
programm“ im Bayerischen Staatsministerium für
Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen (StMAS)

Krüger
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10. München: Steuerungsgruppe zum Projekt
„Personalbemessung der Jugendämter in
Bayern“ (PeB)

Krüger
Graf

11. Forchheim: Arbeitskreis der Tagespflegefach-
kräfte Franken

Däxl

12. Neumarkt: Arbeitskreis der Tagespflegefachkräfte
Oberpfalz

Däxl

12. Bayreuth: ZBFS – Arbeitsgruppe Intranet Hofmeister

13. / 14. Berlin: Fachausschuss „Rechts- und Organisations-
fragen“ der Arbeitsgemeinschaft der Kinder- und
Jugendhilfe (AGJ)

Reinfelder

13. Waldsassen: Arbeitstagung der oberpfälzischen
Jugendamtsleitungen

Krüger

13. München: Interdisziplinärer Arbeitskreis
„geschlossene Unterbringung“

Hillmeier

13. Lichtenfels: Regionaler Arbeitskreis für Fachkräfte
der Adoptions- und Pflegekindervermittlung

Döbel

17. München: Expertenkreis Psychiatrie – Unterarbeits-
gruppe integrierte Versorgung

Krüger
Reinfelder

18. München: Austausch mit Landesarbeitsgemeinschaft
Bayerischer Familienbildungsstätten e. V. (LAG) in
Sachen Familienstützpunkte, Zusammenarbeit mit KoKis,
Zusammenarbeit mit Jugendämtern und Familien-
bildungsstätten

Krüger
Flynn
Eder-Chaaban
Lauterbach
Schrimpf

19. / 20. Nürnberg: Bayerische Jugendschutztagung Dr. Kettinger
Schmidt

20. München: Steuerungsgruppe zum Projekt
„Jugendhilfeplanung in Bayern“ (JUBB)

Krüger
Reinfelder
Hradetzky

20. Landsberg / Lech: Arbeitskreis zu § 35a SGB VIII
in der Region 14

Britze

20. Roth: Regionaler Arbeitskreis für Fachkräfte der
Adoptions- und Pflegekindervermittlung

Mikulasch-Gyba

22. Gauting: Hauptausschusssitzung des Bayerischen
Jugendrings (BJR)

Krüger
Schmidt

24. / 25. Augsburg: „Standortbestimmung und Entwick-
lungsaufgaben der Sozialpädagogische
Familienhilfe (SPFH)“

Hillmeier
Döbel
Kaiser

24. Zusmarshausen: Arbeitstagung der schwäbischen
Jugendamtsleitungen

Krüger
Reinfelder
Hradetzky
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25. Zusmarshausen: Arbeitstagung der schwäbischen
Jugendamtsleitungen „Jugendämter im Gespräch
mit dem Verwaltungsgericht“

Britze

25. Würzburg: Besprechung der Strategischen
Produktmanager

Krüger

26. / 27. Freising: Fachtagung „Kinder in Tagespflege“
Information, Inspiration, Innovation

Krüger
Britze
Däxl
Müller

27. München: „Sexuelle Gewalt von Kindern und
Jugendlichen“ Fachtagung zur Expertise der
Universität Ulm

BLJA

27. Mainz: BAG Landesjugendämter - Arbeitsgruppe
zur Vorbereitung der Kampagne „Das Jugendamt.
Unterstützung, die ankommt.“

Hofmeister

November

2. / 3. Nürnberg: Fachmesse und Kongress für den
Sozialmarkt in Deutschland (ConSozial)

Krüger
Britze
Eder-Chaaban
Hofmeister
Lauterbach

4. München: Fachtagung für Jugendhilfe-
ausschussmitglieder

Reinfelder
Dr. Kettinger
Schmidt

8. Hof: Arbeitstagung der oberfränkischen
Jugendamtsleitungen

Flynn

8. / 9. Hannover: Bundesverband für Erziehungshilfe
e. V. (AFET) – Vorstandssitzung

Britze

9. Karlstadt am Main: Arbeitstagung der
unterfränkischen Jugendamtsleitungen

Flynn

9. - 11. Würzburg: 111. Arbeitstagung der BAG
Landesjugendämter

Krüger
Hofmeister

10. Nürnberg: Tagung der Operativen Produktmanager
Produktgruppe IX

Lünnemann-Paul

10. Nürnberg: Fachtag „Beratungsangebote für Eltern mit
Schreibabys“

Hillmeier
Döbel
Schrimpf

11. Frontenhausen / Burgberg: Einrichtungsleitertagung
des Bayerischen Landesverbands für die Wohlfahrt
Gehörgeschädigter

Britze

15. München: Arbeitskreis Jugendhilfe des Bayerischen
Städtetags und des Bayerischen Landkreistags

Krüger
Hillmeier
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16. Stuttgart: Fachtag des Bundesverbands katholischer
Einrichtungen und Dienste der Erziehungshilfen e. V.
(BVkE) zur Zusammenarbeit in den familienorientierten
Erziehungshilfen

Hillmeier

17. Hamburg: Fachtag Frühe Hilfen und Wirkungs-
orientierung

Schrimpf

17. / 18. Altötting: Arbeitstagung der oberbayerischen
Jugendamtsleitungen

Krüger

21. Nürnberg: Fachtag für Fachdienste des Evangelischen
Erziehungsverbandes Bayern

Hillmeier

21. Rosenheim: Allgemeiner Sozialdienst (ASD) – 
Leitungstreffen Oberbayern-Ost

Britze

23. / 24. Bonn: Arbeitstagung der Bundeszentralstelle für
Auslandsadoption mit den Zentralen Adoptionsstellen
der Länder und der anerkannten Auslandsvermittlungsstellen

Flynn

24. / 25. Wiesbaden: Jahrestagung der stellvertretenden
Vorsitzenden in den Prüfausschüssen der Freiwilligen
Selbstkontrolle der Filmwirtschaft (FSK)

Schmidt

29. München: 7. Sitzung des Ad-hoc-Ausschusses des
Landesjugendhilfeausschusses „Jugendhilfe in Strafverfahren“

Krüger
Kaiser

Dezember

1. München: 7. Sitzung des Ad-hoc-Ausschusses des
Landesjugendhilfeausschusses „Partizipation in der
stationären Jugendhilfe“

Krüger
Rösler

2. Nürnberg: Fachtagung für Jugendhilfe-
ausschussmitglieder

Krüger
Dr. Kettinger
Schmidt

5. München: Arbeitsgespräch mit dem Kinderschutz
e. V. im Bayerischen Staatsministerium für Arbeit und
Sozialordnung, Familie und Frauen (StMAS) zur
Förderung eines Modellvorhabens zur Gewaltprävention

Hillmeier

6. Nürnberg: Vortrag vor Sozialmedizinischen
Assistentinnen „Der Schutzauftrag des Jugendamts
für Kinder und Jugendliche“

Britze

8. München: Überregionaler Arbeitskreis Adoption Mikulasch-Gyba

8. München: Arbeitsgespräch zur künftigen fachlichen
Begleitung der Beratungsangebote für Eltern von Schreibabys

Hillmeier
Döbel

8. Ingolstadt: Beratung des Stadtjugendamts zur
Thematik Schulbegleiter

Britze

8. / 9. Berlin: Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe 
(AGJ) – Jury zur Vergabe des Deutschen Kinder- und
Jugendhilfepreises 2012

Krüger
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8. / 9. Augsburg: 2. Halbjahreskonferenz der Strategischen
Produktmanager

Reinfelder

12. Augsburg: Regierung von Schwaben – Austausch-
treffen der Koordinierenden Kinderschutzstellen
(KoKi)

Schrimpf

13. München: Regionaler Arbeitskreis für Fachkräfte der
Adoptions- und Pflegekindervermittlung

Döbel

14. München: 3. Sitzung des Plenums „Expertenkreis Psychiatrie“ Krüger

16. Nürnberg: ZBFS – Arbeitsgruppe Intranet Hofmeister

19. München: Arbeitsgespräch zur Sozialpädagogischen
Familienhilfe (SPFH) bei Lotse e. V.

Döbel

19. - 23. Wiesbaden: Freiwillige Selbstkontrolle der Filmwirtschaft
(FSK) / Prüftätigkeit

Schmidt
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Publikationen

Mitteilungsblatt (MittBl)

Das Mitteilungsblatt berichtet über wichtige fachliche Entwicklungen der Jugendhilfe in Bayern, stellt
beispielhafte Aktivitäten aus der Praxis vor, informiert über Initiativen der Träger der Jugendhilfe und
enthält die amtlichen Mitteilungen des Landesjugendamts. Dem entspricht die Gliederung in die
regelmäßigen Rubriken: Schwerpunktthema, Bericht, Info und Tipp.
Die öffentlichen Träger der Jugendhilfe und die Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege in
Bayern sowie die Mitglieder des Landesjugendhilfeausschusses erhalten das Mitteilungsblatt im
Rahmen der Informationspflicht des Landesjugendamts kostenlos. Darüber hinaus ist der Bezug im
Abonnement möglich. Abonnenten erhalten als freibleibenden Service zusätzlich den Jahresbericht
und das aktuelle Fortbildungsprogramm des Landesjugendamts.
Das Mitteilungsblatt erscheint sechsmal jährlich im Umfang von ca. 16 Seiten, das Jahresabonnement
kostet € 23,00 einschließlich Portokosten, die Einzelausgabe € 4,00 zuzüglich Portokosten. 

Publikationen                                                                                                                          Preis in €

Jugendhilferecht

Lose-Blatt-Sammlung Jugendhilferecht.
Hg. Bayerisches Landesjugendamt: Jugendhilferecht in Bayern – Handbuch zur
Kinder- und Jugendhilfe, Stand: 1. Oktober 2011. Richard Boorberg Verlag,
München, ISBN 3-415-02320-6

41,00

Jahresberichte des Bayerischen Landesjugendamts

Jahresbericht 1999
Schwerpunktthema: Jugendschutz.
Redaktion: Robert Sauter, München 2000 vergriffen

Jahresbericht 2000
Schwerpunktthema: 75 Jahre Bayerisches Landesjugendamt.
Redaktion: Robert Sauter, München 2001

ohne
Berechnung

Jahresbericht 2001
Schwerpunktthema: Elektronische Informations- und Kommunikationsmedien
in der Jugendhilfe.
Redaktion Robert Sauter, München 2002

ohne
Berechnung

Jahresbericht 2002
Schwerpunktthema: Die Neuregelung des Adoptionsvermittlungsrechts.
Redaktion: Robert Sauter, München 2003

ohne
Berechnung

Jahresbericht 2003
Schwerpunkthema: Profil des Jugendamts im neuen Jahrtausend.
Redaktion: Robert Sauter, München 2004

ohne
Berechnung

Jahresbericht 2004
Schwerpunktthema: Planung und Steuerung – Modernisierungskonzepte
der öffentlichen Jugendhilfe.
Redaktion: Robert Sauter, München 2005

ohne
Berechnung

Jahresbericht 2005
Schwerpunktthema: Jugendhilfeberichterstattung in Bayern – JUBB.
Redaktion: Robert Sauter, München 2006

ohne
Berechnung
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Jahresbericht 2006
Schwerpunktthema: Demografische und sozialstrukturelle Grundlagen der
Jugendhilfe in Bayern.
Redaktion: Robert Sauter, München 2007

ohne
Berechnung

Jahresbericht 2007
Schwerpunktthema: JUBB – Jugendhilfeberichterstattung in Bayern – Ergebnisse
2007.
Redaktion: Robert Sauter, München 2008

ohne
Berechnung

Jahresbericht 2008
Schwerpunktthema: EST! – Die Evaluation der Sozialpädagogischen Diagnose-
Tabellen.
Redaktion: Robert Sauter, München 2009

ohne
Berechnung

Jahresbericht 2009
Schwerpunktthema: Personalbemessung der Jugendämter in Bayern (PeB).
Redaktion: Robert Sauter, München 2010

ohne
Berechnung

Jahresbericht 2010
Schwerpunktthema: Jugendhilfe und (gebundene Ganztagsschule)
Redaktion: Stefanie Krüger, München 2011

ohne
Berechnung

Neuveröffentlichungen 2011

Wir lernen uns kennen.
Redaktion: Claudia Flynn, Sandra Platschek
4. überarbeitete Auflage, München 2011, ISBN 3-935960-22-0 2,10

Frühere noch lieferbare Veröffentlichungen

Personalbemessung der Jugendämter in Bayern (PeB).
Projektbericht und CD zum Handbuch
Redaktion: Robert Sauter
München 2010, ISBN 3-935960-21-2

10,00

Schützen – Helfen – Begleiten. Handreichung zur Wahrnehmung des
Schutzauftrags der Jugendhilfe bei Kindeswohlgefährdung.
Redaktion: Robert Sauter, Hans Hillmeier, Gertraud Huber
Aktualisierte Auflage München 2010, ISBN 3-93560-05-0 3,50

Wir leben in einer Stieffamilie – Soll unser Kind adoptiert werden?
Redaktion: Jutta Mikulasch-Gyba, Sandra Platschek, Christine Brendel,
Claudia Flynn
6. überarbeitete Auflage, München 2010, ISBN 3-935960-09-3 1,00

Jugendschutz
Gesetzliche Bestimmungen.
Redaktion Udo Schmidt, Dr. Alexander Kettinger
München 2010, ISBN 3-935960-20-4

1,30

Integration von jungen Migrantinnen und Migranten als Aufgabe der
öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe.
Redaktion: Carolin Betz, Luitpold Will, Dr. Alexander Kettinger
München 2009, ISBN 3-935960-18-2

4,50
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Qualifizierungsplan für Tagespflegepersonen.
Redaktion: Inge Däxl, Gisela Demler
München 2009, ISBN 3-935960-0-19-0

4,40

EST!
Evaluation der Sozialpädagogischen Diagnose-Tabellen – Abschlussbericht.
IKJ Institut für Kinder- und Jugendhilfe GmbH
Redaktion: Michael Macsenaere, Gabriele Paries, Jens Arnold
München 2009, ISBN 3-935960-16-6
Vergriffen. Derzeit nur als Download unter www.blja.bayern.de

Jugendschutzampel „Was Du wissen sollst“.
Kurzinformation für Jugendliche über gesetzliche Jugendschutzbestimmungen
in Form einer Parkscheibe.
Erstauflage 1993. Neuauflage unter Berücksichtigung der geänderten
Jugendschutzgesetze, München 2009

0,30

Kleine Rechtskunde für den Jugendhilfeausschuss.
Texte und Redaktion: Marion Dollmann
3. neu überarbeitete Auflage, München 2009

1,60

Sozialpädagogische Diagnose. Arbeitshilfe zur Feststellung des erzieherischen
Bedarfs.
Redaktion: Hans Hillmeier, Gertraud Huber, Dr. Kerstin Pschibl, Neuauflage.
München 2009, ISBN 3-935960-15-8

2,60

Vollzeitpflege. Arbeitshilfe für die Praxis der Jugendhilfe. Ringordner
Texte und Redaktion: Annemarie Renges et al., München 1999
2. überarbeitete Auflage 2009
Vergriffen. Derzeit nur als Download unter www.blja.bayern.de 

Qualitätsstandards für psychologische Gutachten in familienrechtlichen Verfahren
und für Glaubhaftigkeitsgutachten. Dokumentation der Sozialwissenschaftlichen
Rundschau am 9. November 2000 in Nürnberg. Mit Fachbeiträgen von Marie-Luise
Kluck, Reinhard Lubitz, Monika Aymanns und Claudia Flynn
Redaktion: Gisela Eschenbach
2. Auflage 2008. ISBN 3-935960-00-X

1,50

Präventiver Kinder- und Jugendschutz. Gesamtkonzept.
Redaktion: Karin Obtmeier, Udo Schmidt, Luitpold Will, Claudia Flynn, Helmar Bluhm,
Angelika Wunsch
München 2007, ISBN 3-935960-14-X

5,20

Nebenstrafen und Nebenfolgen in der Jugendgerichtsbarkeit.
Redaktion: Günter Wimmer
München 2006, ISBN 3-935960-12-3

1,50

Kindeswohlgefährdung. Dokumentation einer Fachtagung für Familienrichter und
leitende Fachkräfte in Jugendämtern.
Redaktion: Hans Hillmeier, Gertraud Huber
München 2006, Nachdruck 2008, ISBN 3-935960-13-1

2,50

Eingliederungshilfe für seelisch behinderte junge Menschen als Aufgabe der Kinder-
und Jugendhilfe; Hinweise zum Vollzug der gesetzlichen Bestimmungen nach § 35a
SGB VIII. Dokumentation eines Workshops 2005.
Redaktion: Hans Hillmeier, Gisela Eschenbach
München 2. Auflage 2005, ISBN 3-935960-11-5

3,30

Inhalt_Inhalt  25.07.12  19:03  Seite 116



Publikationen 

117

Suchtprävention. Leistungen und Aufgaben der sekundären Suchtprävention im
Rahmen der Gewährleistungs- und Planungsverantwortung des Jugendamts.
Redaktion: Gisela Eschenbach
München 2005, ISBN 3-935960-10-7

1,60

Aufklärung des Kindes über seine Adoption. Eine Hilfe für Eltern.
Mit freundlicher Genehmigung der British Agencies for Adoption and Fostering.
London, 6 Auflage; München 2005
Vergriffen. Derzeit nur als Download unter www.blja.bayern.de 

Partizipation in der Heimerziehung (PartHe). Abschlussbericht der explorativen
Studie zu den formalen Strukturen der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen in
ausgewählten Einrichtungen der stationären Erziehungshilfe in Bayern.
Redaktion: Bernhard Babic, Kathja Legenmayer 
München 2004, ISBN 3-935960-06-9

2,30

Verfahrenspflegschaft.
Redaktion: Karin Herzinger, Hans Hillmeier
München 2004. ISBN 3-935960-07-7

ohne
Berechnung

Handbuch zur Jugendsozialarbeit an Schulen in Bayern (JaS).
Redaktion: Annemarie Renges, Gabriele Lerch-Wolfrum. München 2004
Hg. Bayerisches Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen
in Zusammenarbeit mit dem Institut für berufliche Bildung und Weiterbildung e. V.
Vergriffen. Derzeit nur als Download unter www.blja.bayern.de   

Eignungsüberprüfung von Bewerbern in der Adoptions- und Pflegekindervermittlung.
Redaktion: Angelika Wunsch, 2. Auflage 2006,
München 2003, ISBN 3-935960-05-6

2,50

Flyer – Eltern im Netz (im CD-Book-Format)
Plakate Eltern im Netz (Formate 29,7 x 29,7 cm und 59,4 x 59,4 cm)

ohne
Berechnung

Konzeptionelle Grundlagen zum Fortbildungsauftrag. Ziele, Methoden, Evaluation.
Redaktion: Gudrun Enßlin et al., München 1999 2,60

75 Jahre Reichsjugendwohlfahrtsgesetz. Jugendhilfe zwischen Ordnungsrecht und
Sozialpädagogik.
Redaktion: Robert Sauter, München 1999

4,10

Adoption. Kann – darf – soll ich?
Neu bearbeitete 2. Auflage; München 1999 0,25

Konfliktträchtige Gruppierungen und ihre Auswirkungen auf die elterliche Sorge.
Beiträge aus der Fachtagung am 18. Juni 1996 in Gauting.
Redaktion: Helmar Bluhm, München 1997

1,50

Adoptionen mit Auslandsberührung. Dokumentation der Fachtagungen 1994 und
1997.
Redaktion: Heinz Schroer. Mit Beiträgen von Karin Obtmeier, Ansgar Marx, Heinz
Schroer, Michael Busch und Günther Gottschling, München 1997

2,00

Kooperation von Schule und Jugendamt in Fällen von sexuellem Missbrauch.
Dokumentation eines Kooperationslehrgangs.
Hg. von der Akademie für Lehrerfortbildung Dillingen in Zusammenarbeit mit dem
Bayerischen Landesjugendamt München. Akademiebericht Nr. 299, 1997.
Schriftliche Bestellungen: Akademie für Lehrerfortbildung und Personalführung,
Postfach 89407 Dillingen/Do.

8,00
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Qualifizierung in der Kleinstkindp�dagogik. Dokumentation der berufsbegleitenden
Fortbildung f�r Kinderkrankenschwestern in Betreuungseinrichtungen f�r 0-3J�hrige
in Bayern.
Redaktion: Isolde Ruf, M�nchen 1996

2,60
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